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Beginn: 15.00 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist ertffnet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Am ver-
gangenen Freitag wurde in Bergedorf ein Mahnmal
zum Gedenken an ehemalige Zwangsarbeiter,
Kriegsgefangene und Haftlinge enthdllt. Daran
steht geschrieben: Unrecht niemals vergessen.
Der Einweihung wohnten besondere Gaste bei:
ehemalige Zwangsarbeiter, die im Rahmen unse-
res Besuchsprogramms in die Stadt zuriickgekehrt
waren, in der sie vor mehr als 67 Jahren viel Leid
erfahren mussten. Zwei von ihnen wollten dort als
Zeitzeugen sprechen und damit ein wichtiges Si-
gnal der Verséhnung senden. Doch so weit kam es
nicht, denn kaum hatten die Gaste Platz genom-
men, wurden sie Opfer eines feigen Attentaters,
der sie mit Pfefferspray angriff und verletzte. Eine
Augenzeugin berichtet, sie habe in das Gesicht
des Mannes, der in Sekundenschnelle festgenom-
men wurde, geschaut. Er lachelte triumphierend
und irgendwie irre.

Auch wir Abgeordneten der Hamburgischen Biir-
gerschaft sind entsetzt tUber diese Tat. Sie be-
schamt uns, und unser Mitgefuhl gilt den polni-
schen Gasten, die erneut zu Opfern wurden. Wir
mussen trotz unserer Wut Uber das Geschehene
erkennen, dass es vor solch schandlichen Einzel-
tatern keinen Schutz gibt. Umso deutlicher bekrafti-
gen wir aber, dass wir nicht nachlassen in unserem
Bemihen fir eine friedliche Welt ohne Rassismus
und Intoleranz und gegen das Vergessen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Allein in Hamburg wurden zwischen 1939 und
1945 rund 500 000 Menschen zur Zwangsarbeit
eingesetzt, auch in Bergedorf. Vor allem aus der
ehemaligen Sowjetunion und Polen wurden die
Manner, Frauen und Kinder nach Hamburg ver-
schleppt, auch 100 000 Kriegsgefangene und KZ-
Haftlinge zahlen dazu. Nur wenige von denen, die
damals Uberlebt haben, leben heute noch. Vor
zwolf Jahren ersuchte die Burgerschaft den Senat,
ein Besuchsprogramm fur ehemalige Zwangsarbei-
terinnen und Zwangsarbeiter ins Leben zu rufen.
Mehr als 350 Gaste aus Polen, Russland, Tsche-
chien konnten so ein anderes, freiheitliches Ham-
burg kennenlernen. Sie haben als unsere Gaste
die Orte ihres damaligen Leidens noch einmal auf-
gesucht. Durch ihre Besuche in Hamburger
Schulen tragen sie dazu bei, dass weiterhin an die
Opfer der NS-Diktatur erinnert wird. Fir diesen
Einsatz ganz im Dienste der Menschlichkeit ge-
bahrt ihnen unser aufrichtiger Dank.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Meine Damen und Herren! Wir kénnen die damali-
gen Verbrechen nicht ungeschehen machen, aber
mit unseren Worten und Taten mdchten wir unser

tiefes Bedauern zum Ausdruck bringen und zu-
gleich den Blick in die Zukunft richten, denn in den
vergangenen Jahren wurde zwischen Polen und
Deutschland eine Bricke der Verstandigung auf-
gebaut, aus der heute eine tief empfundene
Freundschaft gewachsen ist. Wir werden auch wei-
terhin  ehemalige = Zwangsarbeiterinnen  und
Zwangsarbeiter offen und gastfreundlich empfan-
gen und das Unrecht niemals vergessen, so wie es
uns die Worte an der Bergedorfer Stele mahnen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Meine Damen und Herren! Sodann kommen wir
zur heutigen Tagesordnung. Abweichend von der
Empfehlung des Altestenrats haben die Fraktionen
vereinbart, diese um einen weiteren Punkt zu er-
ganzen. Die Drucksache haben Sie inzwischen er-
halten. Sie wurde als TOP 21a nachtraglich in die
Tagesordnung aufgenommen.

Aullerdem haben die Fraktionen Einvernehmen
daruber erzielt, TOP 5, das ist die Grof3e Anfrage
der Fraktion DIE LINKE aus Drucksache 20/4884,
Zu vertagen.

Wir kommen zur

Aktuellen Stunde
Dazu sind funf Themen angemeldet worden, und
zwar von der GRUNEN Fraktion

Arme armer, Reiche reicher — umfairteilen
und soziale Spaltung bekampfen!

von der FDP-Fraktion

Chaos, Krawall und Konfrontation — der
neue Kurs des SPD-Senats fur die Metropol-
region

von der Fraktion DIE LINKE

Gesunde Erndhrung in Hamburgs Bildungs-
einrichtungen sichern — Aufgabe des Staats,
nicht privater Sponsoren!

von der SPD-Fraktion

Hamburgs Erfolg im Bundesrat: Wichtige
Weichenstellung fir die Gleichstellungspoli-
tik in Deutschland

und von der CDU-Fraktion

Der Kita-Schwindel der SPD — Wachsen
dem Senat seine Wahlversprechen Uber den
Kopf?
Ich rufe nun zunachst das erste Thema auf. Frau
Fegebank, Sie haben das Wort.

Katharina Fegebank GRUNE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die Reichen werden
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immer reicher, die Armen werden immer &armer.
Was in neoliberalen Kreisen gerne als reiner Popu-
lismus abgetan wird, ist pure Realitdt. Arm und
Reich entfernen sich immer weiter voneinander,
und die Zahlen des jetzt gerade veroffentlichten
Armutsberichts der Bundesregierung sind alarmie-
rend. Ich will nur zwei nennen, Sie haben sie si-
cherlich auch in den letzten Tagen in den Medien
lesen koénnen: 10 Prozent der Bevdlkerung verei-
nen 53 Prozent des Nettovermdgens, wohingegen
die Hélfte der Deutschen nur knapp tber 1 Prozent
des Vermdgens auf sich vereint. Das sind die Zah-
len fur die Republik, und die stimmen mich und uns
GRUNE nachdenklich. Ich hoffe, dass sie das ge-
samte Haus nachdenklich stimmen, auch den Teil
des Hauses, der sich in jingster Vergangenheit im-
mer eher mit Uberbietungsdebatten um Steuersen-
kungen hervorgetan hat und sich nicht wirklich Ge-
danken gemacht hat, wie diese offensichtliche und
grofRe Einkommensverteilung ein Stiick weit aufge-
griffen und behoben werden kann.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP)

Dabei sollte Gerechtigkeit die Zielsetzung sein,
und fiir die GRUNE Fraktion kann ich sagen, dass
Gerechtigkeit im Zentrum unseres politischen Auf-
trags steht. Dazu gehért natdrlich auch, dass man
mit Blick auf die Zahlen guckt, wie es gelingen
kann, eine gerechte Verteilung von Vermdgen hin-
zubekommen. Wenn ich jetzt den Schlenker weg
von den Bundeszahlen mache und auf Hamburg
blicke, dann haben wir da zum einen eine andere
Studie, die uns sicherlich alle sehr erfreut hat in
den letzten Wochen, die Gliicksstudie der Post, die
besagt, dass hier die glicklichsten Menschen der
Republik leben. Wir sind eine prosperierende Stadt
und eine Hafenmetropole, in der die Menschen
gerne leben, aber — und auch das belegen die
Zahlen fir Hamburg — Hamburg ist nicht die Insel
der Gluckseligkeit fur alle. An dieser Stelle nutzt
auch Hamburg die Chancen und die gute Aus-
gangslage nicht, die es hatte. Auch hier erleben
wir ein ganz starkes Auseinanderdriften der Gesell-
schaft, Arm und Reich teilen sich auf. Ich will hier-
Zu nur einige wenige Zahlen nennen, die uns in
Hamburg mit Blick auf das, was im Bund mdglich
ist, aber auch mit Blick darauf, was wir hier selbst
tun kdnnen, nachdenklich stimmen sollten.

Jedes vierte Kind lebt in Armut, 12 000 Haushalte
sind mindestens einmal die Woche auf Essen der
Tafel angewiesen, und in 16 Stadtteilen beziehen
bereits 18 Prozent der Einwohnerinnen und Ein-
wohner Transferleistungen. Das ist etwas, was uns
nachdenklich stimmen sollte. Die Einkommensver-
teilung ist stark gespreizt und auch hierzu noch ei-
ne Zahl, bei der ich erst einmal schlucken musste:
Die 20 reichsten Hamburgerinnen und Hamburger
besitzen rund 40 Milliarden Euro und 18 Prozent
sind von Armut bedroht. Das ist die Realitat in ei-
ner Stadt, die laut Glicksstudie die zufriedensten

Menschen hat und in der der Wohlfuhlfaktor enorm
ist. Das kann ich bestétigen, ich lebe gerne hier,
aber es gibt Probleme und diese missen wir an-
packen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wenn wir jetzt viel Gber die Spaltungen gespro-
chen haben, die sich in Geld ausdricken, muss
man auch feststellen, dass arm sein — ich denke,
da sind wir uns weitgehend einig — mehr ist als
kein Geld zu haben. Armut bedeutet in der Regel
auch schlechtere Teilhabe, schlechtere Zu-
gangschancen zu offentlichen Gutern, schlechtere
Bildung und Ausbildung, schlechtere Gesundheit
und natirlich schlechtere gesellschaftliche Teilha-
be in allen Bereichen. Vielerorts wird sogar schon
von der "Generation abgehangt" gesprochen. Ab-
gehangt sein, Segregation, Spaltung, unterschied-
liche Stadtteile mit unterschiedlichen Chancen, das
alles gefahrdet den sozialen Frieden in der Stadt.
Das alles lasst Potenziale zuriick und das kann
sich die Stadt nicht erlauben. Da mussen wir alle
gemeinsam an einem Strang ziehen, denn diese
Stadt braucht jeden. Ich bediene noch einmal
einen Spruch aus der letzten Legislaturperiode,
der aber hier vielleicht auch ein gro3es Maf3 an
Wahrheit beinhaltet: Diese Stadt braucht alle Ta-
lente.

(Beifall bei den GRUNEN)

Noch ein Blick auf Hamburg, bevor ich dann zu
den gemeinsamen Anstrengungen komme, die wir
im Bund vollziehen missen, und das wird ein kraf-
tiges Stuck Arbeit werden. Ein Rezept gegen Ar-
mut kann Arbeit sein. Ich sage bewusst kann, denn
gerade in den letzten Tagen haben wir noch ein-
mal eindriicklich an bestimmten Beispielen erfah-
ren missen, dass es eine Reihe von Menschen
gibt, die trotz Vollzeitbeschéftigung von ihrer Arbeit
nicht auskdmmlich leben kdnnen. Das ist ein Skan-
dal, den wir gemeinsam anpacken mussen, und da
hat auch die Stadt als Arbeitgeberin die Verpflich-
tung, als Vorbild voranzugehen. Wir brauchen ein
Landesmindestlohngesetz, und wir missen auf die
Hamburger Unternehmen einwirken, dass hier zu
fairen Bedingungen und fairen Léhnen beschéftigt
wird.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
Jetzt noch einmal zum Bund.
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Sie se-
hen das rote Licht, einen Schlusssatz bitte.

Katharina Fegebank GRUNE (fortfahrend): Dann
versuche ich es noch einmal in der zweiten Runde.
Umverteilung hat mit Neid nichts zu tun, sondern
mit Gerechtigkeit, und deshalb wollen wir auch am
Samstag beim Bindnis "UmFAIRteilen" Flagge
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zeigen und unsere Solidaritdt bekunden, und ich
rufe auch dieses Haus dazu auf, sich daran zu be-
teiligen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun der
Abgeordnete Rose.

Wolfgang Rose SPD:* Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, sehr geehrte Frau Prasidentin! Eigentum
verpflichtet, sein Gebrauch soll zugleich dem Woh-
le der Allgemeinheit dienen. Dieser schlichte Satz
aus der Verfassung stimmt heute mit der Wirklich-
keit der prekdren Lebenslagen von Millionen Men-
schen in unserem Land nicht mehr Uberein. Jedes
vierte bis flinfte Kind lebt von Hartz 1V, zu viele Ju-
gendliche landen nach der Schule nicht in einer
Ausbildung, der Niedriglohnsektor weitet sich dra-
matisch aus, prekare Beschaftigung wie befristete
Arbeitsvertrage, Minijobs, Leiharbeit, Werkvertrage
und fehlende Mitbestimmung nehmen zu. Der
Sockel von Langzeitarbeitslosen wird trotz geringe-
rer Arbeitslosigkeit nicht weniger. Nur 40 Prozent
der Arbeitnehmer erreichen das Rentenalter, da-
von nur die Halfte in einem sozialversicherten Ar-
beitsverhdltnis. Es gibt bereits steigende Altersar-
mut, und sie droht sich erheblich auszuweiten,
wenn dies nicht durch eine wirksame Rentenre-
form verhindert wird.

All diese Entwicklungen der letzten 10 bis 20 Jahre
bedrohen die soziale Lage vieler Menschen, ihre
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und letztlich
auch die Demokratie. Zugleich ist allein das private
Geldvermdgen in Hamburg jéhrlich um 6 Prozent
auf aktuell Uber 220 Milliarden Euro gewachsen,
und zwar vorwiegend im oberen Zehntel. Diese
Ungleichverteilung, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, kénnen und wollen wir als Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten jedenfalls nicht so hin-
nehmen. Wir wollen das andern. In Hamburg sind
wir dabei, und im Bund werden wir uns bis spéate-
stens nadchsten September auch an diese Frage
heranmachen.

(Beifall bei der SPD)

Umverteilung muss zuallererst in der Arbeitswelt
beginnen, denn es sind die Arbeit und ihr Lohn,
Uber die sich der Einzelne, unser Gemeinwesen
und unser Sozialstaat konstituieren und finanzie-
ren. In den letzten zehn Jahren ist die Lohnquote
von 72 auf 66 Prozent gesunken. Das "Hamburger
Abendblatt" hat dankenswerterweise mit seinem
Dossier diverse Beispiele zusammengetragen, in
denen der Arbeitsmarkt in den vergangenen Jah-
ren in Unordnung geraten oder teilweise auch in
Unordnung gebracht worden ist. Wir als SPD-Frak-
tion gehen die Probleme systematisch an und wer-
den Schritt fur Schritt die Unordnung auf dem Ar-
beitsmarkt wieder in Ordnung bringen.

(Beifall bei der SPD — Jérg Hamann CDU:
Wo denn?)

Ich nenne dafir finf Beispiele: Mit dem Korrupti-
onsregister, von der CDU abgeschafft, von uns
wieder eingefiihrt, gehen wir gegen illegale Be-
schaftigung vor, mit einem Mindestlohngesetz und
einem verbesserten Vergabegesetz gegen Hun-
gerléhne unter 8,50 Euro und gegen Tarifdumping,
mit dem Instrument Allgemeinverbindlichkeit gegen
die schmutzige Konkurrenz von tarifungebundenen
Niedriglohnern, mit Richtlinien gegen den
Missbrauch von Leiharbeit und fur Equal Pay, zu-
erst bei der Stadt selbst und demnéchst bei 6ffent-
lichen Unternehmen, und mit einer Novellierung
des Personalvertretungsrechts gegen den Abbau
der Mitbestimmung durch die CDU im Jahr 2005.
Aber wir reden nicht nur, sondern wir stellen uns
dieser Herausforderung, und wir bringen den Ar-
beitsmarkt in unserer Stadt in Ordnung, auch unter
den Bedingungen der Schuldenbremse, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Eine zweite groRe Problematik liegt in der Frage
der verteilungspolitischen Fehlentwicklung, der
Schere zwischen privatem Reichtum und 6ffentli-
cher Armut. Wir merken in Hamburg an allen
Ecken, dass die o6ffentlichen Aufgaben strukturell
unterfinanziert sind und es schon lange an der Zeit
ist, dass der private Reichtum auch zur Finanzie-
rung der offentlichen Aufgaben herangezogen
wird. Das ist keine Neiddebatte, sondern ein wichti-
ger Schritt zum Abbau der sozialen Spaltung.

(Beifall bei der SPD)

Frau Ministerin von der Leyen hat zum Er-
schrecken von Minister Résler in ihren Entwurf
zum Armuts- und Reichtumsbericht hineingeschrie-
ben, die Bundesregierung wolle prifen, ob und wie
privater Reichtum fiir die nachhaltige Finanzierung
offentlicher Aufgaben herangezogen werden kann.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ha-
mann?

Wolfgang Rose SPD (fortfahrend): Nein, ich wir-
de das gerne zu Ende ausfuhren.

Frau von der Leyen, wir kénnen Ihnen da helfen.
Die Wiederinkraftsetzung der Vermdgensteuer, die
Reform der Erbschaftsteuer, die Finanztransakti-
onssteuer gegen Spekulationen und die Anhebung
des Spitzensteuersatzes kdnnen dazu beitragen,
Daseinsvorsorge und Infrastruktur besser zu finan-
zieren und gleichzeitig die Binnennachfrage zu
starken, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
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Fir uns bleibt es dabei: Nur Reiche kdnnen sich
einen armen Staat leisten. Die FDP will bei den
CDs nicht den Steuerbetrug bekampfen, sondern
seine Aufklarung. Die CDU mit ihrem Oppositions-
populismus will einerseits die Schuldenbremse be-
reits 2013 umsetzen,

(Glocke)

lehnt die Vermdgensteuer ab und reiht sich ande-
rerseits mit ihren Forderungen bei den Ausgaben
in weitere Ausgabensteigerungen ein.

(Dietrich Wersich CDU: Wo sind die eigent-
lich? — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Rose, es klingelt schon eine geraume Zeit und es
blinkt auch. Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Wolfgang Rose SPD (fortfahrend): Dann melde
ich mich gleich noch einmal, dann kénnen wir den
Rest noch machen.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Frau
Wolff.

Katharina Wolff CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Lieber Herr Ro-
se, liebe Frau Fegebank, Sie beide haben sich als
meine Vorredner in Ihren fast alarmistischen Bei-
tragen immer wieder auf den Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung bezogen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ist doch Ihre
Bundesregierung, oder?)

Man koénnte aber den Eindruck bekommen, dass
Sie diesen Bericht oder zumindest den Entwurf des
Berichts nicht wirklich gelesen haben,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Es gibt gar keine
Armut, oder? — Gegenruf von Norbert Hack-
busch DIE LINKE: Nee!)

denn sonst wissten Sie, dass auf Seite 3 der
535 Seiten schon die zentralen Satze stehen — ich
zitiere —:

"Alles in allem belegen die Daten eine positi-
ve Entwicklung der Lebenslagen in Deutsch-
land: [...] Die Arbeitslosigkeit insgesamt ist
auf dem niedrigsten Stand seit der Wieder-
vereinigung [...], die Arbeitslosenquote Ju-
gendlicher hat sich halbiert und auch die
Zahl der Langzeitarbeitslosen konnte deut-
lich reduziert werden."

(Beifall bei der CDU und der FDP)

"Gerade vor dem Hintergrund der Finanz-
und Wirtschaftskrise ist dies eine beachtlich
positive Entwicklung."

Das ist das Ende des Zitats, auch wenn es in die-
sem Falle von mir kommen kdnnte.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie sind noch
nicht Frau von der Leyen! — Gegenruf von
Gabi Dobusch SPD: Sie sieht sich schon als
Bundesministerin!)

Bevor Sie sich also das néchste Mal hier hinstellen
und ernsthafte Probleme leichtfertig dramatisieren,
wirde ich Ihnen dringend raten, sich mit lhren
Quellen besser zu beschaftigen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Eine Sache wird aus dem Armutsbericht ziemlich
deutlich, namlich dass wir lieber weiter daran ar-
beiten sollten, Menschen in Arbeit zu bringen,
denn das einzig wirksame Mittel gegen Armut ist,
Menschen in Arbeit zu bringen, von der sie leben
kénnen. Und da, Frau Fegebank, bin ich bei Ihnen,
Sie haben es auch angesprochen: Arbeit, von der
man leben kann. Wir als Politik miissen dann aber
auch alle unsere Hausaufgaben machen. Es darf
keiner in die Tarifautonomie eingreifen wollen, der
nicht gleichzeitig vor seiner eigenen Haustur kehrt
und als offentliche Hand unseren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern ein gerechtes Auskommen si-
chert. Lieber Herr Scholz, dieser Appell geht an
Sie oder in diesem Fall auch an Herrn Rose, der
das vorhin auch gesagt hat: Der Schrei nach ei-
nem Mindestlohn wirkt ziemlich vermessen, wenn
man sich in der Berichterstattung der letzten Tage
anschaut, wie es in der Stadt Hamburg gehand-
habt wird. Mehr als 35 000 Menschen missen, ob-
wohl sie fir eines der 350 Unternehmen der Stadt
arbeiten, zum Sozialamt, weil ihr Lohn nicht zum
Leben reicht und sie aufstocken miissen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wer hat diese
Strukturen hinterlassen? Wer hat in den letz-
ten Jahren regiert? — Dirk Kienscherf SPD:
Das ist doch lhre Politik!)

Wie lasst sich diese Personalpolitik damit verein-
baren, dass Sie auf der anderen Seite neue hoch-
dotierte Jobs schaffen? Es werden gerade zwei
ganze Landesbetriebe neu geschaffen, und dort
werden viele Stellen in solche mit héheren Gehal-
tern umgewandelt. Aus Al2 wird dann ganz
schnell Al14, und die Stadt zahlt im Endeffekt
mehr.

(Beifall bei der CDU)

Vom Senat wird leider Wasser gepredigt, aber
Wein getrunken, und damit muss Schluss sein.

(Beifall bei der CDU)

Staatliche Umverteilung durch eine Vermodgensteu-
er oder einen hoheren Spitzensteuersatz, wie es
von vielen auf Bundesebene, aber auch hier in
Hamburg gefordert wird, kann dabei nicht die L6-
sung sein. Diese beiden staatlichen Regulierungen
treffen ndmlich eben nicht die Millionére, die DAX-
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Vorstande oder die Banker, sondern unseren Mit-
telstand, all die mittelstandischen Unternehmen,
die Arbeitsplatze schaffen und die ihr Vermdgen
selbststéndig erarbeitet haben.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Wer hat Ih-
nen das erzahlt?)

Geht es unseren Unternehmern, die das Funda-
ment unserer Gesellschaft bilden, schlecht, geht es
auch unseren Arbeitnehmern schlecht, denn dann
haben diese Menschen schlicht keinen Job mehr.

(Arno Minster SPD: Das ist doch nicht mehr
auszuhalten!)

Und das kdnnen nicht einmal die Menschen wol-
len, die nach einer staatlichen Regulierung schrei-
en. Die Steuereinnahmen sprengen momentan alle
Rekorde, und trotzdem kommt das Geld nicht bei
den Menschen an, die in Armut leben. Um diesen
Menschen das Geld zur Verfiigung zu stellen, ist
aber nicht ein weiteres staatliches Regulierungs-
mittel vonndten, sondern eine richtige Schwer-
punktsetzung der Politik. In Hamburg erleben wir
momentan, dass wir die héchsten Steuereinnah-
men seit Jahren haben und trotzdem das Geld
nicht bei den Menschen ankommt, die bedurftig
sind.

(Beifall bei der CDU)

Stattdessen werden lieber teure Wahlgeschenke fi-
nanziert.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die mit Bildungs-
gerechtigkeit zu tun haben!)

Liebe SPD-Fraktion, es ist auch an lhnen, dem Se-
nat auf die Finger zu schauen, auch wenn Sie der
gleichen Partei angehéren. Wenn Sie wollen, dass
die von lhnen beschriebene Schere zwischen Arm
und Reich unsere Gesellschaft nicht teilt, dann
muss |hr Senat andere Schwerpunkte setzen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Herr Blasing.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt kommt der
liberale Aufbruch!)

Robert Blasing FDP: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die politische Linke aus SPD,
GRUNEN und Links-Partei ist in dieser Neiddebat-
te wieder einmal politisch vereint, die Robin Hoods
des 21. Jahrhunderts méchte man meinen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wandern Sie doch
in die USA aus!)

Aber ganz so einfach, wie Sie, meine Damen und
Herren auf der linken Hélfte dieses Hauses, es
sich machen, ist es nun einmal nicht in der Reali-

tat. Mit Robin Hoods Motto "Nehmt den Reichen
und gebt den Armen" hat lhre Politik zudem herz-
lich wenig zu tun.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Ksenija Bekeris SPD: Herr Blasing,
da missen Sie doch selber lachen!)

Nehmt den FleiRBigen und gebt den Banken und
dem Staat, das trifft es doch viel eher. Neiddebatte
statt Anerkennungskultur, das ist Ihr Motto.

(Beifall bei der FDP)

Ich will mich daher lieber an die Fakten halten. Auf
der Website des Aktionsbindnisses "UmFAIRtei-
len" heilt es zu deren Vermdgensteuerplanen,
steuerpflichtig seien nicht nur Geldvermégen, also
einschlie3lich Aktien, Staatsanleihen und anderen
Wertpapieren, sondern ebenso Immobilien und Be-
triebsvermdgen. Als freie Betrage werden 1 Milli-
on Euro Privatvermégen und 2 bis 5 Millionen Euro
Nettobetriebsvermégen genannt. Auf alles dartiber
hinaus sollen 1,5 bis 5 Prozent Vermdgensteuer
entfallen. Die angeblichen Reichen, die Sie hier zur
Kasse bitten wollen, sind also inshesondere Mittel-
sténdler und Unternehmer dieser Stadt, genau der
Mittelstand, der den Grof3teil aller Jobs in Hamburg
schafft.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Frau Sudmann?

Robert Blasing FDP (fortfahrend): Nein, Frau
Sudmann kann sich selbst noch einmal melden.

An dessen Substanz wollen Sie gehen und damit
sehenden Auges Arbeitsplatze vernichten. Dabei
wurde die Vermdgensteuer bereits einmal vom
Bundesverfassungsgericht fur verfassungswidrig
erklart. Es sprechen daneben aber auch wirtschaft-
liche und haushaltspolitische Griinde gegen sie.

Erstens: Die Lander erhielten nach der Abschaf-
fung der alten Vermdgensteuer eine Kompensation
fur den Steuerausfall,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ach, welche
denn?)

kein Grund also, so zu tun, als waren in Hamburg
die Einnahmen weggebrochen.

(Beifall bei der FDP und bei J6érg Hamann
CDU)

Zweitens: Die Vermdgensteuer belastet nicht Ertra-
ge, sondern die Substanz eines Unternehmens.
Sie schwaécht also das Eigenkapital von Unterneh-
men und setzt somit eventuell auch véllig falsche
Finanzierungsanreize.

Drittens: Diese Schwachung des Eigenkapitals
fuhrt die Unternehmen im Gegenzug verstarkt in
die Abhangigkeit von Fremdkapitalgebern, also vor
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allem von den mehr oder minder kriselnden Ban-
ken, die Sie so gern kritisieren. Im Klartext: Die
"Umfairteiler" wollen in Wirklichkeit nur Staats-
schulden aufgrund mangelnden eigenen Sparwil-
lens gegen Unternehmensschulden austauschen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Was ist los?)

Viertens: Unternehmen muissen allerdings im Re-
gelfall mehr Zinsen an Glaubiger zahlen als der
Staat, das ist allgemein bekannt. Ihr sogenanntes
"Umfairteilen" ist also in Wahrheit ein Bankenkon-
junkturpaket zulasten von Unternehmen und ihren
Angestellten. Dass ausgerechnet die vermeintlich
linke Halfte dieses Hohen Hauses einen solchen
Mechanismus unterstiitzt, ist wohl blo3 Ironie der
Geschichte.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Dora Heyenn DIE LINKE: Das ist
aber mehr als die Halfte!)

— Na ja, ein bisschen mehr.

Funftens: Die Vermdgensteuer wird aus einem be-
reits versteuerten Einkommen entrichtet und das
unabhéngig davon, ob Betriebe Gewinne oder Ver-
luste erzielen. Gerade in der Existenzgriindungs-
phase oder in Zeiten schlechter Konjunktur behin-
dert eine Vermdgensteuer deshalb die Ansamm-
lung beziehungsweise den Erhalt von lberlebens-
notwendigem Eigenkapital. Die Vermdgensteuer
verstarkt somit wirtschaftliche Krisensituationen.

(Beifall bei Dr. Thomas-Sténke Kluth und
Katja Suding, beide FDP)

Sechstens: Bei Betriebsvermdgen von Kapitalge-
sellschaften kommt es zu einer grundrechtlich frag-
wurdigen Doppelbelastung durch die Besteuerung
beim Unternehmen sowie beim Anteilseigner. Eine
Vermdogensteuer auf privates Immobilienvermégen
ist eine staatlich verordnete Mieterh6hung fur Hun-
derttausende Mieter, Einzelh&ndler und Unterneh-
men in Hamburg, denn die Vermieter werden die
Kosten fur die Steuern natirlich auf die Miete ab-
walzen, das ist ganz klar.

Daher das Fazit: Wer glaubt, dass eine Vermdgen-
steuer Vermégende besteuert, glaubt auch, dass
ein Volkswirt das Volk bewirtet.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist so dumm
und platt! Dass Ihnen das nicht peinlich ist!)

Am Ende zahlt immer der fleiRBige Mittelbau unse-
rer Gesellschaft: Unternehmer, Arbeitnehmer und
Selbststandige. Das ist die Zeche fir Ihre "Umfair-
teilungspolitik”, aber das ist wohl auch Ihr strategi-
sches Ziel, denn anders hatten wohl einige aus
dem linken Spektrum keine Existenzgrundlage.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Um die Existenz-
grundlage missen Sie sich mal Gedanken
machen!)

— Dann legen Sie einen entsprechenden Gesetz-
entwurf vor.

Dabei will ich es dann auch erst einmal belassen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Préasidentin,
meine Damen und Herren! Dieser Beitrag von
Herrn Blasing war

(Ksenija Bekeris SPD: ... vernachlassigens-
wertl)

mir ein bisschen zu mau,

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

aber ich moéchte gerne auf Frau Wolff eingehen.
Frau Wolff, ich habe den Eindruck, das ist noch die
Klippschule der Politik gewesen. Das verschodnern-
de Vorwort zu lesen und dann zu sagen, das fasse
den Armuts- und Reichtumsbericht sinnvoll zusam-
men, ist doch wirklich Vorschule. Wie soll ich das
sonst nennen?

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Sie mussen lesen, was darin steht, und dann kom-
men wir weiter.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und bei
Phyliss Demirel GRUNE)

Das entscheidende Moment, das dieser Armuts-
und Reichtumsbericht doch gerade aufzeigt, ist,
dass man mittlerweile zum Teil trotz Arbeit arm ist
in dieser Gesellschaft. Das wird da ausgefihrt, da-
mit missen wir uns auseinandersetzen und auch
Sie, auch wenn Sie das nicht wollen.

Ich méchte Ihnen einige wichtige Fakten, die dort
enthalten sind, noch einmal vor Augen fuhren. Uns
wird immer so schon gesagt, wir mussten alle den
Gurtel enger schnallen. Der Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung sagt deutlich,
dass wir in den letzten 10, 20 Jahren kraftig an
Reichtum in dieser Gesellschaft dazugewonnen
haben, und nicht, dass wir alle den Gurtel enger
schnallen missen. Das Problem ist bloR3, dass die-
sen Reichtum nur 10 Prozent — wenn nicht nur
1 Promille, je nachdem, was man dort sieht — be-
kommen haben. Das ist ein gesellschaftlicher
Skandal und das missen wir hier diskutieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir mussen das vor allen Dingen deswegen disku-
tieren, und das ist mir das Wichtige, weil hinter die-
sen durren Zahlen, die dort préasentiert werden,
sich doch die gesellschaftliche Realitéat und das Le-
ben von Millionen Menschen in dieser Gesellschaft
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darstellen. Wir gehen unheimlich gern dariber hin-
weg, weil in der Regel alle, die hier sitzen, mit Ar-
mut nicht so viel zu tun haben. Hier werden allge-
meine Reden wie die von Herrn Blasing gehalten,
statt sich damit auseinanderzusetzen. Ich verlange
von Ihnen, sich damit auseinanderzusetzen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Es ist von meinen Vorrednern schon gesagt wor-
den, dass es ein Phanomen ist, dass vor allen Din-
gen die Reichen dabei gewonnen haben, und zwar
massiv gewonnen. Darlber kdnnte ich auch gut
schimpfen, das wurde aber schon gemacht. Ich
fande die Tatsache an sich gar nicht so schlimm,
dass sie so viel dazu bekommen haben, aber das,
was uns von der Volkswirtschaft so gern erzahit
wird, ist nicht passiert, nAmlich dass die da unten
davon auch irgendetwas abbekommen. In der
Volkswirtschaft nennt man das den "Trick-
le-down-Effekt", das bedeutet, die oben bekom-
men etwas und irgendetwas fallt schon nach unten
durch.

(Olaf Ohlsen CDU: Neiddebatte!)

Das Problem im Bericht ist die Bilanz der letzten
10 bis 20 Jahre, dass die untersten 50 Prozent in
dieser Gesellschaft vor 20 Jahren noch 4 Prozent
des Volkseigentums besaflen und im Jahr 2008
nur noch 1 Prozent. Das ist aktiver Kampf von
oben gegen unten, und die unten bezahlen die
oben. Das ist viel schlimmer als alles, was bisher
da gewesen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Blésing, sehen Sie sich die Zahlen an, denn
der Bericht sagt noch etwas ganz anderes. Er be-
sagt, dass in den letzten 10 Jahren das Vermdgen
insgesamt um 1400 Milliarden Euro — das konnen
wir uns gar nicht vorstellen — in der Gesellschaft
angewachsen ist. Aber der Staat hatte dagegen
800 Milliarden Euro weniger als vorher zur Verfi-
gung. Das heif3t, es ist nicht so, dass der Staat ge-
mastet ist, sondern genau das Gegenteil ist der
Fall. Die Privaten sind geméastet und der Staat ist
arm geworden. Das zeigt dieser Bericht auch, und
damit missen Sie sich auseinandersetzen.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Ksenija Bekeris SPD)

Meine Damen und Herren! Das Ganze ist kein Na-
turgesetz und es ist nicht irgendwie passiert; auch
das sagt dieser Bericht. Das ist die Bilanz der letz-
ten 10 bis 20 Jahre Politik auf Bundesebene, das
ist die ganz einfache, betriebswirtschaftliche Bi-
lanz. Sie hat dazu gefiihrt, dass die Reichen rei-
cher geworden sind, und zwar kraftig, dass der
Staat drmer geworden ist und dass den unteren
50 Prozent praktisch das Geld aus der Tasche ge-
zogen wurde. 75 Prozent ihres Einkommens, das
ist ein gesellschaftlicher Skandal und den missen

wir aufheben. Das ist Aufgabe flr jeden, der Politik
betreibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieses jetzt vorhandene Unrechtsgefuhl besteht
auch in der Gesellschaft, und das zeigt dieser Be-
richt. Es ist lhre politische Aufgabe, das zu veran-
dern. Deswegen verlange ich von Ihnen allen, am
Sonnabend um 12 Uhr auf dem Rathausmarkt bei
der Demonstration "UmFAIRteilen" mit dabei zu
sein. Das ist jetzt eine wichtige politische Aufgabe.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Senator Scheele.

Senator Detlef Scheele: Frau Présidentin, meine
Damen und Herren! Ich glaube, ich bin mir mit der
Mehrzahl meiner Vorredner darlber einig, dass die
Vermdgens- und Einkommensungleichheit in
Deutschland eine Geil3el ist, und wir sollten dies
verandern.

(Beifall bei der SPD und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Unzweifelhaft hat eine Begrenzung der Ungleich-
heit, wie es zum Beispiel skandinavische Lander
zeigen, positive 6konomische und gesellschaftliche
Folgen. Zunehmende Vermdgenskonzentration
verletzt gesellschaftliche Grundprinzipien der Soli-
dargemeinschaft und nicht zuletzt der Chancen-
und Leistungsgerechtigkeit zumal dann, wenn Ver-
mogen nicht durch Leistung erworben worden ist.

(Nikolaus Haufler CDU: Sondern?)
— Da gibt es Mittel und Wege.

Es gibt drei Handlungsansatze, um mittel- und
langfristig zu einer anderen Vermdgens- und Ein-
kommensverteilung zu kommen. Ein Handlungsan-
satz liegt beim Bund. Wenn wir die Einflhrung des
héheren Spitzensteuersatzes, der Vermdgensteuer
und einer Finanztransaktionssteuer unterstitzen,
dann tun wir das nicht aus Neidgrinden, sondern
weil es zutiefst ungerecht ist, wenn sich nur die
Menschen, die von staatlichen Leistungen abhén-
gig sind, an der Schuldenbremse mit dem Brem-
sen beteiligen. An dem Bremsen missen sich alle
gesellschaftlichen Gruppen entsprechend ihrer
Starke und ihres Wohlstands beteiligen, und das
kann man nur, wenn man in der Steuerpolitik maf3-
voll Verédnderungen herbeifihrt. Dafur setzen wir
uns ein.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Der zweite Aspekt, darauf hat Herr Rose hingewie-
sen, liegt hier in Hamburg. Wir sind dabei, die Ord-
nung am Arbeitsmarkt wieder herzustellen. Das ist
nicht ganz einfach und es geht auch nicht Uber
Nacht, aber wir sind dabei. Wir wollen ein Landes-
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mindestlohngesetz, und dann wirden die Unter-
nehmen, von denen am Wochenende im "Hambur-
ger Abendblatt" berichtet worden ist, ndmlich 6 von
270 Unternehmen, auch den Landesmindestlohn
in Ho6he von 8,50 Euro zahlen. Das werden wir ma-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden auch einen Mindestlohn in das Verga-
begesetz schreiben, weil auch da, wo der Staat
Uber Vergabe aktiv ist, ordentliche Arbeitsbedin-
gungen herrschen sollen, die durch einen Lohn
von 8,50 Euro sichergestellt werden sollen.

Und wir sind auch dabei, eine Richtlinie zu erlas-
sen, die Zeitarbeit und Leiharbeit in den Unterneh-
men, die fur uns tatig sind oder die uns gehoren,
S0 einsetzen, wie Zeitarbeit und Leiharbeit gemeint
sind, namlich fur Auftragsspitzen und nur temporar.
Und wenn es temporar eingesetzt wird, dann nach
dem Prinzip: Equal pay for equal work. Das, glau-
be ich, ist akzeptabel.

(Beifall bei der SPD)

Allerdings fihrt ein Mindestlohn von 8,50 Euro
nicht zu Reichtimern, er beseitigt nur &rgste
Missstande.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Er fuhrt zur Ar-
mutsrente!)

— Ich sage doch, er beseitigt nur argste Missstan-
de.

Nachhaltig wird man diese soziale Ausdifferenzie-
rung in der Stadt und im Land nur dann Uberwin-
den kbénnen, wenn es uns gelingt, alle Menschen
gleichberechtigt und unabhangig von ihrer Her-
kunft an Bildung teilhaben zu lassen. Das ist der
wahre Hebel.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen namlich, wer arbeitslos wird, insbeson-
dere, wer lange arbeitslos wird, hat meistens eine
nicht ausreichende Qualifikation; manchmal kommt
noch etwas anderes hinzu. Aber dieser Senat hat
sich Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit,
unabhangig von der sozialen Herkunft der Kinder
und Jugendlichen, auf die Fahnen geschrieben.
Das setzen wir um durch den Krippenausbau,
durch den Kita-Ausbau, durch die ganztagige Be-
treuung an Schulen und durch die Jugendberufs-
agentur, die dazu fiuhren sollen, dass, wenn das
Elternhaus nicht helfen kann oder nicht so helfen
kann, wie wir es uns wiinschen, der Staat mit sei-
nen Instrumenten zur Verfiigung steht, um die De-
fizite, die mitgebracht wurden und die nicht erwor-
ben wurden, auszugleichen und daftr zu sorgen,
dass alle Jugendlichen am Ende der zehnten Klas-
se der Stadtteilschule eine Ausbildung machen
und nach der Ausbildung in ein Berufsleben ein-
steigen.

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Haufler?

Senator Detlef Scheele: Aber sicher.

Zwischenfrage von Nikolaus Haufler CDU:* Herr
Senator, alle in diesem Haus sind fur Bildung, aber
das Thema auf der Tagesordnung heif3t "Umfairtei-
lung”.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das hangt aber
damit zusammen, Herr Haufler!)

uUnd dazu haben Sie noch wenig gesagt. Ich wirde
gern wissen: Halten Sie die Reformen der SPD-ge-
fuhrten Bundesregierung unter Gerhard Schréder,
die auch viele in dieser Partei im Nachhinein fir
richtig halten, fur richtig oder fur falsch?

Senator Detlef Scheele (fortfahrend): Ich wusste
nicht, dass das heute auf der Tagesordnung steht,
aber ich sage lhnen, dass der zentrale Punkt — und
da, glaube ich, sind wir uns einig —, um nachhaltig
die Ausdifferenzierung der Gesellschaft hinsichtlich
Einkommen und Léhnen zu unterbinden, Bildung
und die Teilhabe am Arbeitsmarktgeschehen fir
moglichst alle ist. Da helfen die Schritte des Se-
nats, die ich eben vorgestellt und vorgeschlagen
habe, und ich wirde mich freuen, wenn dieses
Haus uns auf diesem Wege unterstiitzen wirde.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Frau
Hajduk.

Anja Hajduk GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich glaube, dass dieses The-
ma sich in der Tat nicht so klassisch abspielt zwi-
schen Opposition und Hamburger Regierung, son-
dern dass diese Thematik weiter greift.

Ich mdchte als Erste Frau Wolff ansprechen fir ih-
ren Beitrag. Ich glaube, dass das Thema nicht da-
mit beantwortet ist, auf die im européischen Ver-
gleich geringe Arbeitslosigkeit in Deutschland zu
verweisen. Ich glaube dagegen, dass wir es mit ei-
ner Schere zu tun haben, die weiter auseinander-
geht zwischen sehr Vermogenden und sehr vielen
Leuten, die gar kein Vermdgen haben und von de-
nen ein grofRer Teil sich jeden Tag Sorgen um sei-
ne grundsatzliche Existenz machen muss.

Und das ist ein Unterschied, denn es gibt auch Er-
klarungen oder Wut und Desorientierung Uber die
Situation, denn wir missen zwei Krisen zusam-
mendenken: die Finanzkrise und ihre Auswirkun-
gen und dariiber hinaus die besonders zugespitzte
Gerechtigkeitskrise, die wir erleben. Die Menschen
erleben es doch so, dass der Staat unheimlich viel
Geld zur Bankenrettung ausgibt. In den letzten drei
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Jahren hat sich die gesamte Verschuldung
Deutschlands um ein Finftel erhéht. 400 Milliarden
Euro sind zu den 2000 Milliarden Euro dazuge-
kommen in nur drei Jahren. Und gleichzeitig haben
wir das Gefuhl, der Staat ist derartig Uberschuldet,
dass er viele wichtige Aufgaben nicht mehr wahr-
nehmen kann. Darauf muss Politik eine Antwort
geben, namlich wie wir mit dieser desolaten Situa-
tion der offentlichen Schulden bei einem immens
gestiegenen privaten Reichtum umgehen. Und wie
gehen wir dann damit um, dass es empfindlich das
Gerechtigkeitsempfinden der Gesellschaft stort?
Dazu haben Sie keinen Satz gesagt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Kersten Artus und Dora Heyenn, beide DIE
LINKE)

Deswegen ist es wichtig, dass sich auch einmal ei-
ne CDU und eine FDP von altbackenen Spriichen
I6sen, Herr Blasing. Das ist altbacken und langwei-
lig.
(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Daflr sind Sie eigentlich verdammt viel zu jung.

Ich will Ihnen Folgendes sagen. Sie missen nicht
das machen, was die GRUNEN wollen, das wére
auch langweilig. Aber die GRUNEN bringen mor-
gen eine Vermogensabgabe in den Deutschen
Bundestag ein, und das ist eine Vermdgensabga-
be, die so konzipiert ist, dass sie ausschliel3t, dass
kleine und mittlere Unternehmen in ihrer Substanz
Uberhaupt davon erfasst werden. So etwas geht,
wenn man das richtig konzipiert.

(Nikolaus Haufler CDU: Was ist denn mittel-
gro3? — Robert Blasing FDP: Dann legen
Sie es doch vorl)

Es wird morgen im Deutschen Bundestag vorge-
legt. Setzen Sie sich doch einmal mit diesen Vor-
schlagen auseinander, statt reflexartig darauf zu
verweisen, dass es lhnen um die angeblich Fleil3i-
gen ginge. lhnen geht es um die Leute, die gar
nichts mehr tun missen und bei denen das Geld
einfach nur anwéachst. Das ist das, was lhnen ein-
fallt.

(Lang anhaltender Beifall bei den GRUNEN,
der SPD und der LINKEN)

Ich verzichte normalerweise gern auf solche
Scharfe, aber wenn die FDP eine Gerechtigkeits-
diskussion, die die Mehrheit der Bevdlkerung, auch
eine Mehrheit der Wohlhabenden umtreibt, nur mit
dem Wort Neiddebatte beantworten will, dann sind
Sie gedanklich an dieser Stelle nicht aktiv genug.
Deswegen sollten Sie sich einmal mit den Ursa-
chen des Reichtums befassen, von dem wir reden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Insofern mochte ich deutlich machen, dass wir bei
der Steuerdiskussion immer auch die Effekte auf
die wirtschaftliche Dynamik beriicksichtigen mus-
sen. Ich kann es selbst aus eigener Erfahrung aus
der rot-grinen Bundesregierungszeit sagen: Wir
haben einige Steuergesetze festgesetzt, die viel-
leicht ganz gut waren, aber wir haben auch einige
gemacht, die nicht gut waren.

(Nikolaus Haufler CDU: Welche sind wel-
che?)

Dann reagiert man eben wieder, denn wenn man
den Spitzensteuersatz zu stark abgesenkt hat,
dann muss man ihn wieder erhéhen.

(Jorg Hamann CDU: Ja, das wussten wir ja
vorher! Das ist nichts Ungewdhnliches!)

Oder man muss kliigere Modelle der Besteuerung
von besonders Vermdgenden einfihren, um den
Staat zweckgebunden zu entschulden und ihn da-
mit wieder arbeitsfahiger zu machen.

Es ist ebenso richtig, dass man naturlich auch in
Hamburg Hausaufgaben machen muss. Ich finde
es gut, Herr Scheele, dass Sie angekiindigt haben,
dass Sie nun mit dem Landesmindestlohngesetz
nicht mehr lange zégern wollen. Wir haben zusam-
men mit der LINKEN etwas vorgelegt. Ich denke,
man kann nicht Sie allein dafir verantwortlich ma-
chen, das ware wirklich etwas sehr billig und
schlichtweg falsch, dass wir hier Probleme im Zu-
sammenhang mit Hamburgs 6ffentlichen Unterneh-
men haben. Wir wollen, dass diese Landesmin-
destlohninitiative noch in diesem Herbst zum Erfolg
wird. Da kdnnen Sie dann auch auf unsere Unter-
stltzung zahlen. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Herr Rose das
Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der hat noch vie-
le funf Minuten!)

Wolfgang Rose SPD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Vieles ist
gesagt worden, und ich will auf zwei Punkte einge-
hen, die zwei meiner Vorredner und Vorrednerin-
nen angesprochen haben.

Einmal zu Frau Wolff. Wenn jemand von der CDU
nach all dem, was wir erlebt haben in Bezug auf
die Mindestlohndebatte in unserem Land, nach
vorne geht und derart Uber die Frage der Auf-
stocker spricht und sogar die Zahl falsch benennt,
denn die 35 000 Menschen arbeiten nicht alle im
offentlichen Dienst,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

die arbeiten in der ganzen Stadt — Sie haben da-
von gesprochen, man misse richtig lesen, aber
das muissen Sie auch einmal auf sich selbst bezie-
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hen — und so tut, als liege diese Verantwortung bei
der Sozialdemokratie in Hamburg oder auch bei
der Sozialdemokratie, die auf Bundesebene in der
Opposition ist, dann sage ich lIhnen eines ganz
deutlich: Wenden Sie sich an lhre Kanzlerin und
an die schwarz-gelbe Mehrheit im Bundestag und
sorgen Sie endlich dafir, dass die Aufstockermdg-
lichkeit dadurch beseitigt wird, dass ein Mindest-
lohn eingefuhrt wird, der mindestens eine Unter-
grenze fur alle Menschen mit sich bringt. Das wéare
Ihre Aufgabe und das ist der richtige Ort dafir.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Es wurde schon von Herrn Hackbusch gesagt,
(Olaf Ohlsen CDU: Aber nicht von lhnen!)

es gibt in diesem Bericht natlrlich Statistiken. Aber
hinter diesen Statistiken steckt die soziale Lebens-
lage von vielen Millionen Menschen in diesem
Land. Und denen kdnnen Sie so etwas Scheinheili-
ges nicht erzahlen.

(Nikolaus Haufler CDU: Aber Sie kodnnen
das?)

Die wissen namlich ganz genau, dass es notwen-
dig ist — das sage ich auch als Gewerkschatfter,
weil Tarifvertrdge heute nicht mehr greifen —, als
Gesetzgeber dort eine Unterlinie einzuziehen. Das
mussen Sie auf jeden Fall jetzt einmal begreifen
und entsprechend umsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Dann zu dem, Herr Blasing, was Sie angesprochen
haben. Sie haben nun schon ordentlich etwas ab-
gekriegt, insofern tut es mir ein bisschen leid. Aber
Sie sind Uber die Frage der Vermdgensteuer ein-
fach falsch und teilweise schlecht informiert.

(J6érg Hamann CDU: Herr Rose, das ist Ihre
Wabhrheit! — Katharina Wolff CDU: So ein
Schwachsinn!)

Sie haben gerade so getan, als sei es so gewesen,
dass die Vermdgensteuer vom Verfassungsgericht
deswegen abgelehnt worden sei, weil die Sub-
stanz besteuert worden ware oder Ahnliches. So
ist es nicht gewesen, sondern das Verfassungsge-
richt hat damals gesagt, dass es eine Ungerechtig-
keit zwischen den Immobilieneigentiimerinnen und
-eigentimern und den anderen gab und diese Un-
gerechtigkeit beseitigt werden musste.

(Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP: Das hat er
doch angesprochen! Sie haben nicht zuge-
hort!)

Und wenn sie beseitigt worden wére, hatte das da-
zu gefihrt, dass mehr Vermégensteuer eingenom-
men worden ware als vorher. Das ist aber Uber vie-
le Jahre, seit 1995, unterblieben.

(Beifall bei Anja Hajduk GRUNE)

Wenn wir heute den Vermdégensteuersatz hatten,
den wir 1995 in dieser Stadt hatten, dann wére ein
erheblicher Teil der heutigen Unterfinanzierung so
nicht gegeben. Das mussen Sie auch zur Kenntnis
nehmen. Und deswegen sollten Sie mit uns ge-
meinsam dafiir sorgen, dass die 6ffentlichen Auf-
gaben in dieser Stadt auch wieder starker finan-
zierbar gemacht werden, Herr Blasing.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Machen Sie sich im Ubrigen keine Sorgen (iber die
Frage, ob der Mittelstand getroffen wird.

(Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP: Dass Sie
sich dartber keine Sorgen machen, ist ja
klar!)

— Horen Sie doch einfach kurz zu und schreien
nicht immer dazwischen.

Wir haben einen sehr kompetenten Finanzsenator,
der sich mit dieser Frage sehr intensiv beschéftigt
hat. Er gehort zu denjenigen, die derzeit in diesem
Land einen Plan vorbereiten, wie man eine Vermo-
gensteuer so gestalten kann, dass sie auch dieje-
nigen trifft, die sie treffen soll, und der dafirr sorgt,
dass zu viele Verwaltungskosten sie nicht wieder
auffrisst. Er hat das alles im Blick und es wird dem-
nachst in den Bundesrat eingebracht. Dann kdn-
nen Sie sich einmal genau ansehen, wie in diesem
Land Politik gemacht wird, statt immer dagegen zu
krakeelen und Schlagworte aufzuwerfen. Das ist
die falsche Art vorzugehen. Sie missen daflr sor-
gen, dass die Aufgaben in dieser Stadt finanzier-
bar gemacht werden. Dieser Senat macht das, und
das sollten Sie unterstitzen. Wenn Sie das unter-
stutzen wollen, indem Sie am Samstag um 12 Uhr
auf dem Rathausmarkt sind, dann wére das etwas
ganz Besonderes von lhnen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Heintze.

Roland Heintze CDU:* Herr Rose, seien Sie mir
nicht bose, aber das, was Sie in Teilen abgeliefert
haben, mutet streckenweise an wie Folklore.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Sie werfen der Kollegin, die aus dem Armutsbe-
richt zitiert hat, und zwar richtig zitiert hat, vor,
dass sie vielleicht ein bisschen jung sei,

(Ksenija Bekeris SPD: Das war Herr Bla-

sing!)
Frau Hajduk, dass sie sich mit dem Thema noch
nicht sehr beschaftigt hatte. Es fiel sogar der Be-
griff "Klippschule" bei Herrn Hackbusch. Herr
Hackbusch, Frau Hajduk und Herr Rose, ich muss
Ihnen eines sagen: Wenn Sie sagen, mit dem The-
ma werde nicht serids umgegangen, dann starten
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Sie doch einmal damit, seriés damit umzugehen,
und beenden die Folklore zu dem Thema.

(Beifall bei der CDU)

Herr Rose, vermeintliche Patentrezepte wie die
Vermoégensteuer funktionieren nicht dadurch bes-
ser, dass ein sozialdemokratischer Finanzsenator
sich daran beteiligt. Woher nun dieses Argument
kommt, das habe ich mitnichten verstanden.

Die Bundesregierung ist tatig, branchenbezogene
Mindestléhne, moglichst durch die Tarifparteien
ausgehandelt, anzugehen. Das ist natirlich etwas
komplizierter, als Sie es gern hatten, es ist aber
durchaus etwas, das bei der Bundesregierung auf
der Agenda steht und wo wir Handlungsbedarf se-
hen. Das ist mir wesentlich lieber, als ein Mantra
zu wiederholen, ohne dass irgendetwas passiert.

Man muss einmal genau hinschauen, wann denn
die Diskrepanz zwischen Arm und Reich in diesem
Land wirklich entstanden ist — dazu haben wir lei-
der gar kein Wort gehért —, das war namlich in Zei-
ten rot-griiner Bundesregierung. Herr Hackbusch,
es tut mir leid, aber damals gehdérten auch Sie
noch zu den GRUNEN. Wenn Sie nun von Red-
lichkeit sprechen, dann fangen Sie da an. Auch Sie
waren daran beteiligt, dass es so entstanden ist,
wie es jetzt ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Aber ob dort nun ein Mindestlohn hilft, wirde ich
bezweifeln. Den Mindestlohn gibt es in den USA
seit 1938, aber ich glaube nicht, dass das ein Bei-
spiel fur eine nicht gespaltene Gesellschaft ist, was
wir in den Vereinigten Staaten sehen. Ich glaube,
das Rezept ist zu einfach, und das ist auch das
Problem von "UmFAIRteilen". Da lese ich, man
wolle jetzt die Vermogensteuer und eine Einmalab-
gabe fur Vermdgende, um strukturelle Ausgaben
zu finanzieren. Wie man mit Einmalabgaben struk-
turelle Ausgaben finanziert, habe ich nicht verstan-
den.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das ist falsch! —
Jens Kerstan GRUNE: Falsch, Roland!)

Aber da das Bundnis besonders breit ist, steht
auch noch in dem Aufruf, man tilge damit gleichzei-
tig Schulden. Ich glaube, die Schwierigkeit dieses
Themas und dass man nicht so einfach damit um-
gehen kann, wie es Rot-Grln in diesem Hause tut,
zeigt schon die Komplexitat dieses Aufrufs, bei
dem man sehr viele Dinge unterbringen musste.
Wenn man die einzelnen Teilnehmer befragt, be-
stande vermutlich gar keine Eile. Das ist namlich
das Problem, wie Sie mit diesem Thema umgehen:
populistisch, aber nicht an der Sache orientiert.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Heintze, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Hajduk?

Roland Heintze CDU: Im Moment nicht, sonst ha-
be ich keine Zeit fur den Hamburger Aspekt mehr.

Prasidentin Carola Veit: Es wird nicht auf lhre
Redezeit angerechnet.

Roland Heintze CDU: Dann gern, Frau Hajduk.
(Heiterkeit bei der SPD)

Zwischenfrage von Anja Hajduk GRUNE: Sehr
geehrter Kollege Heintze, ich nehme mir das mit
der Sachlichkeit zu Herzen, weil ich denke, da ha-
ben Sie recht. Man muss uber die Sache streiten,
darauf will ich gern wieder den Akzent legen. Wie
finden Sie denn eine einmalige oder zeitlich befri-
stete Vermogensabgabe, die zweckgebunden zum
Schuldenabbau, zum Beispiel des Bundeshaus-
halts, verwendet wird? Es soll namlich nicht fur lau-
fende betriebliche Ausgaben eingesetzt werden.

Roland Heintze CDU (fortfahrend): Frau Hajduk,
ich habe sehr viel fur einmal gebundene Abgaben
Ubrig und wiirde deswegen den Finanzsenator auf-
fordern, sich dafir einzusetzen, dass das Steuer-
abkommen mit der Schweiz endlich unterschrieben
wird, damit diese Einmalabgabe von 360 Millionen
Euro in den Hamburger Haushalt flie3en kann und
vor allem diejenigen ihn bezahlen, die die Steuer-
abgaben hinterzogen haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP —Heiterkeit
bei der SPD und der LINKEN)

Und wenn das Geld kommt, dann kénnen wir ge-
meinsam im Haushaltsausschuss dafiir streiten,
dass in der Tat die Schulden reduziert werden.
Das ist ein zentrales Anliegen der CDU.

Aber jetzt muss ich zum Sozialsenator kommen.
Wir haben hier viele Dinge gehort, bei denen wir
nur "meine Gute" sagen konnen. Das Dossier im
"Hamburger Abendblatt" hat mich auch ein
bisschen nachdenklich gestimmt,

(Jan Quast SPD: Leider zu spéat!)

ob wir ndmlich an dieser Stelle in all unseren Lan-
desbetrieben und mit allem, was wir tun, immer nur
das Richtige tun. Naturlich ist klar, dass der Staat,
wenn er Arbeitgeber ist, ein fairer Arbeitgeber sein
muss. Ob es dann allerdings an dieser Stelle klug
ist, gleich auch noch einen Landesbetrieb Gebau-
dereinigung dazu einzurichten, wo es doch genug
Gebaudereiniger in dieser Stadt gibt, die diese
Aufgaben wahrnehmen kénnen, weif3 ich nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wer hat denn
den LBK privatisiert?)
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Wir haben uns da noch nicht fest entschieden.
Aber ich glaube, man muss sehr genau uber das
nachdenken, was man einerseits generell fordert
und andererseits hier fordert. Da gibt es namlich
gewisse Unterschiede, aber eine Losung haben
Sie uns noch nicht aufgezeigt. Aber wir diskutieren
schlief3lich auch noch.

(Beifall bei der CDU)

Schwierig wird es dann, wenn gesagt wird, wir
brauchten eine Einmalabgabe und eine Vermdgen-
steuer. Gleichzeitig aber leistet es sich ein
SPD-Senat, auf 1 Euro fUr das Mittagessen in der
Kita bei denjenigen Menschen zu verzichten, die
sich diesen 1 Euro locker leisten kénnen und ihn
sogar bezahlen wirden. Dann verstehe ich nicht,
wieso Sie hier die groRen Reden schwingen, aber
in lhrer eigenen Politik nicht sagen: Liebe Men-
schen, die ihr euch 1 Euro fir das Mittagessen
leisten konnt, vielleicht auch 2 oder 3 Euro, von
euch wollen wir ihn auch haben, weil wir das Geld
brauchen. Das verstehe wer will, ein konsequentes
Handeln in Hamburg ist das sicherlich nicht, liebe
SPD.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich glaube, Sie haben eine Menge Hausaufgaben
zu machen, bevor Sie demonstrieren gehen. Sie
kénnen auch noch ein bisschen daran arbeiten,
dass Sie dort deutlich glaubwirdiger demonstrie-
ren kénnen. Ein paar Sachen habe ich lhnen zu-
mindest aufgezeigt.

Ich bitte Sie, noch einen Punkt mitzunehmen, nadm-
lich dass bei aller Fragestellung, wie man Mehr-
ausgaben finanziert, wie man soziale Mehrausga-
ben finanziert und wie man die Spaltung zwischen
Arm und Reich wieder zusammenbringt, Sie als al-
lererstes einmal dartber nachdenken mussen, ob
der Staat auch die Handlungsspielraume fir solche
Dinge erh6hen kann. Er kann sie erhdhen, wenn
Sie auf unsinnige Ausgaben verzichten, ziigig da-
fir sorgen, dass die Stadt keine weiteren Schulden
mehr macht und dann Uber den Schuldenabbau
— da sind wir dann mit dem Biindnis einig — versu-
chen, wieder staatliche Handlungsspielraume her-
zustellen, die die letzten Jahre verloren gegangen
sind. Das scheint mir deutlich wichtiger und gene-
rationengerechter als die Folklore, die Sie veran-
staltet haben.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Blasing.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Die Grausamkei-
ten nehmen kein Ende!)

Robert Bldasing FDP: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Zunachst einmal zu Herrn Hack-
busch. Sie sagten, der Staat sei immer armer ge-
worden. Ich stelle fest, dass die Steuereinnahmen
der letzten Jahre stringent gestiegen sind. Wir ha-
ben nie so viele Steuereinnahmen gehabt wie in
diesen Jahren. Wir haben zuletzt Rekordsteuerein-
nahmen gehabt, und da kénnen Sie nicht sagen,
der Staat sei immer &rmer geworden.

(Zuruf von Norbert Hackbusch DIE LINKE)

Das ist wider die Fakten, Herr Hackbusch, das
missen wir ganz klar feststellen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl CDU)

Der einzige Staat, der arm und pleite war, war der
Staat, in dem ich fast noch Jungpionier geworden
ware. Ich glaube, die Zeiten wollen wir nun wirklich
nicht mehr haben.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Frau Hajduk, mit welcher Monstranz Sie sich hier
hinstellen. Sie waren selbst haushaltspolitische
Sprecherin unter Rot-Griin. Sie héatten sieben lan-
ge Jahre Zeit gehabt, Ihre Vermogensteuer einzu-
fuhren. Sie haben es nicht getan, aber jetzt fragen
Sie, warum die schwarz-gelbe Regierung das nicht
machen wirde — diese hat Ubrigens immer gesagt,
dass sie keine Vermoégensteuer moéchte — und wer-
fen ihr das vor. Das ist vollig widersinnig, Frau Haj-
duk.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Halten wir uns doch einmal an die Fakten. Es wird
behauptet, die Reichen wirden nichts zur Soli-
dargemeinschaft beitragen. Das stimmt doch uber-
haupt nicht. 10 Prozent der Steuerzahler mit den
oberen Einkommen zahlen 50 Prozent des Steuer-
aufkommens. Das miissen Sie doch einmal zur
Kenntnis nehmen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das stimmt
doch gar nicht!)

Stattdessen wird dann wieder die grof3e Symbolpo-
litik gefahren. Ich habe sehr aufmerksam zugehort,
Frau Hajduk. Sie haben dann im Subtext gesagt,
dass es nicht wirklich etwas bringen wirde, was
die Haushaltssanierung angeht. Da haben Sie sich
wirklich selbst enttarnt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Welchen Subtext
haben Sie denn gehort?)

— Ich habe eben genau zugehort, Herr Dr. Dressel.

Dann wird als glorreiches Beispiel Frankreich ge-
nannt. Schauen wir doch nach Frankreich. Der
neue Prasident, Hollande, hat die tolle Reichen-
steuer, die Sie hier propagieren, eingefihrt. Da
kann man dann sehen, dass die Reichen sich aus-
suchen kénnen, wo sie hingehen, die ziehen eben
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ins Nachbarland oder gleich ans andere Ende der
Welt. Die Armen und natirlich auch die Unterneh-
mer sind da nicht so flexibel. Das sind am Ende die
Leidtragenden, die fur lhre Steuerpolitik geradeste-
hen missen.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Frau Hajduk, eine Trial-and-Error-Politik — Sie sag-
ten, friher hétten Sie die Steuern gesenkt, jetzt
misse man sie vielleicht mal wieder erhéhen — eig-
net sich nicht fir die Steuerpolitik.

(Erster Vizeprasident Frank Schira Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Man kann nicht heute so, morgen so verfahren; da
sind Gradlinigkeit und eine langfristige Perspektive
gefragt, und dafur steht die schwarz-gelbe Bun-
desregierung.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist ja
eine Lachnummerl!)

— Empéren Sie sich ruhig.

Ich fasse zusammen: Es handelt sich tatsachlich
um eine Neiddebatte, es wird Symbolpolitik betrie-
ben. Und wenn Sie am Samstag rote Fahnen
durch die Stral3en tragen wollen, dann machen Sie
das, es hindert Sie keiner daran. Aber wenn diese
Veranstaltung einen Werbeblock in der Aktuellen
Stunde benétigt, dann spricht das Bande.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! In dieser Debatte sind schon
viele Zahlen genannt worden, und zwar sehr er-
schitternde Zahlen. Vor 20 Jahren hat die Kirche
angefangen, darauf hinzuweisen, dass wir in der
Bundesrepublik eine neue Armut zu erwarten ha-
ben. Die Sozialverb&nde haben sich dem relativ
schnell angeschlossen und darauf aufmerksam ge-
macht, dass etwas getan werden muss. Sie sind
verpont worden und was ist passiert? Die Armut
— das haben wir gerade gehort — hat standig zuge-
nommen. Jetzt ist die neue Armut in aller Munde
und die Politik hat nichts gemacht.

Seit 2004 haben ver.di, andere Gewerkschaften
und DIE LINKE — damals noch als WASG — einen
gesetzlichen Mindestlohn gefordert. Die SPD war
der Auffassung, das brauchten wir nicht;

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir sind schnell
auf Kurs gekommen!)

ich mochte nur an Herrn Mlntefering erinnern. Wir
haben immer noch keinen Mindestlohn. Immerhin
sind wir so weit, dass bis tief in die CDU hinein
Forderungen nach einem gesetzlichen Mindestlohn

vertreten werden. Wir kommen an einem gesetzli-
chen Mindestlohn nicht vorbei, wenn wir Menschen
nicht einfach abh&ngen wollen. Prekare Beschafti-
gung ist zwar mehrfach problematisiert worden
— und ich bin sehr dankbar, dass das "Hamburger
Abendblatt" das aufgegriffen hat —, sie hat sich
aber, wahrend wir sie diskutierten, immer weiter
ausgebreitet. Ganz schlimm ist, dass der Niedrig-
lohnsektor, der sich Ende des letzten Jahrtau-
sends nach der Deregulierung langsam herausge-
bildet hat, immer mehr zunimmt. Jeder zweite neue
Arbeitsvertrag gehdort inzwischen zu einem preké-
ren Arbeitsplatz. Insofern kann ich verstehen, dass
sich viele Verbdnde aus Wut und Enttduschung
darliber, dass nichts gegen diese soziale Unge-
rechtigkeit in der Gesellschaft getan wird, zu einem
gemeinsamen Bindnis zusammengefunden ha-
ben, aufstehen, auf die Stralle gehen und versu-
chen, der Politik ins Stammbuch zu schreiben,
dass endlich etwas getan werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Sie hier ausgefihrt haben, Frau Wolff, das
kann ich eigentlich nur unter blankem Zynismus
abtun. Es gibt 35 500 Aufstocker in Hamburg, und
die sind — Herr Rose hat darauf hingewiesen —
nicht alle im 6ffentlichen Dienst beschaftigt, die ar-
beiten auch in lhren wohlgelobten mittelstandi-
schen Unternehmen. 20 Prozent aller Beschéftig-
ten in Hamburg arbeiten im Niedriglohnsektor,

(Dietrich Wersich CDU: Sie wissen, dass der
bis 11 Euro geht!)

und auch die sind nicht alle im 6ffentlichen Dienst
beschéftigt, sondern genauso in der Privatwirt-
schaft zu finden. Wenn Sie das nicht wahrnehmen
wollen, dann ist das wirklich blanker Zynismus.

Frau Hajduk hat zu Herrn Blasing gesagt, er sei
geistig nicht aktiv genug. Ich nehme an, damit ha-
ben Sie die FDP insgesamt gemeint, oder?

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Dazu kann ich nur sagen, wer die Realitdten der
Spaltung unserer Gesellschaft, die taglich in den
Zeitungen veroffentlicht werden, nicht wahrnimmt,
der ist ideologisch total verbrettert und hat einen
dicken Balken vorm Kopf.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Christa Goetsch GRUNE — Dr.
Thomas-Sénke Kluth FDP: Da sind Sie Ex-
pertin, Frau Heyenn!)

Jetzt zur Folklore, Herr Heintze. Ich habe das ein-
mal nachgucken lassen, weil ich elektronisch nicht
so bewandert bin wie andere in meiner Fraktion:
Folklore heit nichts anderes als Wissen des
Volks. Von daher ist mir Folklore bedeutend lieber
als ldeologie.
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(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Dass Sie die Chuzpe haben, sich hier hinzustellen
und den Landesbetrieb Gebaudereinigung anzu-
greifen, wo Sie als CDU gegen den Willen der Be-
volkerung den LBK privatisiert haben und sich jetzt
dariber aufregen, dass es Ruckkehrer gibt, ist
auch wieder blanker Zynismus.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Wir freuen uns, dass die GRUNEN und auch die
SPD an dem bundesweiten Aktionstag teilnehmen.
Trotzdem kann ich Ihnen nicht ersparen, noch ein-
mal auf eines hinzuweisen: Dass wir in dieser Si-
tuation sind, in der sich unsere Gesellschaft befin-
det, hat natirlich weitreichendere Ursachen, als
Herr Blasing es dargelegt hat. Wir haben es in den
letzten 15 Jahren mit einer Steuersenkungsarie zu
tun gehabt, an der auch die SPD und die GRU-
NEN beteiligt waren. Das war ein Riesenfehler und
muss umgekehrt werden.

(Robert Blasing FDP: Die Steuereinnahmen
sind trotzdem gestiegen!)

Ich freue mich, dass Sie sich mit uns auf den Weg
begeben und Steuererhéhungen fordern. Es muss
eine gerechte Steuer geben und es muss auch die
Vermdgensteuer geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich freue mich, dass Senator Scheele gesagt hat,
am Arbeitsmarkt misse wieder Ordnung herge-
stellt werden. Die Deregulierung des Arbeitsmarkts
ist das Ergebnis der Agenda 2010, an der Sie be-
teiligt waren; das muss alles zuriickgedreht wer-
den. Wir hoffen, dass wir da auf einen guten Weg
kommen. Der ver.di-Vorsitzende Herr Abel hat ge-
sagt

(Glocke)
—ich bin gleich fertig —:

"Glaubwirdigkeit erlangt man nicht durch Erklarun-
gen, sondern nur durch politisches Handeln."

Ich fordere SPD und GRUNE auf, gemeinsam mit
uns endlich daflr zu sorgen, dass wir wieder zu ei-
ner sozialen Gerechtigkeit in diesem Land zurtuick-
finden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Andreas
Dressel SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Hajduk
hat das Wort.

Anja Hajduk GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Sehr geehrter Herr Blasing, ich
mochte noch einmal auf einige Aspekte eingehen,
weil ich Sie vorhin zugegebenermafen auch ange-
griffen habe.

(Jens Kerstan GRUNE: Zu Recht!)

Mir ist Folgendes wichtig: Wenn wir eine Vermo-
gensabgabe so machen kdnnten — das hatten Sie
missverstanden —, wie wir GRUNE sie vorschla-
gen, dann handelte es sich dabei nicht um Pea-
nuts, sondern um 100 Milliarden Euro, die wir Uber
einen Zeitraum von zehn Jahren einnehmen wir-
den. Diese immense Summe kame zusammen,
obwohl man nur die absolute Spitze der Vermo-
genden in Deutschland besteuern und faktisch
ausschlieRen wirde, dass kleine und mittelstandi-
sche Unternehmen in ihrem Bestand besteuert
wirden, da man das an relativ hohen Ertragswert-
grenzen festmachen wiirde. Im Grunde macht die-
se Summe von 100 Milliarden Euro Einnahmepo-
tenzial nur deutlich, wie hoch die Zuspitzung der
Vermodgensverteilung in unserem Land mittlerweile
ist. Es geht dabei auch gar nicht darum, einfach
nur zu sagen, dass es gut ist, soviel Steuern wie
mdoglich einzunehmen; Steuern missen eine
Rechtfertigung haben. Es gibt aber eine Expertise
des DIW (Deutsches Institut fir Wirtschaftsfor-
schung e.V.), nach der die 6ffentlichen Haushalte
durch die Bekdmpfung der Finanzkrise, bei der im
Wesentlichen Unterstiitzungsgelder an Bankinstitu-
te flie3en, mit ungeféahr 115 Milliarden Euro bela-
stet werden. Der Grundgedanke dieser Vermo-
gensabgabe ist, diese zusatzliche Verschuldung
zu dem bereits jetzt schon sehr hoch gewachse-
nen Schuldenberg — mit weiteren 400 Milliarden er-
reichen wir 2000 Milliarden Euro — von denjenigen
steuerlich versuchen gegenfinanzieren zu lassen,
die das viel leichter als andere tragen kdnnen. Das
ist der Grundgedanke, mit dem man sich auseinan-
dersetzen muss. Es gibt mit Sicherheit eine breite
gesellschaftliche Akzeptanz, dariber zumindest
nachzudenken. Man kann dann immer noch unter-
schiedliche Lésungen verfolgen. FDP und GRUNE
werden da nicht zusammenkommen, aber das ist
auch gar nicht Ziel meiner Ansprache. Ich wollte
Ihnen nur vor Augen fiihren, dass wir uns sehr
wohl damit auseinandersetzen, welche wirtschaftli-
chen Auswirkungen solche Steuern haben und
welche Gerechtigkeitsdefizite mit ihnen aufzufan-
gen sind.

Das war sicherlich eine rhetorisch aufgeheizte De-
batte, das gebe ich zu, aber ich sage lhnen ganz
ernsthaft, Herr Heintze: Es geht uns nicht um Folk-
lore, sondern um ein dul3erst aktuelles Thema. Die
Situation hat sich so zugespitzt, dass neben der Fi-
nanzkrise die fehlenden Regulierungen im Finanz-
markt Effekte auslosen, die die Realwirtschaft zu-
tiefst verunsichern. Deswegen finde ich es richtig,
dass wir uns den Zusammenhéngen von Finanz-
marktkrise, Gerechtigkeitskrise und mdglichen glo-
balen Effekten stellen. Und deswegen ist es Kern
dieser Debatte, wie wir steuerlich eingreifen und
die Staatsverschuldung auf eine mdglichst gerech-
te Weise in den Griff bekommen kdnnen. Das ist
die Frage, die sich in einer neuen Aktualitat stellt.
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Zu Frau Heyenn: Ich glaube, dass die Zeit heute
eine andere ist und dass sich die Diskussion ge-
genuber den Auseinandersetzungen, die wir um
das Jahr 2000 herum gefuhrt haben, noch einmal
verandert hat, auch wenn man die langfristigen
Auswirkungen von Steuergesetzen besser bertick-
sichtigen koénnen sollte. Aber ich glaube, dass sich
die Politik, und zwar nicht nur die der linken Partei-
en, um diese Gerechtigkeitsproblematik und um
die Steuerungsfahigkeit kimmern muss, denn
letztendlich héngt der Bestand und die Stabilitat
unseres demokratischen Systems daran, wie wir
mit diesen Finanzmarktproblemen umgehen und
ob wir wieder Orientierung geben kdnnen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Andrea
Rugbarth und Juliane Timmermann, beide
SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Vielen Dank.
— Herr Hackbusch hat das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich wurde von Herrn
Heintze persoénlich angesprochen und mdchte ihm
nattirlich gern antworten. Wir haben mit dem Ar-
muts- und Reichtumsbericht eine Bilanz der Politik
der letzten zehn oder zwanzig Jahre in harten Zah-
len vorliegen. Damit muss man sich auseinander-
setzen. Herr Blasing, wir beide werden uns zusam-
mensetzen und eine gemeinsame Erkldrung dazu
verfassen, was die fehlenden 800 Milliarden Euro
bedeuten. Dann werden Sie lhre Klatscher nicht
mehr bekommen, da bin ich mir sicher. Aber das
ist mir jetzt nicht so wichtig.

Herr Heintze, es ist vollig richtig, 1998 habe ich
personlich Wahlkampf fur Rot-Griin gemacht. Ich
habe gesagt, es wird mehr Gerechtigkeit in dieser
Gesellschaft geben. Ich bin damit auf die Schnau-
ze gefallen, bin bei den GRUNEN ausgetreten und
habe gesagt, dass es so nicht weitergehen kann.
Insofern habe ich da eine ordentliche Bilanz.

(Robert Blasing FDP: Mal wieder!)

Ich will noch einmal darauf eingehen, was mir das
Wichtigste an den vorliegenden Zahlen ist und was
ich bei lhren Ausfilhrungen am meisten vermisst
habe. Der harteste Fakt ist doch, dass 50 Prozent
der Gesellschaft jeden Tag unter schlechten Be-
dingungen rackern. Sie strengen sich an, sie leis-
ten etwas, Herr Blasing, aber sie bekommen im-
mer weniger. Vor 20 Jahren haben sie 4 Prozent
des Volkseigentums besessen, 2008 war es nur
noch 1 Prozent. Das ist ein dramatisches Zeichen
fur unsere Gesellschaft, und da kann man nicht sa-
gen, es gehe dabei nur um die bésen 10 Prozent,
die sowieso nichts leisten. Es ist die Mitte dieser
Gesellschaft, die betroffen ist, und damit mussen
Sie sich auseinandersetzen, das zeigen die Fak-
ten.

(Beifall bei der LINKEN und bei Daniel Gritz
und Dr. Isabella Vértes-Schitter, beide
SPD)

Dann muss ich leider noch einmal auf die Politik
der SPD zu sprechen kommen. Es ist véllig richtig,
wenn Sie sagen, die Einfihrung des Mindestlohns
sei ein wichtiger Schritt, wir missten etwas ma-
chen. Ich méchte mich noch einmal beim "Hambur-
ger Abendblatt" fur die tolle Wochenendbeilage be-
danken; da haben wir einiges abzuarbeiten.

(Olaf Ohlsen CDU: Schleim mal nicht rum!)

Was wir aber bei den laufenden Haushaltsberatun-
gen vorgelegt bekommen, ist ein gesellschaftspoli-
tischer Skandal. Mit der Beschrankung fiur die Zu-
wendungsempfanger in dieser Stadt auf ein Plus
von 0,88 Prozent, obwohl alle wissen, dass auf-
grund der anstehenden Tariferh6hungen mehr
Geld flr das Personal gebraucht werden wird, le-
gen Sie, Herr Scholz und die Mitarbeiter lhrer Be-
horden, den Zuwendungsempféngern unter der
Hand nahe, doch einfach aus dem Tarifvertrag
auszutreten,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt so
nicht!)

um flexibel genug zu sein, in dieser Lage zurecht-
zukommen. Das kénnen Ihnen etliche bestatigen;
wir alle kennen Beispiele. Fragen Sie einfach die
Zuwendungsempfanger im Kita-Bereich oder in
den Biicherhallen. Das ist die Realitat, und das ist
eine Kriegserklarung an die Gewerkschaften in die-
ser Stadt.

(Beifall bei der LINKEN)

Es widerspricht auch dem, was Sie so grof3 ange-
kundigt haben. Nehmen Sie das zurlck, dann wa-
re schon ein Schritt getan, um diesen Skandal, der
im Armuts- und Reichtumsbericht deutlich gewor-
den ist, in dieser Stadt zu verandern. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel und Christa Goetsch, beide GRUNE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Rose
hat das Wort.

Wolfgang Rose SPD:* Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, sehr geehrter Herr Prasident! Erst einmal ei-
ne Bemerkung zu Herrn Heintze. Seit es die De-
batte um den Mindestlohn gibt, gibt es auch den
Versuch, Tarifvertrdge und gesetzlichen Mindest-
lohn gegeneinander auszuspielen. Aber wir Ge-
werkschafter, die Sozialdemokratie und alle ande-
ren Akteure haben doch zur Kenntnis nehmen
mussen, dass wir mittlerweile — und das ist nicht
nur eine Frage des deutschen Einigungsprozes-
ses, sondern auch in Westdeutschland so — eine
wachsende Anzahl von Betrieben und eine noch
starker wachsende Anzahl von Beschéftigten ha-
ben, die mit dem von der Verfassung vorgesehe-
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nen Instrument Tarifvertrag nicht mehr erreicht
werden kdnnen. Das kann man, wenn man will, po-
lemisch als Schwéche der Gewerkschaften ausle-
gen, aber es ist, wenn man genauer hinschaut, ei-
ne strukturelle Frage der Arbeitswelt in unserem
Land. Uber die Ursachen kann man lange diskutie-
ren. Was man aber nicht machen darf, ist, diese
Frage gesellschaftspolitisch auf dem Riicken derje-
nigen auszutragen, die durch das Instrument des
Tarifvertrags nicht mehr geschitzt werden kénnen.
Wenn das so ist, dann muss der Gesetzgeber, wie
bei vielen anderen Fragen auch, seine Verantwor-
tung erkennen und sagen: An dem Punkt muss ei-
ne Untergrenze eingezogen werden.

(Roland Heintze CDU: Das tut er doch auch
in vielen Bereichen!)

Wenn Sie sich nach vielen Jahren der Debatte im-
mer noch hinstellen und behaupten, dass das et-
was sei, was sich gegen die Tarifautonomie richte,
dann liegen Sie vollig falsch und haben jahrelang
nicht aufgepasst. Sie versuchen, dieses Thema
auf dem Rucken der Beschéftigten, und zwar der
Niedriglohnerinnen und Niedriglohner, auszutra-
gen. Das ist nicht nur eine dkonomische Frage,
sondern auch eine moralische; das sollten Sie
nicht tun.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Das mit der Kriegserklarung, Norbert Hackbusch,
ist fir jemanden wie mich schwierig zu kommentie-
ren.

(Olaf Ohlsen CDU: Sie sitzen doch zwischen
den Stihlen als Gewerkschafter!)

— Ich ware auch der Letzte, Herr Ohlsen, der den
Gewerkschaften, bis vor wenigen Wochen noch
mir selber, nicht das Recht zusprechen wirde, in
der Offentlichkeit zu dieser Frage interessenpoli-
tisch klar aufzutreten.

Man muss sich zugleich aber einmal lhre Broschi-
re anschauen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Meine?)

— Ja, ich habe in der Zeitung gelesen, dass Nor-
bert Hackbusch und Joachim Bischoff der Offent-
lichkeit diese Broschire vorgestellt haben.

(Heike Sudmann DIE LINKE: So was Gutes
haben wir bei uns!)

Das ist richtig, oder?

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ich wollte
es nur noch mal wissen!)

Also, ich habe mir diese Broschiire angeschaut.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Kdnnen Sie
den Titel noch mal sagen?)

— Darauf komme ich gleich noch.

Da ist natlrlich akribisch dargestellt, welche Aus-
wirkungen die Haushaltspolitik, wie wir sie gerade
in den Fachausschissen und im Haushaltsaus-
schuss diskutieren und im Dezember beschlieRen
werden, haben wird. Diese Broschure hat den Titel
"ABGESCHOLZT". Wenn ich mir dann aber an-
schaue, was in ihr an Vorschlagen fur Einnahme-
verbesserungen enthalten ist, die Voraussetzung
daflr sind, dass das, was an sozialen Leistungen
als Status quo in dieser Stadt erhalten bleiben
muss, auch finanzierbar ist, dann sehe ich da im
Wesentlichen zwei Punkte: Das eine sind Steuer-
verbesserungen, insbesondere durch die Vermo-
gensteuer, und das andere Verbesserungen im
Steuervollzug. Bei Letzterem ist es so, dass die Fi-
nanzbehdorde dabei ist, entsprechende Vorschlage
zu entwickeln, und bei allem anderen missen die-
se Beschlisse auf Bundesebene gefasst werden.
Insofern sollten Sie sich einmal Uberlegen, ob Sie
als Titel lhrer Broschire statt "ABGESCHOLZT"
nicht eher "ABGEMERKELT" wahlen sollten; das
féande ich richtig an diesem Punkt.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Hack-
busch hat das Wort.

(Jens Kerstan GRUNE: Das kénnt Ihr doch
beim Bier klaren!)

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Nur wenige Worte da-
zu. Das Wichtige waren die 0,88 Prozent. Diese
0,88 Prozent waren der Grund, das harte Wort
"Kriegserklarung" zu benutzen. Eine Begriindung
fur die Existenz der Gewerkschaften ist ihre Fahig-
keit, Tarifvertrage abschlieRen zu kénnen. In dem
Augenblick, wo das angegriffen wird, werden die
Gewerkschaften in ihrer Substanz angegriffen. Das
ist nicht nur meine Meinung und es ist auch keine
rein gewerkschaftliche Position. So hat zum Bei-
spiel Frau Stoltenberg vom Diakonischen Werk
Hamburg am letzten Wochenende in einem Inter-
view mit "Der Welt" deutlich dargestellt, was das
fur die Arbeitsverhaltnisse im Rahmen der Diako-
nie bedeutet, die ein wichtiger Arbeitgeber in die-
ser Stadt ist, und dass sie nicht weil3, wie sie diese
aufrechterhalten kann. Die Verantwortung dafur
liegt bei dem, der das durchsetzen will, und das ist
Herr Scholz, der hier sitzt und sicher zustimmen
wirde, dass er die Verantwortung hat. Dement-
sprechend ist der Titel dieser Broschtire voéllig rich-
tig.
(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Die Frage ist: Wie sind wir in der Lage, das zu ver-
andern? Wir wollen in den letzten zwei Minuten
keine Haushaltsdebatte fithren, wir werden noch
mehr Vorschldge machen, aber eines ist doch
deutlich: Die Einnahmesituation der Stadt Ham-
burg wird auf Bundesebene bestimmt, weil die
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Bundesebene die Steuern festlegt. Wir kénnen uns
zehnmal drehen und sagen, dass Einnahmever-
besserungen notwendig sind, was einmal einver-
nehmliche Position aller Linken dieser Stadt gewe-
sen ist. Das muss Uber den Bund gehen, anders
sind wir nicht in der Lage, Einnahmeverbesserun-
gen hinzubekommen. Dementsprechend ist das ei-
ne kein Widerspruch zum anderen, und ich freue
mich, dass Sie die Broschire gelesen haben. Wir
werden das gerne noch weiter diskutieren.
— Tschuss.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Gibt es weite-
re Wortmeldungen zum ersten Punkt der Aktuellen
Stunde? — Dies ist nicht der Fall.

Dann frage ich die Freie Demokratische Partei, ob
Sie darauf besteht, fir finf Minuten ihr Thema auf-
rufen zu lassen? — Dem ist nicht so. Damit ist die
Aktuelle Stunde beendet.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 3, Drucksa-
che 20/5256: Wahl einer oder eines Deputierten
der Behorde fiir Wissenschaft und Forschung.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Wissenschaft und Forschung

— Drs 20/5256 -]

Der Stimmzettel liegt Ihnen vor. Er enthalt Felder
fur Zustimmung, Ablehnung und Enthaltung. Ich
bitte Sie, den Stimmzettel jeweils nur mit einem
Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die den Willen
des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen
oder Zuséatze enthalten, sind ungiltig. Auch unaus-
gefillite Stimmzettel gelten als ungiiltig. Bitte neh-
men Sie jetzt Ihre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlung wird vorgenommen.)

Ich darf die Schriftfiihrer bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgebeben? — Dies ist der
Fall. Dann ist der Wahlgang geschlossen. Das
Wabhlergebnis wird ermittelt und lhnen im Laufe der
Sitzung bekannt gegeben.**

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 34, Drucksa-
che 20/5272, Antrag der CDU-Fraktion: Keine Son-
derrechte mehr fur Occupy Hamburg.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Keine Sonderrechte mehr fiir Occupy Hamburg
— Drs 20/5272 -]

** Wahlergebnis, siehe Seite 3094

Wer wiinscht das Wort? — Herr Voet van Vormi-
zeele.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Die Grausamkei-
ten gehen weiter!)

Kai Voet van Vormizeele CDU: Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kollegen! Pinktlich zur heutigen Debatte hat das
Bezirksamt Hamburg-Mitte der Presse gestern mit-
geteilt, dass es auch weiterhin das Occupy-Camp
dulden werde. Nun will ich mich gar nicht dartber
aufregen, wie viel Respekt der sozialdemokrati-
sche Bezirksamtsleiter in Hamburg-Mitte damit ge-
geniliber dem Parlament zeigt, aber am Vorabend
einer Debatte in der Blrgerschaft zu diesem The-
ma finde ich das schon einen bemerkenswerten
Vorgang.

(Beifall bei der CDU)

Ich bin sicher, dass Frau Ozdemir gleich die groRe
rhetorische Keule herausholen und uns erklaren
wird, dass die Zelte von circa 15 Menschen, die
seit gut einem Jahr in bester Hamburger Lage wild
campieren, grof3tenteils ohne sanitdre Anschlisse,
eigentlich der Aufbruch der Massen gegen das
System seien, welches Systems auch immer. Wir
kénnen uns lange Uber die Frage streiten, ob der
klagliche Rest von 15 Menschen wirklich Ausdruck
eines weltweiten Aufbruchs gegen was auch im-
mer sein mag. Worliber man aus meiner Sicht aber
nicht streiten kann, ist die Tatsache, dass wir hier
nicht mehr Uber eine Anwendung des grundrecht-
lich geschiitzten Demonstrationsrechts reden, son-
dern schlichtweg Uber die Besetzung eines wichti-
gen Teils der Hamburger Innenstadt.

(Beifall bei der CDU)

Nun mdchten womdéglich viele Menschen ihre Zelte
gern einmal mitten in der Hamburger City aufschla-
gen, sie kénnen und diurfen es aber nicht, weil wir
in unserem Gemeinwesen Regeln haben, nach de-
nen wir unser Zusammenlegen gestalten. Zu die-
sen Regeln gehdrt auch die Vereinbarung, wo man
in dieser Stadt wohnen darf, wo man arbeiten kann
und nattrlich auch, wo allgemein zugéangliche 6f-
fentliche Platze sind. Mit der Teilbesetzung des
Gerhart-Hauptmann-Platzes haben wir diesen zen-
tralen Platz der Allgemeinheit in Hamburg entzo-
gen. Das kann man machen, wenn man damit
wichtige andere Interessen verfolgt, und so war es
vor einem Jahr durchaus richtig, den Menschen,
die fur die Occupy-Bewegung demonstrieren woll-
ten, diesen Platz eine Zeit lang zu Uberlassen.
Aber die Frage bleibt doch, wann diese Demon-
stration eigentlich in eine dauerhafte Aneignung
dieses Platzes Uberging. Vom Senat wird das wei-
terhin geduldet, aber nur, solange keine anderen
Interessen des Bezirks Hamburg-Mitte vorliegen.
Das heil3t im Klartext: Wenn es um gebuhrentrach-
tige Einnahmen geht wie beim Weihnachtsmarkt
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und anderen Aktivitaten, dann hat das Vorrang und
die Weltrevolution fallt fir eine Zeit lang aus, geht
es aber nicht um gebuhrenpflichtige Einnahmen,
sondern nur um den Normalbirger, dann durfen
auch kunftig weiterhin gern Zelte in der Innenstadt
aufgeschlagen werden.

(Beifall bei der CDU)

Damit sind wir beim zentralen Punkt dessen, was
dort stattfindet und offenbar auch Wille der sozial-
liberalen Koalition in Hamburg-Mitte ist, namlich
bei der Frage, ob hier nicht eigentlich Eigennutz
vor Gemeinwohl geht. Haben wir es hier nicht mit
der hemmungslosen Hinnahme der Verwahrlosung
eines wichtigen Bereiches unserer Stadt zu tun?

(Beifall bei der CDU)

Das, was dort auf dem Gerhart-Hauptmann-Platz
geschieht, ist schon lange nicht mehr mit dem legi-
timen Ausdrucken einer politischen Meinung zu be-
grinden, sondern ist schlichtweg die Bekundung
staatlichen Desinteresses am offentlichen Raum.

Damit sind wir dann auch bei dem Punkt, der die
Hamburger in den letzten Monaten offensichtlich
vermehrt umgetrieben hat. Nicht nur der zentral
gelegene Gerhart-Hauptmann-Platz  wird als
rechtsfreier Raum behandelt, auch der Hauptbahn-
hof ist wieder auf dem Weg zuriick in die Verhalt-
nisse von vor 2001. Laut einer sehr schénen, heu-
te Morgen von "Radio Hamburg" veroffentlichten
reprasentativen Umfrage sind 70 Prozent der Ham-
burger in den letzten Monaten am Hauptbahnhof
Ziel einer Belastigung geworden, und eine uber-
waltigende Anzahl der Hamburger schamt sich,
auswartigen Gasten den Hauptbahnhof zu prasen-
tieren. Ich finde, das ist eine traurige Aussage,
werte Kollegen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist leider eine Tatsache, dass Gleichgliltigkeit
bei der Verwahrlosung des o6ffentlichen Raums
weitere Verwahrlosung nach sich zieht, und des-
halb muss konsequent gegen solche Erscheinun-
gen vorgegangen werden.

(Beifall bei der CDU)

Das Occupy-Zeltlager ist schon lange keine politi-
sche Aussage mehr, sondern einfach die illegale
Nutzung o6ffentlicher Wegeflachen. Deshalb muss
die Nutzung beendet werden, und es darf auch in
ein paar Monaten nicht, wie bisher geplant, zu ei-
ner Fortsetzung kommen. Andere Stadte wie das
sozialdemokratisch regierte Frankfurt haben langst
Konsequenzen gezogen. Hamburg muss dies
auch tun, ansonsten weil3 ich nicht, wie man Men-
schen in dieser Stadt in Zukunft erklaren soll,
warum sie ihre Wohnwagen nicht im Stadtpark auf-
stellen dirfen; das misste dann schlielich auch
legitim sein.

Das kann nicht Sinn und Zweck sein, was Sie wol-
len, und deshalb muss die Blrgerschaft ein deutli-
ches Signal setzen, dass die weitere Verwahrlo-
sung unserer Stadt nicht hingenommen wird, und
ein klares Bekenntnis dazu ablegen, dass die Be-
setzung dieses Platzes beendet wird. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Fock hat
das Wort.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

Jan-Hinrich Fock SPD: Herr Hamann, wir hatten
einmal eine Grof3e Koalition, wie ich mich erinnere,
und da hiel3 unser Thema Bambule. Das haben wir
nicht mit groBen Worten und Geschrei und Thea-
terdonner hinbekommen, sondern das Problem hat
sich eigentlich sehr gut von selbst gel6st. Ich
mochte einmal Revue passieren lassen, was Sie,
Herr van Vormizeele, gesagt haben. Sie unterstel-
len den Sozis, dass sie die ganze Stadt vernach-
lassigen wirden. Dazu haben Sie einen grof3en
Bogen geschlagen vom Hauptbahnhof bis zum
Stadtpark. Ich darf einmal darauf hinweisen, was
Sie in lhrem Antrag fordern. In Nummer 1 fordern
Sie, der Gerhard-Hauptmann-Platz solle geraumt
werden, wenn die Occupy-Bewegung den Platz
nicht spatestens bis zum 1. Oktober 2012 verlasst.
Nun liegt dieser Antrag — das musste ja nach den
drei Schriftlichen Kleinen Anfragen von lhnen so
kommen — hier vor. Das war so sicher wie das
Amen in der Kirche und ist auch Theaterdonner.
Haben Sie eigentlich einmal mit den Beteiligten ge-
sprochen?

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Meinen Sie
die Burger?)

— Herr van Vormizeele, unter Beteiligten verstehe
ich, dass man einmal mit den Aktivisten der Occu-
py-Bewegung spricht.

(Olaf Ohlsen CDU: Mit welchem Ziel?)

Ich habe das getan, und es war an und flr sich ein
sehr konstruktives Gesprach. Ich habe gefragt, ob
sie den Gerhard-Hauptmann-Platz zum 1. Oktober
verlassen und Platz fir den Handwerkermarkt und
anschlieBend fur den Weihnachmarkt machen wol-
len oder nicht. Natirlich machen sie Platz. Viel-
leicht kommen sie danach wieder zuriick — das ist
noch nicht ganz raus —, aber auf jeden Fall werden
sie diesen Platz verlassen, sodass dieses Argu-
ment schon einmal vollig entfallt.

(Roland Heintze CDU: Sollten wir Sie als
Mediator einsetzen?)

— Horen Sie sich das doch ruhig einmal an.
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Ich habe dann mit diesen Menschen gesprochen
und gefragt, ob sie wissten, dass die CDU diesen
Antrag gestellt habe.

(Olaf Ohlsen CDU: Natdrlich!)

Die haben den Antrag gelesen und véllig zu Recht
gefragt: Was soll das, wir gehen doch freiwillig?
Die Antwort haben Sie eben selbst gegeben. Sie
wollen, dass gerdumt wird, raus aus der Stadt mit
diesen Schmuddelkindern von Occupy. Wohlweis-
lich, Occupy ist eine Organisation, die groRe Sym-
pathien hat etwa bei der SPD, den GRUNEN, der
LINKEN, ob auch bei der FDP, das weil3 ich nicht.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Wir
fragen sie dann noch mal!)

Ich hére auch vom Bundesfinanzminister und von
der Bundeskanzlerin, dass sie durchaus Sympa-
thie haben und die Bewegung gut finden. Jetzt
wollen Sie aber erst einmal alles platt machen, das
Camp soll weg, es soll geraumt werden. Ich habe
natrlich auch mit den Verantwortlichen der HSH
gesprochen und zu héren bekommen, dass diese
ziemlich entspannt mit der gesamten Situation um-
gehen. Es ist so, dass dort auch die Toilette be-
nutzt werden kann.

(Glocke)
Darf ich eben noch meinen Satz zu Ende bringen?

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Nein, jetzt habe ich das Wort.

(Dr. Mathias Petersen SPD: Er kann doch
wohl seinen Satz zu Ende sprechen!)

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Voet van Vormizeele?

Jan-Hinrich Fock SPD: Ja.

Zwischenfrage von Kai Voet van Vormizeele
CDU: Vielen Dank. Herr Kollege, kénnen Sie mir
kurz erklaren, wenn die Sympathien der Sozialde-
mokraten so gro3 sind und so grundsatzlich,
warum dann ein sozialdemokratischer Oberbirger-
meister von Frankfurt vor wenigen Wochen, ubri-
gens ausgesprochen gewaltsam, das Lager von
Occupy in Frankfurt gerdaumt hat?

(Hansjorg Schmidt SPD: Das ist doch was
anderes!)

Jan-Hinrich Fock SPD (fortfahrend): Die Situation
in Frankfurt ist eine andere. Herr van Vormizeele,
es ist schon ein Unterschied, wenn so etwas groR3-
flachig vor der EZB passiert. Ich mochte, lassen
Sie mich das noch einmal erlautern, dass diese Si-
tuation in Hamburg nicht eintritt.

(Beifall bei der SPD)

Ich war stehengeblieben, als ich gesagt habe,
dass ich mit den Verantwortlichen der HSH ge-
sprochen habe. Die sagten, an und fur sich gingen
sie mit der Situation recht entspannt um.

(Dirk Kienscherf SPD: Die haben andere
Sorgen!)

Naturlich werden Occupy und HSH niemals Freun-
de werden in diesem Leben, aber es sieht so aus,
dass sie auf jeden Fall etwas nicht wollen. Sie wol-
len nicht, dass dort biirgerkriegsahnliche Zustande,

(Roland Heintze CDU: Bei 15 Menschen!)

die bei einer Raumung offensichtlich unabdingbar
sind, vor ihrer Haustir passieren — das auf jeden
Fall nicht. Das hat auch diese Stadt nicht verdient,
das muss man auch einmal klar und deutlich sa-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir jetzt |hren Antrag einmal beurteilen,
dann muss man das in diesem Kontext tun. Das
Erste ist die Zustandigkeit. Zustandig, das haben
Sie auch schon gesagt, ist das Bezirksamt bezie-
hungsweise die Bezirksversammlung Hamburg-
Mitte. Von der dortigen CDU habe ich keine Impul-
se vernommen, die sich damit befassen, dass Oc-
cupy weg soll. Einen Anlass sehe ich auch nicht.
Naturlich gibt es dort einige Vorkommnisse, aber
ob die nun alle Occupy zugerechnet werden koén-
nen, sei dahingestellt. Es gab einen schwerwie-
genden Anlass, das war die Stirmung der Deut-
sche-Bank-Filiale am Adolphsplatz, und das sind
Dinge, die werden wir nicht gutheil3en. Es ist si-
cherlich richtig, dass die Deutsche Bank Strafan-
zeige wegen Hausfriedensbruch erstattet hat.

(Dietrich Wersich CDU: Ich denke, die ha-
ben Ihre Sympathie! Waren das denn ande-
re?)

— Das hat mit Sympathie nichts zu tun. Es ist auch
nicht das Ziel von Occupy, Banken zu stiirmen,
das ist vollig unsinnig.

Jetzt kommen wir zur juristischen Beurteilung. Im
Grunde genommen geht es um die Frage, ob die
Occupy-Besetzung — in Anfiihrungsstrichen — des
Gerhard-Hauptmann-Platzes eine Versammlung
im Sinne des Artikels 8 Grundgesetz ist. Das bleibt
unklar, jedenfalls nach meinen Informationen.
Rechtlich ist es tatséchlich eine vom Bezirksamt
geduldete Nutzung ohne formale Genehmigung.
Im Grunde genommen bringt uns diese juristische
Beurteilung nicht weiter.

Ich komme zu der politischen Wurdigung. Die CDU
will rdumen, und damit provozieren Sie eine Eska-
lation, die in keiner Weise dem Grundsatz der Ver-
haltnismaRigkeit entspricht; das muss man mit aller
Klarheit deutlich machen. Haben Sie sich eigent-
lich Gedanken gemacht, was Ihr Antrag auslosen
kann? Ich kann mir vorstellen, dass sich schon ei-
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nige Touri-Chaoten in Berlin oder Frankfurt die
Stiefel schniren, um nach Hamburg zu kommen.
Es werden bei einer RAumung Bilder von Hamburg
moglicherweise um die Welt gehen, die mit der
Weltoffenheit und Toleranz dieser Stadt in keiner
Weise vereinbar sind.

(Hans-Detlef Roock CDU: Du liebes Lott-
chen!)

Im Ubrigen — Herr Wersich, hoéren Sie einmal zu —
meine ich, dass Ihr Antrag auch den Bemiihungen
um eine moderne Grol3stadtpartei, die die CDU
sein will, entgegensteht. Sie machen im Grunde
genommen genau das Gegenteil von dem, was
der Zielsetzung der modernen Grof3stadtpartei ent-
sprechen wirde.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Davon haben die
sich eh verabschiedet!)

Auf den Punkt gebracht lautet die Frage: Geht es
um Scharfmacherei oder um Besonnenheit? Wir
wahlen die Besonnenheit und werden lhren Antrag
ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Im Ubrigen hoffen wir, dass weiterhin alles friedlich
verlauft. — Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Bevor ich
Frau Moller das Wort gebe, méchte ich darauf auf-
merksam machen, dass Beifallskundgebungen im
Plenum passieren, aber nicht auf der Besuchertri-
bine.

Frau Modller hat das Wort.

Antje Moller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich habe auch nach der Rede
von Herrn van Vormizeele nicht wirklich verstan-
den, was eigentlich die Intention des Antrags ist.
Wollen Sie wieder einmal Uber mehr Sauberkeit in
dieser Stadt reden, oder wollen Sie noch einmal
die politische Auseinandersetzung, die Sie eben in
der Aktuellen Stunde schon verweigert haben,
Uber das, woftr Occupy steht? Ich glaube, dass
Sie selbst nicht wissen, was Sie mit diesem Antrag
erreichen wollen.

Zur Frage der Storung von o6ffentlicher Sicherheit
und Ordnung wurde eben schon vom Kollegen der
SPD einiges gesagt. Es gibt klare Regelungen und
es wird auch eingegriffen, wenn es nétig ist. Die
andere Frage lautet, was ist eigentlich weltweit von
der Occupy-Bewegung noch zu sehen? Dieses ist
tatsachlich der letzte noch nicht geraumte Standort
eines Camps in Deutschland, und dabei sollten wir
es auch belassen, schlicht und einfach.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Die Vereinbarung, die es mit dem Bezirk gibt,
dann, wenn der Platz genutzt wird, ...

(Zuruf von Roland Heintze CDU)

— Vielleicht nicht Weltkulturerbe, das mag zu viel
sein, aber immerhin haben sie an der Documenta
teilgenommen. Das war doch schon mal etwas,
Herr Heintze.

In dem Sinne brauchen wir ndmlich Anstof3e, um
Uber das Thema, fur das Occupy steht, zu diskutie-
ren. Auch in diesem hamburgischen Camp werden
immer wieder Angebote gemacht, Angebote zu
Diskussionen, Angebote, einfach nur zuzuhdren
oder etwas loszuwerden. Solche Angebote gibt es
viel zu wenige in dieser Stadt.

Was Sie mit dem Antrag erreichen wollen, warum
Sie sich dartber beschweren, dass der Bezirk
schon reagiert hat und es, was eigentlich alle
schon seit Wochen wissen, einvernehmliche Ver-
einbarungen fur die ndchsten Wochen und Monate
bezilglich der Nutzung des Platzes gibt, habe ich
nicht verstanden. Ich glaube, Sie kommen nicht
weiter mit diesem Antrag, und vor allem kommen
Sie nicht weiter, wenn Sie so sehr deutlich ma-
chen, dass es Ihnen schlicht und einfach nur dar-
um geht, prekares Leben, Armut, Dinge, die nicht
den mittelstdndischen Lebenszielen entsprechen,
auf der Stral3e nicht sehen zu mussen. Daruber
wollen Sie vielleicht auch gar nicht stolpern. Ich
glaube, dass die Allgemeinheit Uberhaupt nicht
eingeschrankt ist in der Nutzung dieser offentlichen
Flache, sondern dass sie mit dem Occupy-Camp
schlicht und einfach ein neues Angebot bekommen
hat, und das sollten wir weiter nutzen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Frau von Treuenfels.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrter Président, meine Damen und Herren! Liebe
Kollegen von der CDU, vor einem Jahr war die Oc-
cupy-Bewegung noch in aller Munde. Heute, zwolf
Monate spater, sind ihre Camps in den Weltfinanz-
zentren zwischen der Wall Street und der Frankfur-
ter EZB aufgeldst. Es wird stiller um die Protestbe-
wegung, wohl auch, weil viele Menschen erkannt
haben, dass okkupieren keine Probleme I6sen
kann. Nun kommt die Hamburger CDU und will
ausgerechnet vor der krankelnden HSH Nordbank
eine Raumung des dortigen Restcamps beschlie-
Ben lassen. Eine bessere Methode, um diese ster-
bende Bewegung wiederzubeleben, gibt es wahr-
scheinlich nicht.

(Beifall bei der FDP — Dr. Andreas Dressel
SPD: Das sehe ich auch so!)

—Ja, das sehe ich so.
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Etwas Besseres, um auf sich aufmerksam zu ma-
chen, scheint der Hamburger CDU im Moment
nicht eingefallen zu sein. Das ist schade, denn Sie
unternehmen hier den untauglichen Versuch, mit
einem vollig Uberflissigen Antrag Polizeihardliner
zu spielen. Nach Ihren eigenen Worten geht es um
eine Raumungsverfiigung und deren Durchset-
zung. Fir beides — jetzt missen wir doch einmal
juristisch werden — bestehen klar geregelte Zustan-
digkeiten, und die liegen weder beim Senat noch
bei der Burgerschaft. Daher sollten wir uns grund-
satzlich davor hiten, ungefragt und ohne Not neue
Zusténdigkeiten zu kreieren und schon gar nicht
mit Vorratsbeschlissen. Das ist weder nétig noch
klug. AuBerdem sollten Sie einmal die Kirche im
Dorf lassen. Mit knapp einem Dutzend Zelten und
den dazugehorigen Bewohnern werden die Behor-
den mit Sicherheit in Ruhe fertig werden. Ich habe
daran jedenfalls keinen Zweifel.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD — Dr. An-
dreas Dressel SPD: Sehr gut!)

— Vielen Dank, das muss ich auskosten, Beifall von
der SPD.

Wenn man sich schon in der Sache mit dem Camp
beschéftigt, sollte dies zumindest auf differenzierte
Art und Weise geschehen. Das fand ich bei der
CDU nicht ganz gelungen. Sie monieren das Feh-
len einer Genehmigung. Wir vermissen an dieser
Stelle die Auseinandersetzung mit der Fragestel-
lung, ob es hier wirklich einer Genehmigung be-
darf. Dass das Ganze nicht so einfach ist, zeigt die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Frankfurt
vom August dieses Jahres. Gleich tber mehrere
Seiten setzt sich das Gericht dezidiert mit der Fra-
gestellung auseinander, ob die konkrete Veranstal-
tung von Occupy in Frankfurt noch unter den Ver-
sammlungsbegriff fallt oder eine Sondernutzung
darstellt. Die CDU hingegen glaubt, in Hamburg
mit einem einzigen Satz eine Antwort auf diese
komplexe Frage geben zu kdnnen, nicht schlecht.
Sie machen es sich etwas einfach.

Der entscheidende Punkt ist und bleibt allerdings,
dass weder Senat noch Birgerschaft zustandig far
den Erlass einer Raumungsverfiigung und deren
Vollstreckung sind. Hatten Sie, liebe Kollegen von
der CDU, dies von vornherein erkannt, kénnten wir
uns hier und heute die Befassung mit einem, wie
ich finde, etwas Uberflissigen Antrag ersparen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Ozdemir
hat das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen der CDU-Fraktion, ich frage

mich, was eigentlich Ihr Problem ist. Ich frage
mich, welches Problem haben Sie mit Occupy
Hamburg?

(Beifall bei der LINKEN)

Natirlich stellt sich auch die Frage, was Sie zu
dem merkwirdigen Populismus hier und heute
fuhrt.

(Wolfgang Rose SPD: Wir wollen die auf-
werten!)

Jetzt mal ehrlich, Sie wollen ein Camp raumen las-
sen, das fir nachste Woche seinen Umzug ange-
kiindigt hat. Haben Sie in dieser Zeit wirklich nichts
Besseres zu tun?

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

In Threm Antrag fordern Sie nicht nur die R&umung,
sondern auch, dass die Bewegung nie wieder zu-
rickkehren kann. Anscheinend haben Sie grol3e
Angst vor dieser Bewegung. Ich mdchte Thnen ein-
mal darstellen, wie ungeféhrlich die Aktivisten die-
ser Bewegung eigentlich sind. Zunachst einmal be-
ziehen sie sich auf die Deklaration der Menschen-
rechte von 1948, sie bekennen sich zum Volker-
recht, sie bekennen sich zum Grundgesetz und
sind emport Uber die herrschenden Verhéltnisse,
sie fordern einfach nur eine gerechtere Verteilung
der Reichtimer auf dieser Welt. Was soll daran,
bitte schon, gefahrlich sein?

(Beifall bei der LINKEN und bei Gert Kek-
stadt SPD)

Ich kann lhnen auch sagen, was auf dem Gelande
gemacht wird, was die Menschen den ganzen Tag
Uber tun. Sie treffen sich, Sie diskutieren, sie ma-
chen Workshops — das kann man alles auf ihrer
Website lesen, das ist hochst transparent —, sie
setzen sich auseinander mit sich selbst, mit der
Welt, so, wie sie ist oder so, wie sie sein kdnnte,
sie machen sich Gedanken und sie fiihlen sich ver-
antwortlich fir die Gesellschaft. Daran ist doch
nichts Gefahrliches.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel und Christa Goetsch, beide GRUNE)

Wir leben in einer Demokratie und da ist es doch
ganz normal, dass Menschen teilhaben mdchten,
dass sie sich an gesellschaftlichen Prozessen be-
teiligen moéchten, und das sollten wir doch bitte re-
spektieren. Wir als Links-Fraktion finden das gut.
Wir finden es gut, wenn Menschen zusammen-
kommen, wenn Menschen diskutieren, sich dar-
Uber Gedanken machen, was sich auf der Welt an-
dern sollte. Das sollte noch viel haufiger passieren,
vor allem in unserer Stadt.

(Beifall bei der LINKEN)

Dartiber hinaus macht die CDU aus einer Sache
ein Problem, das gar keines ist. Die Leute von Oc-
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cupy sprechen mit dem Bezirksamt, und das Be-
zirksamt hat auch kein Problem erkannt. Ich ver-
stehe nicht, Herr van Vormizeele, warum Sie es so
schlimm finden, wenn Menschen ihre Grundrechte
wahrnehmen. Zu einer Demokratie gehéren Men-
schen, die sich beteiligen, die auch mitgestalten
mochten und sich einmischen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch Protest auf der Stral3e gehort dazu, und das
Versammlungsrecht ist ein Grundrecht. Ich denke,
Ihr eigentliches Problem ist nicht, dass Menschen
sich dort versammeln, Ihr eigentliches Problem ist
der Inhalt, ndmlich der Protest gegen die Banken-
macht und der Protest gegen die ungerechte Ver-
mogensverteilung, der Protest, der deutlich macht,
wie unertraglich die soziale Spaltung ist, wie wir sie
auch in unserer Stadt sehen kdnnen. Wir haben
vorhin in der Aktuellen Stunde Uber den vierten Ar-
mutsbericht gesprochen. In dem Bericht kénnen
Sie noch einmal nachlesen, nicht nur im Vorwort,
wie die Schere zwischen Arm und Reich immer
weiter auseinanderklafft, und vielleicht kdnnen Sie
sich dann vorstellen, warum die 99 Prozent sich
gegen das eine Prozent wehren. Zur Aufklarung
sei noch einmal gesagt, die 99 Prozent sind die,
die in der Finanzkrise verloren haben. Das sind die
Menschen, die jetzt das ausbaden mussen, was
das eine Prozent in der Gesellschaft verursacht
hat.

(Beifall bei Dora Heyenn DIE LINKE)

Mdéchte die CDU leugnen, dass es diese Verlierer
in der Gesellschaft gibt, oder mdchten Sie etwa
nicht, dass alle Menschen versuchen, sich etwas
dazu einfallen zu lassen, oder wollen Sie leugnen,
dass Ihnen bisher zu der Problematik nichts einge-
fallen ist?

Wir lehnen als Links-Fraktion diesen Antrag natur-
lich ab, und am Samstag werden wir, auch mit den
Occupy-Leuten, auf dem Rathausmarkt und auf
dem Adolphsplatz mit verschiedenen Initiativen ge-
meinsam auf der Stral3e sein. Vielleicht schauen
Sie doch noch einmal in den Bericht hinein, viel-
leicht schaffen Sie es ja, bis Samstag umzudenken
und vielleicht werden wir Sie dann dort auch tref-
fen.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Wersich.

Dietrich Wersich CDU: Meine Damen und Herren!
Bei unserem Antrag und auch bei der Debatte geht
es uns nicht um die Inhalte der Occupy-Bewegung.

(Dr. Martin Schafer SPD: Worum dann?)

Im Gegenteil, viele Fragen, die die Occupy-Aktivi-
sten bewegen, bewegen auch viele andere Men-
schen im Land, auch viele Menschen im burgerli-

chen Spektrum. Darum geht es nicht, sondern es
geht um die Frage, ob eine Gruppe sich auf Dauer
eigene Rechte herausnehmen und den o6ffentli-
chen Platz okkupieren kann.

(Beifall bei der CDU)

Und es geht darum, dass ein Bezirksamt — Frau
Moller, Sie sprachen es an, es gibt zu wenig Mog-
lichkeiten, politische Diskussionen zu fiihren —, das
bekannt daflr ist, Schilder von Abgeordneten ein-
zusammeln und das bekannt daftr ist,

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist der Hinter-
grund!)

ganz genaue Wegmarkierungen fir Aul3engastro-
nomie in der Stadt durchzusetzen, dass ausge-
rechnet dieses Bezirksamt aus politischer Sympa-
thie alle Regeln aul3er Acht lasst, wenn auf Monate
offentlicher Raum zweckentfremdet wird.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Das verstehen die Leu-
te doch nicht.

(Dirk Kienscherf SPD: Schreiben Sie das
doch mal in Ihren Antrag!)

Das ist doch der Punkt, die Menschen in der Stadt
verstehen das nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Man soll nicht
von sich auf andere schlieRen! — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Wersich hat das Wort.

Dietrich Wersich CDU (fortfahrend): Ich habe
Uberhaupt kein Problem damit, wenn in diesem
Haus die CDU die Partei ist, die fir Recht und Ord-
nung und fir eine saubere und gepflegte Stadt fur
alle Nutzer steht,

(Beifall bei der CDU und Heiterkeit bei der
SPD)

selbst wenn wir damit hier politisch allein sind. Ich
weil aber, dass es drauf3en viele Birger so wol-
len.

Herr Fock, was Sie gesagt haben, das kam mir ein
bisschen wie ein Déja-vu vor. Sie sprachen davon,
dass sich die Probleme sonst auch von selbst ge-
I6st hatten, die Beteiligten seien fir Sie sozusagen
nur die, die sich ihr eigenes Recht herausnehmen
und nicht der normale Birger. Wenn der Staat kon-
sequent wird, dann sprechen Sie gleich von biir-
gerkriegsahnlichen Zustanden. Diese AuRerungen
zeigen, dass Sie nichts gelernt haben aus der Zeit
vor 2001,

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

als die Hamburger Birger diese Haltung namlich
grundlich satt gehabt haben.
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(Dietrich Wersich)

(Beifall bei der CDU)

Man merkt doch, wie wenig Luft bei lhnen dahinter
ist, wenn Sie selbst und andere Redner sagen,
dass in Hamburg das letzte Camp steht. In ande-
ren Stadten sind sie aufgelost worden. Hier geht
es nicht um Birgerkrieg, sondern hier geht es dar-
um, die offentliche Flache wieder der Offentlichkeit
zur Verfugung zu stellen und nicht auf Dauer zu
besetzen.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Kommt doch alles! — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Wersich, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Frau Sudmann?

Dietrich Wersich CDU (fortfahrend): Nein, derzeit
nicht.

Wenn Sie nicht wahrnehmen, dass dies ein Thema
ist, das die Blrger beschaftigt, dann sollten Sie
vielleicht auch als unsere politischen Konkurrenten
ofter einmal Infostande machen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das missen Sie ge-
rade sagen!)

— Ich kann mich Uber Ihre Reaktion nur freuen, weil
ich weil3, dass es so am schnellsten mit Thnen wie-
der bergab geht.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage lhnen trotzdem noch einmal gern, was
uns die Birger sagen,

(Dirk Kienscherf SPD: Dann erzahlen Sie
mal')

dass ihnen namlich auffallt, dass die Verwahrlo-
sung rund um den Hauptbahnhof,

(Barbara Duden SPD: Das war nicht Occu-
py!)

um die Spitalerstral’e, um die Mdnckebergstralie
wieder zunimmt. Das stellen die Menschen fest
und das erfillt die Menschen mit Sorge. Manche
sagen, wir haben nicht mehr die wachsende Stadt,
sondern wir haben wieder die wachsenden Urin-
und Dreckbarrieren in der Stadt. Das ist kein gutes
Aushangeschild fir Hamburg.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Schreiben Sie das in lhren Antrag! Blédsinn!
— Wolfgang Rose SPD: Das ist ja peinlich!)

Sie werden sich wundern, das ist sogar ernst ge-
meint, denn ich glaube, wenn Sie mit den Men-
schen, die in Hamburg-Mitte leben und arbeiten
und dort ihre Geschéafte betreiben, reden wirden,
dann wirden Sie erkennen, dass fir sie eine Si-
tuation eingetreten ist, wo sie sagen, so geht es
nicht weiter, weil das hier unsere Chancen in der
Stadt schadigt.

(Beifall bei der CDU)

Was neu gegeniber der Situation im Jahr 2001 ist,
das gestehe ich Ihnen gern zu, ist nicht nur die
Ignoranz, dieses Leugnen von Problemen. Diese
Haltung wird jetzt von der Politik verscharft durch
die Kirzung im Bereich der Jugendhilfe

(Dirk Kienscherf SPD: Oh!)

und der Arbeitsprojekte, aber nattrlich auch durch
die Kirzungen beim Personal und den Sachmitteln
in den Bezirksamtern, weil jetzt weniger Menschen
da sind, die fur die Pflege der Grunanlagen arbei-
ten kdnnen. Diese Kombination von Ignoranz und
Kirzung der Mittel zur Pflege der Stadt wird lhnen
bose auf die Fulie fallen.

(Beifall bei der CDU — Barbara Duden SPD:
Thema!)

Wenn Sie die Probleme leugnen, wenn Sie sagen,
das l6se sich von selbst, dann stelle ich fest, dass
Sie nichts gelernt haben. Sie sind auf dem Weg
zurlick zur Situation vor 2001, und das ist nicht gut
fur Hamburg.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Moller
hat das Wort.

Antje Méller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Kollege Wersich, ich finde, Sie
haben die gerade Linie der politischen Diskussion
hier eindeutig verlassen.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
vereinzelt bei der SPD)

Sie haben einen Antrag gestellt, der die Uberschrift
Occupy hat. Dartiber kann man politisch diskutie-
ren, tragt man die Ziele, findet man die Mittel und
Wege, die die Occupy-Bewegung sich nimmt, rich-
tig oder falsch. Das wére eine schone Debatte. |h-
re Debatte aber lautet, dieses Camp soll weg, weil
es Sicherheit und Ordnung stort und es keine or-
dentliche Vereinbarung mit dem Bezirksamt gibt.
Das kann man auch diskutieren, aber das haben
Sie nicht getan und der Kollege van Vormizeele
hat es auch nicht getan. Im Endeffekt lauft es im-
mer darauf hinaus, dass Sie eine sehr persoénliche
Abmachung mit der Leitung des Bezirksamts Ham-
burg-Mitte haben. Das haben wir auch manchmal,
aber an dieser Stelle finde ich Ihre Argumentation
vollig unangemessen.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
vereinzelt bei der SPD)

Zum anderen ignorieren Sie vollig die Tatsache,
dass es ein inhaltliches Anliegen gibt.

(Dietrich Wersich CDU: Aber der Zweck hei-
ligt doch nicht alle Mittel!)
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(Antje Moller)

Ich habe es eben schon gesagt: Ich finde das da-
neben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Gibt es weite-
re Wortmeldungen? — Das ist nicht der Fall.

Wer moéchte den Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 20/5272 annehmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Somit ist der Antrag abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Bevor ich Punkt 22 auf-
rufe, mochte ich Ihnen das Ergebnis der Wahl ei-
nes Deputierten der Behorde fir Wissenschaft und
Forschung vorstellen.

Bei dieser Wahl sind 108 Stimmzettel abgegeben
worden, es waren 0 Stimmen ungultig. Herr Hauke
Kloust erhielt 96 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen,
8 Enthaltungen. Damit ist er gewahlt worden.

Ich rufe auf Punkt 22, Drucksache 20/5229, Bericht
des Verfassungs- und Bezirksausschusses: Ent-
wurf eines Gesetzes zur Anderung des Volksab-
stimmungsgesetzes und des Gesetzes Uber das
Hamburgische Verfassungsgericht.

[Bericht des Verfassungs- und Bezirksaus-
schusses liber die Drucksache 20/4525:
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Volksabstimmungsgesetzes und des Gesetzes
iiber das Hamburgische Verfassungsgericht
(Senatsantrag)

— Drs 20/5229 -]

Wer wiinscht das Wort? — Frau Duden wiinscht
das Wort und bekommt es.

Barbara Duden SPD: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Heute diskutieren wir Uber die
Starkung der Demokratie, die Starkung der Birger-
beteiligung durch die Novellierung des Volksab-
stimmungsgesetzes. Artikel 50 der Hamburgischen
Verfassung wurde im Jahre 2008 neu gefasst, und
um in dieser Frage eine klarere Gesetzeslage zu
erreichen, wurde der Wille der Birgerschaft mit ei-
nem interfraktionellen Antrag deutlich gemacht.

(Vizeprasidentin Dr. Eva GUimbel Gbernimmt
den Vorsitz.)

Nun legt der Senat auf dieser Grundlage einen Ge-
setzentwurf vor, den wir heute in zwei Lesungen
beschliel3en werden. Die Volksgesetzgebung ist ei-
ne der wichtigsten Beteiligungsmoglichkeiten von
Birgerinnen und Burgern. Wir wollen allen die
Chance geben, den Burgerwillen auf diesem Weg
mitzugestalten. Hamburg hat mit diesem Gesetz-
entwurf eine Vorreiterrolle bei der Volksgesetzge-

bung. Deshalb ist es mir aber auch sehr wichtig, an
diesem Punkt deutlich zu machen, dass die Biirge-
rinnen und Burger mit einer hdheren Beschwerde-
macht sozusagen nicht allein die Volksgesetzge-
bung dieser Stadt vorantreiben durfen. Viele von
uns werden sich sicher noch an den ehemaligen
Oberbaudirektor Kossak erinnern — einige positiv,
andere eher negativ —, der gesagt hat, man kénne
es eigentlich nicht hinnehmen, dass die Abiturdich-
te in einzelnen Stadtteilen damit korreliert, wie vie-
le Burgerbegehren dort zum Abschluss gebracht
werden. Ich glaube, in Zukunft wird es eine der
wichtigen Aufgaben der Birgerschaft sein, darauf
zu achten, dass die Volksgesetzgebung sich nicht
nur in den Stadtteilen mit einer hohen Beschwer-
demacht durchsetzt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Aber genauso wenig darf es in Zukunft mdglich
sein, im Zuge der Volksgesetzgebung Einzelinter-
essen durchzusetzen. Fur uns sollten immer die
Gesamtinteressen im Vordergrund stehen, auch
darauf wird die Burgerschaft in Zukunft zu achten
haben. Heute kdnnen wir miteinander diskutieren,
was sich denn nun geandert hat. Volksentscheide
missen grundsatzlich an Wahltagen, entweder zur
Birgerschaft oder zum Bundestag, durchgefiihrt
werden. Das ist eine wesentliche Erleichterung. Es
muss eine zeitnahe Beschaftigung mit den Initiati-
ven geben, und die Initiatoren missen die Mdglich-
keit haben, sich mit ihren Anliegen an die Aus-
schiisse der Burgerschaft zu wenden; auch das ist
eine wesentliche Verbesserung.

Das Verfassungsgericht muss angerufen werden,
wenn es berechtigte Zweifel an der Zul&ssigkeit
gibt. Das sichert nicht nur die Rechtssituation fir
die Initiativen, sondern es vermeidet auch kost-
spielige Verfahren. Und es wird nicht weiterhin der
Regierung Uberlassen, ob sie die Mdglichkeit, Ver-
fahren auf ihre RechtmaRigkeit hin zu Uberprifen,
vornimmt oder nicht. Damit unterbleibt das politi-
sche Kalkil, und das ist in dieser Frage auch sehr
wichtig.

(Beifall bei der SPD und bei Tim Golke DIE
LINKE)

Ebenso wichtig ist auch die Frage des Spendenan-
nahmeverbots. Damit wird eine Anonymisierung
verhindert und Transparenz sichergestellt. Wir alle
haben vor einigen Sitzungen Uber das Transpa-
renzgesetz diskutiert und auch dies ist hier un-
heimlich wichtig, denn es darf nicht sein, dass es
Initiativen gibt, die aus irgendwelchen Quellen Gel-
der einwerben und sich damit auf eine Ebene be-
geben, wo sie nicht mehr unabhangig agieren kén-
nen.

(Beifall bei der SPD und bei Tim Golke DIE
LINKE)
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Wenn man erkennt, dass es Gesprachsbedarf bei
einigen Fragen gibt, dann wird es auch moglich
sein, Fristen zu verlangern, um einen einmaligen
Konsens zu erreichen. Auch das wird wesentlich
zur Vereinfachung beitragen.

Mit dem heute vorliegenden Gesetzentwurf sind
die Regeln der Volksgesetzgebung auch auf Lan-
des- und Bezirksebene angeglichen. All das, was
wir heute, sicherlich auch im groRen Konsens, ge-
meinsam beschlie3en werden, ist zustande ge-
kommen, weil es unter anderem sehr viele und
sehr ausfihrliche Gesprache und Beratungen,
auch mit "Mehr Demokratie", in dieser Frage gege-
ben hat. Das macht auch deutlich, wie wichtig uns
dieser interfraktionelle Vorstol3 ist. Ich danke noch
einmal allen Beteiligten, und wenn wir heute das
Gesetz in zwei Lesungen beschlossen haben,
dann werden wir eine klarere und richtigere Ge-
setzesgrundlage in Hamburg haben. — Danke.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Voet van
Vormizeele hat das Wort.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Préasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Zum In-
halt dessen, was wir jetzt als Beratungsgegen-
stand haben, hat Frau Duden eben schon in be-
wundernswerter Weise sehr viel gesagt. Ich erlau-
be mir, einmal kursorisch aus dem Bericht zu zitie-
ren, den wir als Beratungsgrundlage haben. Dort
steht, die Vorsitzende stellte fest, dass es keine
Wortmeldungen gébe, und liel3 sodann abstimmen,
und es war einstimmig. Das Ganze ist auch nicht
Uberraschend, weil wir aufgrund eines einstimmi-
gen Begehrens diskutieren, das wir hier vor einem
Jahr beschlossen haben. Dieses einstimmige Be-
gehren hat der Senat unstrittig 1:1 umgesetzt, und
wir haben es gemeinsam mit den Initiatoren be-
sprochen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Guter Senat!)

— Wenn es um das technische Umsetzen geht, gibt
es genug gute Beamte in dieser Stadt, denen trau-
en wir viel zu. Ich weil auch, dass die guten Be-
amten das hervorragend gemacht haben.

Ich gebe zu, dass ich ein bisschen Uberrascht war,
diesen Punkt noch einmal als Debatte angemeldet
zu sehen. Vielleicht sollten wir einmal dartber
nachdenken, wie wir in der Offentlichkeit die At-
traktivitdt unseres Parlaments besser darstellen
konnen als Debatten zu Themen zu fuhren, die
nicht wirklich politisch entspannt sind.

Nichtsdestotrotz wirde ich gern zu Protokoll ge-
ben, dass auch wir natirlich nach dieser langen,
gemeinsamen Arbeit und Vorfreude heute der Um-
setzung zustimmen. Mehr muss man zu diesem
langen Prozess nicht sagen. Allerdings, Frau Du-

den, wirde es mich fast reizen, wenn wir noch ein-
mal anfangen wirden, die Alt-Debatten, die wir vor
drei, vier, funf Jahren Uber Sinn und Unsinn von
Volksgesetzgebung gefiihrt haben, erneut zu fuh-
ren. Aber ich glaube, das wollen wir uns alle nicht
antun. In diesem Sinne kann ich fur meine Fraktion
sagen, dass wir natirlich zustimmen werden.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Herr Miller, Sie
haben das Wort.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Tatséachlich hat die Burger-
schaft Ende 2008 durch die Verfassungsanderung
das Wichtigste in diesem Parlament beschlossen.
Wir vollziehen heute im Grunde genommen die
einzelnen Ausfihrungen, wie die hdhere Verbind-
lichkeit von Volksentscheiden in dieser Stadt aus-
sehen soll und welche Mdglichkeit das Volk hat,
damit umzugehen, wenn die Burgerschaft doch
einmal auf die Idee kommt, wieder einen Volksent-
scheid zu verandern. All das ist jetzt im Gesetz ge-
nau geregelt. Frau Duden hatte auch schon ein
bisschen die anderen Regelungen, die uns allen
sehr wichtig waren und die sich in der Zwischen-
zeit angesammelt haben, skizziert.

Ich wurde heute von einigen angerufen, was das
denn schon wieder fir ein neues Gesetz sei, und
ich habe geantwortet, dass es die Angelegenheit
von 2008 sei.

(Robert Heinemann CDU: Aber wir reden
noch mal driber?!)

Auch wenn das Herr van Vormizeele gar nicht
mehr hoéren will, muss man natirlich erzdhlen,
warum wir das machen, denn es ist einzigartig in
Deutschland, dass wir so eine Verbindlichkeits-
klausel in der Verfassung haben und nun auch in
einem Ausflihrungsgesetz genau beschreiben. Die
Ursache liegt darin, dass zwei Volksentscheide in
diesem Hause gekippt wurden und das Volk damit
nicht einverstanden war. Hinterher sind wir dann
Gott sei Dank alle zu der Uberzeugung gekom-
men, dass das nicht wieder vorkommen soll, und
damit das nicht wieder vorkommt, haben wir jetzt
Regeln geschaffen.

Ich sage noch einmal Dank an die Verwaltung, die
uns im Vorwege bei der Entwicklung dieses Ge-
setzes sehr zur Seite gestanden hat. Ich méchte
auch einen Dank an die Vertreterinnen und Vertre-
ter von "Mehr Demokratie" richten, die uns mit Rat
und Tat zur Seite gestanden haben. Es ist keines-
falls so, dass dieses Parlament nur vor "Mehr De-
mokratie" kuscht, wie uns ofter mal in der Offent-
lichkeit vorgeworfen wird. Wir haben namlich auch
gelernt, dass es schlau ist, wenn die Birgerschaft
einen Gesetzentwurf, der an sich als Volksent-
scheid auf dem Weg war, tbernimmt. Man muss
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es nicht immer zum Volksentscheid kommen las-
sen, wenn das Parlament auch einsieht, dass dies
etwas Wichtiges ist und wir das tun sollten. Das
haben wir in diesem Jahr mit dem Transparenzge-
setz gemacht, und das kann sich in Zukunft wie-
derholen. So ist das ganze Volksabstimmungsge-
setz auch angelegt. Grundséatzlich soll die Birger-
schaft auch lernen dirfen, und nicht nur durch das
letzte Instrument eines Volksentscheides. Ich will
es nicht ausschlielen, denn manchmal gibt es
Themen, bei denen man anderer Meinung ist und
das entschieden wissen will. Diesen Punkt haben
wir beispielsweise in einem Jahr bei der Bundes-
tagswahl, das Gesetz zum Ruckkauf der Netze. Da
gibt es eine unterschiedliche Haltung, und das
muss dann eben entschieden werden.

Ich habe mich auch sténdig mit den Kolleginnen
und Kollegen in den anderen Bundeslandern aus-
getauscht. Zuletzt gab es einen sehr beriihmten
Volksentscheid, namlich in Baden-Wirttemberg.
Die waren froh, wenn sie die gesetzliche Grundla-
ge hatten, die wir in Hamburg haben. Die werden
sie auch so schnell nicht bekommen, weil namlich
die dortige CDU sich einer Verfassungsanderung
bisher noch verweigert. Das muss man auch ein-
mal festhalten. Hamburg kann stolz sein, wir haben
hier gelernt. Und ich glaube, in diesem Gesetz ist
jetzt dokumentiert, dass wir die Volksgesetzge-
bung nicht als Feind sehen, sondern als Bereiche-
rung fur das politische Leben und die Demokratie
in dieser Stadt. Wir gestehen gleichzeitig zu, dass
es auch Anstdf3e von aul3en geben kann, die die
Burgerschaft dann gern aufnimmt, sich eine Mei-
nung dazu bildet und es tUbernimmt, und ob nun
1:1 oder nur zu einem kleinen Teil, wird man dann
sehen. Insgesamt hat sich das gut entwickelt.

Zu den beiden anderen Anderungen, die nichts mit
der Verfassungsanderung 2008 zu tun haben,
namlich der Frage, ob diese Regierung in dieser
Stadt auch einmal das Verfassungsgericht anrufen
kann, wenn sie der Meinung ist, ein Volksentscheid
koénnte verfassungswidrig sein, haben wir einstim-
mig nein gesagt; aus dem Kann soll ein Muss wer-
den. Wenn es berechtigte Zweifel an der Verfas-
sungsmanigkeit eines Volksentscheides gibt, dann
muss der Senat das Verfassungsgericht anrufen,
um das klaren zu lassen, und nicht erst das Volk
entscheiden lassen und den Volksentscheid hinter-
her mdglicherweise vom Verfassungsgericht kip-
pen lassen. Das ist dann alles andere als birger-
freundlich. Diese Regelung ist bisher demokratie-
feindlich gewesen. Deswegen freue ich mich, dass
wir das einstimmig beschlieBen werden. Vor der
Abstimmung wird also geklart, ob dariiber abge-
stimmt werden darf, das ist richtig.

Uber einen anderen Punkt haben wir auch schon
gesprochen, Frau Duden hatte es erwahnt. Wir
hatten bei einem Volksentscheid, der um Bildung
ging — wir erinnern uns alle —, die Situation, dass
bei einer Initiative, die Spenden eingesammelt hat-

te fur ihre Kampagne, am Ende die Transparenz
bezilglich der einzelnen Spender nicht gegeben
war. Das war eine Gesetzeslicke, die wir mit die-
sem Gesetz geschlossen haben, damit das in die-
ser Form nicht mehr stattfinden kann. Das ist auch
im Sinne von Politikfreundlichkeit und Birger-
freundlichkeit richtig. Wir wollen wissen, wer hinter
den einzelnen Kampagnen und hinter den Parteien
steckt. Wir haben bei den Parteien eine Veroffentli-
chungsgrenze von 10 000. Bei den Volksentschei-
den ist es wesentlich niedriger, sie liegt bei
2000 bis 2500. Insofern haben wir eine noch héhe-
re Transparenz geschaffen, auch um zu sehen,
wer ein Interesse an welchem Thema hat.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN)

Also insgesamt bitte ich um Zustimmung, das wur-
de auch signalisiert. Ich freue mich, dass wir das
so einvernehmlich machen kdénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Dr. Duwe,
Sie haben das Wort.

(Wolfgang Rose SPD: Aber nicht noch mal
das Gleiche!)

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Es ist immer erfrischend, wenn
man ein Gesetz vorgelegt bekommt, das verfas-
sungskonformer sein soll als das urspriingliche.

Ich mochte mich nur auf wenige Punkte beschran-
ken. Diese Gesetzesanderung ist flr die Burger
positiv, das heif3t, sie fuhrt zu mehr Transparenz,
sie fuhrt zu mehr Rechtssicherheit und auch dazu,
dass man in irgendeiner Form unnétige Volksent-
scheide nicht durchfiihren muss, weil man a) ent-
weder Kompromisse gefunden hat oder b) vorher
gerichtlich geklart hat, ob der Gegenstand dieser
Volksinitiative auch verfassungskonform ist.

Ich mochte es dabei belassen. Wir werden diesem
Antrag nattrlich zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Uwe Lohmann
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Golke, Sie
haben das Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Noch kiirzer!)

Tim Golke DIE LINKE: Vielen Dank, Frau Prasi-
dentin! Sehr geehrter Herr Dressel, vier Minuten
hat man mir zugestanden.

Die Verbindlichkeit von Volksentscheiden sollte,
das haben wir hoffentlich mittlerweile alle gelernt,
eigentlich selbstverstandlich sein. Das war sie in
der Vergangenheit — Herr Muller hat darauf hinge-
wiesen — leider in dieser Stadt nicht. Das hat auch
etwas damit zu tun, warum wir uns heute als Parla-
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ment dieses Gesetz geben zur Durchflihrung von
Volksentscheiden und den vorgelagerten Dingen,
wo unter anderem, das ist noch nicht zur Sprache
gekommen, auch die Sicherungsmechanismen an-
gezogen wurden.

Dieses Referendum Uber ein von der Birgerschaft
geandertes, vom Volk beschlossenes Gesetz ist
schon eine deutliche Drohung an die jeweilige
Mehrheitsfraktion oder die die Mehrheit tragenden
Fraktionen, die gerade regieren, und auch an den
Senat, weil dies ganz deutlich ein Abstimmen Uber
aktuelle Senatspolitik in kurzer Frist nach dieser
Entscheidung darstellt. Und das ist tatsachlich in
dieser Republik einmalig.

Gleichzeitig schien es in dieser Stadt notig zu sein,
genau diese Drohung dem Parlament permanent,
wenn es so etwas denn tun méchte, vor Augen zu
halten. Ich fande es schade, wenn wir es ausge-
rechnet an dem Punkt — und das geht in Richtung
der FDP und der CDU — der Volksgesetzgebung
bei der Einfihrung von Quoren bei Burgerentschei-
den genau mit einem solchen Referendumsbegeh-
ren zu tun bekommen wirden, was maoglich ist.

Die Links-Fraktion wird diesem Antrag selbstver-
standlich zustimmen. Ich verstarke den Dank an
die Verwaltung, die uns unterstltzt hat, gern noch
einmal. Das war ein verninftiger Prozess, er ist gut
gelaufen. Wir werden selbstversténdlich den Senat
bei den néchsten Volksentscheiden, die anstehen,
im Auge behalten bezuglich dessen, was danach
kommt und wie da getrickst wird.

(Barbara Duden SPD: Getrickst?)

Wir werden uns aber an dieser Stelle deutlich kriti-
scher unterhalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gimbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer mdchte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieRen und das Gesetz zur Anderung des
Volksabstimmungsgesetzes und des Gesetzes
Uber das Hamburgische Verfassungsgericht aus
Drucksache 20/4525 beschlieBen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist das einstimmig so be-
schlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. — Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
— Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschlieRen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist damit

auch in zweiter Lesung und somit endgiltig be-
schlossen.

Ich rufe nun den Punkt 24 unserer Tagesordnung
auf. Das ist die Drucksache 20/5271 in der Neufas-
sung, Bericht des Stadtentwicklungsausschusses:
Masterplan "Mitte Altona".

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 20/4193:

Masterplan "Mitte Altona" (Senatsantrag)

— Drs 20/5271 (Neufassung) -]

Der Bericht liegt lhnen in einer Neufassung vor.
Die darin enthaltenen Ausschussempfehlungen
wurden unter f) um einen weiteren Punkt erganzt.
Die bisher unter f) aufgefihrte Empfehlung finden
Sie nun unter g). Wird das Wort gewiinscht? — Herr
Kienscherf, Sie haben es.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Mit dem jetzt vorgelegten Ma-
sterplan "Mitte Altona" und den Erganzungen der
Burgerschaft vollenden wir erfolgreich das erste
Kapitel des neuen Stadtteils Altona Mitte. Es ist ein
Stadtteil, der neben der HafenCity zu dem groR3ten
stadtebaulichen Projekt in dieser Stadt gehort, in
den wir in den nachsten Jahren mehrere Hundert
Millionen Euro investieren werden, in den wir auf
heute brachliegenden Bahnflachen und einem
noch zu verlagernden Fernbahnhof ein neues
Quartier mit rund 3600 Wohnungen und Platz fir
8000 Menschen schaffen werden, insbesondere
fur Familien. Das ist ein wichtiges Projekt, das die
Birgerschaft insgesamt unterstiitzen sollte.

(Beifall bei der SPD)

Es wird ein Stadtteil sein, der neue Akzente setzen
wird, sich aber gleichzeitig einpassen wird in die
Umgebung. Es wird ein Stadtteil sein, der hdchst
attraktiv ist, und es wird vor allen Dingen ein Stadt-
teil fur alle sein. Ich glaube, es muss unser Ziel
sein, hochst attraktive Standorte so zu entwickeln,
dass es sich alle Menschen in dieser Stadt leisten
kbnnen, in diesem Stadtteil zu wohnen. Wir Sozial-
demokraten wollen das jedenfalls.

(Beifall bei der SPD)

Eine Hamburger Tageszeitung hat neulich ge-
schrieben, dass das Projekt "Mitte Altona" in Zeit-
verzug sei. Aber ich glaube, es war richtig, dass
wir uns bei diesem wichtigen Projekt die Zeit ge-
nommen haben. Wir wollten nicht einfach entschei-
den, die Politik sollte nicht allein beraten und ent-
scheiden, sondern wir haben uns die Zeit genom-
men fir einen breiten Beteiligungsprozess. Dieser
Beteiligungsprozess war beispiellos. Er wurde ein-
geleitet von Schwarz-Griin. Schon damals hatte
unser damaliger Fraktionsvorsitzender, Michael


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5271&dokart=drucksache

3098 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 41. Sitzung am 26. September 2012

(Dirk Kienscherf)

Neumann, gesagt, dass wir das, was gut ist, auch
gutheien werden. Und auch in diesem Fall mis-
sen wir lhnen sagen, dass das, was Sie damals als
schwarz-grine Koalition eingeleitet haben, richtig
war.

Wir missen bei solchen Prozessen die Stadt an
diesen Diskussionen beteiligen. Es waren nicht im-
mer bequeme Diskussionen, aber wir sind zu ei-
nem guten Ergebnis gekommen, und ich glaube,
es wird ganz deutlich, dass Stadtentwicklungspoli-
tik nicht von Schnellschiissen lebt, sondern von
der Beteiligung der Burgerinnen und Burger.

(Beifall bei der SPD)

Das eine oder andere haben wir nicht beriicksichti-
gen kdnnen; Frau Sudmann wird nachher wahr-
scheinlich noch eine Menge dazu sagen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Oh ja!)

Aber trotzdem wird sicherlich vieles von dem auf-
gegriffen werden, wenn es zum Thema B-Plan
kommt oder wenn es darum geht, die Funktions-
plane zu erstellen, denn der Masterplan an sich bil-
det den Rahmen fur die weiteren Entwicklungen
und die weiteren Konkretisierungen. Er ist vor allen
Dingen ein Rahmen daflr, mit den privaten Eigen-
timern ins Gesprach zu kommen. Auch das ist ei-
ne Einmaligkeit an dieser Stelle.

Es ist nicht nur eine hochst attraktive Flache, son-
dern es ist auch eine Flache, die sich in Privatei-
gentum befindet. Auch wenn der eine oder andere
es nicht héren will: Auch dort muss Stadtentwick-
lungspolitik reagieren. Und es war richtig, dass
sich damals Schwarz-Grin und die Vorganger-Se-
nate 2007 beziehungsweise 2008 durch einen Se-
natsbeschluss das Recht eingerdumt haben, hier
zu agieren. Eine solch wichtige Flache kann man
nicht allein den Privateigentimern tberlassen. Hier
muss der Staat Einwirkungsmaoglichkeiten haben.

(Beifall bei der SPD — Heike Sudmann DIE
LINKE: Muss, Herr Kienscherf!)

Das haben wir, denn wir geben mit dem Master-
plan Ziele vor, namlich Leitziele. Das Erste, was
wir machen wollen und werden, ist, dass zwei Drit-
tel des Wohnungsbaus, der dort stattfinden wird,
Mietwohnungsbau sein wird, und 50 Prozent da-
von wird sozialer Wohnungsbau sein. Das heif3t,
durch diesen Drittel-Mix, den wir auch in anderen
Bereichen einfuhren, der hier aber auf einer priva-
ten Flache realisiert werden soll, erreichen wir es,
einen lebendigen Stadtteil fur mittlere, niedrige,
aber auch fir héhere Einkommen zu schaffen. Ich
glaube, genau das ist der richtige Weg.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Gleichzeitig lassen wir natlrlich nicht auRer Acht,
dass diese Flache nicht unkompliziert zu ent-
wickeln ist. Es kostet viel, viel Geld, die Erschlie-
Rungsmalnahmen und die Bodensanierungsmaf3-

nahmen durchzufuhren. Und wir werden es schaf-
fen, auch durch diesen Drittel-Mix, dass die Steu-
erzahler in dieser Stadt mdglichst gering belastet
werden und dass die privaten Eigentimer daran
beteiligt werden. Wir Sozialdemokraten werden mit
ihnen gemeinsam daflr sorgen, dass etwaige Bo-
denwertsteigerungen nicht zugunsten der Privaten
ausfallen, sondern dass sie in dieses Gebiet wie-
der hineinflieBen. Das ist unser Ziel und auch das
ist eine sozial vertragliche Stadtentwicklungspolitik.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen dartiber hinaus, dass dieser Stadtteil fur
alle Menschen offen ist, das heif3t, nicht nur vom
Einkommen her, sondern auch vom Gesundheits-
zustand her. Deswegen ist es ein wichtiges Anlie-
gen, das hier formuliert wurde, dass dieser Stadt-
teil beispielhaft werden muss fir seine Barrierefrei-
heit. Viele Menschen vor Ort haben sich in langen
Diskussionsrunden damit beschaftigt. Auch an den
vielen Gesprachen mit den Investoren kann man
erkennen, dass hier der Wille — wir formulieren es
trotzdem noch einmal ganz deutlich — sein muss
und auch ist, dass viele, moglichst alle Wohnun-
gen, barrierefrei und ohne Schwellen zu erreichen
sind. Wir wollen auch barrierefreie Aul3enflachen.
Hier kann dieser Stadtteil als Beispielprojekt gel-
ten. Wir sollten das alle gemeinsam unterstitzen.

(Beifall bei der SPD)

Wer die Flache kennt, weil3, dass es sich bei dem
Fernbahnhof um eine attraktive und sehr zen-
trumsnahe Flache handelt; wir wollen hoffen, dass
er noch verlegt wird. Es gibt Einkaufsméglichkei-
ten, Schnellbahnstationen, aber auch andere At-
traktivitdten sind in unmittelbarer Nahe. Von daher
muss es das Ziel sein — und das formuliert der Ma-
sterplan auch —, ein Modellprojekt zu schaffen mit
mdglichst wenig Autos im Quartier. Wir wollen hier
das autoarme Wohnen verwirklichen in grof3en Be-
reichen. Wenn wir es schaffen, ein ganz neues
Mobilitatskonzept zu entwickeln, das die Bereiche
Carsharing, Fahrradfahren und gute FufRganger-
verbindungen ermdéglicht, dann schaffen wir es
hier, ein in Deutschland beispielhaftes Projekt zu
entwickeln. Der Masterplan gibt dort klare Vorga-
ben.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Eine weitere Vorgabe, die der Masterplan gibt, ist
das Thema Denkmalschutz. Wir retten den Was-
serturm, wir retten die Kleiderkammer, wir retten
die pfahlhistorischen Geb&ude und wir integrieren
sie, sodass wir auf der einen Seite einen neuen
Stadtteil schaffen, ihn auf der anderen Seite aber
verbinden mit seiner Geschichte und diese Ge-
schichte auch erlebbar machen. Das haben wir
uns alle sicherlich an anderer Stelle schon ge-
wiinscht in dieser Stadt, aber oftmals kam es nicht
dazu. In Altona wird es dazu kommen. Ich denke,
das ist der richtige Weg, und er ist auch beispiel-
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haft fir andere Dinge. Hier haben wir etwas Gutes
entwickelt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch etwas zum Thema Gewer-
betreibende sagen. Auch hier ist die verstandliche
Sorge der Gewerbetreibenden grof3, die sich in
dem Gebiet befinden, aber auch die der umliegen-
den Gewerbetreibenden. Das sind kreative Kréafte
in dieser Stadt, die glnstige Gewerbemieten ha-
ben und die Neues entwickeln. Wir missen alle
darauf achten, dass wir durch solche Neustruktu-
rierungen und Neuschaffung von Stadtteilen in die-
sem Bereich, aber auch in den angrenzenden Be-
reichen, nicht dieses Potenzial verschitten und
diese Betriebe letztendlich wegjagen, sondern
dass wir mit ihnen gemeinsam ein Gewerbemie-
tenkonzept entwickeln, auch mit den Investoren,
die daflr sorgen, dass diese Potenziale in diesem
Stadtteil erhalten bleiben. Ich denke, das ist sehr,
sehr wichtig.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt viele andere Dinge, die in diesem Master-
plan geregelt sind. Die Detailfragen werden im
B-Plan-Verfahren geregelt werden. Worauf wird es
jetzt ankommen? Der B-Plan ist die Grundlage fur
die nun anstehenden Verhandlungen mit den pri-
vaten Grundeigentimern. Da wird es darauf an-
kommen, dass die Stadt aufgrund des Masterplans
deutlich macht, was ihre Ziele sind. Dieses Verfah-
ren haben sich weder die Vorgangersenate noch
der jetzige Senat ausgedacht, sondern sie sind
klar geregelt im Baugesetzbuch, auch wenn der ei-
ne oder andere das nicht wahrhaben will.

Die Stadt muss jetzt mit diesem Paket, das wir ihr
zur Verfugung stellen, auf die Investoren zugehen
und ausverhandeln, dass die Investoren bereit
sind, diese Kriterien und diese Vorgaben zu erfil-
len. Wir sind zuversichtlich, dass das gelingen
kann. Aber eines muss auch ganz deutlich werden:
Wenn die Investoren und die Privateigentimer
nicht bereit sind, diesen Weg einer sozial vertragli-
chen Stadtentwicklung in diesem Bereich mitzuge-
hen, dann muss und wird die Stadt das Vorkaufs-
recht wahrnehmen. Hier muss die Stadt ganz ent-
schlossen reagieren.

(Beifall bei der SPD)

Ich will noch eines sagen, weil Frau Sudmann das
sicher nachher auch sagen wird, ich kenne sie
mittlerweile.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja!)

Warum ist das Vorkaufsrecht jetzt nicht wahrge-
nommen worden beim ECE-Kauf einer Flache der
Holsten-Brauerei? Es war eine Flache und es war
ein Kauf, der aber nichts mit den jetzigen Abwen-
dungsvereinbarungen zu tun hat. In diesem Fall
hatte die Stadt immer nachweisen muissen, dass
ECE nicht bereit ist, in diesen Diskussionsprozess

einzusteigen. Das aber hat ECE erklart. Von daher
war es rechtlich nicht méglich, auch wenn altere
Méanner aus der Stadtentwicklung — der Name Kos-
sak ist ja heute schon gefallen — sich das vielleicht
winschen, aber rechtlich war es nicht mdglich.
Deswegen war der Weg richtig, dieses Vorkaufs-
recht nicht wahrzunehmen.

Jetzt kommt es darauf an zu sehen, wie sich die
Investoren verhalten. Wir haben einen Masterplan
entwickelt und wir haben ihn ergéanzt durch die
Birgerschaft. Ich denke, wir haben ein gutes Paket
geschnirt und sollten das heute verabschieden.
Wir sollten dann gemeinsam an dem Thema wei-
terarbeiten, an der Entwicklung der entsprechen-
den Bebauungsplane und an der Entwicklung der
sozialen Infrastruktur. Das wird ein interessanter
Prozess und ich freue mich darauf. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Roock,
Sie haben das Wort.

Hans-Detlef Roock CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Kienscherf, wir sind zwar
nicht immer einer Meinung, aber in dieser Frage
doch. Sie haben schon viele Einzelheiten genannt,
die ich nicht wiederholen will. Frau Sudmann, es
hat auch nichts mit einem Senatssprecher zu tun,
denn ich glaube, mein Beitrag wird deutlich ma-
chen, welche Positionen wir einnehmen.

Wir als CDU-Fraktion sind der Meinung, dass wir
mit der "Mitte Altona" einen grof3artigen neuen
Stadtteil entwickeln kénnen. Die Grundlagen wur-
den bereits im Dezember 2007 mit den vorberei-
tenden Untersuchungen nach Paragraf 165 Bau-
gesetzbuch in unserer Regierungszeit gelegt. Heu-
te sind wir nun so weit, Uber den Masterplan zu
entscheiden.

Vorausgegangen sind ein besonderes und neues
Birgerbeteiligungsverfahren und ein stadtebauli-
cher Wettbewerb. Frau Sudmann, wir haben neu-
lich Uber Beteiligungsverfahren im Plenum disku-
tiert. Ich habe am Freitag eine schwedische Dele-
gation begleitet, die ein hohes Interesse an moder-
ner Stadtentwicklung hat.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das war aber
nicht IKEA, oder?)

Die "Mitte Altona" strahlt schon jetzt international
aus und ich finde das gut.

(Beifall bei der CDU)

Dieses Beteiligungsverfahren ist in Deutschland
einmalig und wird auch bis zur endgiltigen Ent-
wicklung des Stadtteils die unterschiedlichen Pro-
zesse begleiten. Das ist gut so und fordert die Ak-
zeptanz bei den Burgerinnen und Burgern.
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Frau Sudmann, Querschisse der LINKEN mit der
Streuung von Gerlchten wie zum Beispiel, dass
Investoren spekulieren wiurden und sich die Ta-
schen vollstopften, oder dass zulasten der Wohn-
bebauung ein Riesen-Shoppingcenter dort gebaut
werden solle, sind bei diesem Projekt wenig hilf-
reich. Im Gegenteil, es verunsichert die Bevdlke-
rung und es diffamiert und verschreckt seriése In-
vestoren, die wir fir die Weiterentwicklung unserer
Stadt dringend brauchen.

(Beifall bei der CDU)

Das ist mit uns nicht zu machen und wir werden al-
le Méglichkeiten nutzen, um dagegenzuhalten.

Wir haben im Stadtentwicklungsausschuss aus-
fuhrlich und ohne Zeitdruck den Masterplan in zwei
Sitzungen beraten. Es waren deshalb zwei Sitzun-
gen, weil die Fraktionen Zeit und Gelegenheit ha-
ben sollten, den Masterplan und das Birgergut-
achten zu bewerten und daraus eigene Schliisse
zu ziehen. Das Ergebnis liegt Ihnen heute mit dem
Bericht des Stadtentwicklungsausschusses vor.

Wir begriiRen es ausdricklich, dass der Senat die
von uns eingeleiteten Maflinahmen fortschreibt.
Deshalb haben wir auch im Ausschuss dem Antrag
der SPD-Fraktion zugestimmt, der Uberwiegend
Klarstellungen und Konkretisierungen zur Drucksa-
che beinhaltete. Das Wettbewerbsergebnis und
der Masterplan haben eine hohe Flexibilitat, so-
dass unabhangig von der Entscheidung der Deut-
schen Bahn hinsichtlich der Verlegung des Fern-
bahnhofs einzelne Bauabschnitte verwirklicht wer-
den konnen.

Und ich meine, es ist unstrittig, dass die Entwick-
lung der Flachen eine besondere stadtebauliche
Bedeutung insbesondere auch fir die umliegenden
Stadtteile hat. Das Wettbewerbsergebnis und der
Masterplan sind eine gute Grundlage, die Entwick-
lung des Gebiets und der umliegenden Stadtteile
voranzutreiben. Die Details sowie sinnvolle und
realistische Anregungen der Blrgerinnen und Bur-
ger sind in qualifizierten Bebauungsplanen zu kla-
ren; Herr Kienscherf hat schon darauf hingewie-
sen. Wichtig ist insbesondere, dass der dringend
bendtigte Wohnraum erstellt werden kann. Inso-
fern, Herr Kienscherf, sind wir jederzeit bereit,
sinnvolle Malinahmen mitzutragen, und werden
diesem Bericht unsere Zustimmung geben. — Dan-
ke schon.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Christel OlI-
denburg SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gimbel: Herr Duge, Sie
haben das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir sind der Meinung, da die Ent-
wicklung so weit fortgeschritten ist, dass der Zeit-
punkt gekommen ist, die Grundlagen fir die Ver-

handlungen der Abwendungsvereinbarung zu be-
schlieRen. Der vorliegende Masterplan schafft an
dieser Stelle die Voraussetzungen dafur. Wir mei-
nen auch, dass er eine verninftige Grundlage ist,
mit der jetzt in die Verhandlungen hineingegangen
werden kann.

Wir haben als Fraktion der GRUNEN friihzeitig
einen Entwurf mit einer Vielzahl von Erganzungen
in den Stadtentwicklungsausschuss eingebracht,
die wir gern zur Konkretisierung in das Petitum auf-
genommen haben wollten. Bei einigen Punkten ist
uns das gelungen, so wird beispielsweise die Har-
kortstraBe keine vierspurige Stral3e werden. Wir
haben erreicht, dass der Schutz denkmalwirdiger
und denkmalgeschitzter Gebaude ebenso aufge-
nommen wurde wie die Erstellung eines umfassen-
den Verkehrskonzepts vor der Verlegung des Alto-
naer Fernbahnhofs. Damit sind einige wichtige
Eckpfeiler hinzugekommen.

Wir sehen auch in dem von der SPD eingebrach-
ten Petitum einige recht positive Aspekte. Wichtig
erscheint uns dabei insbesondere die kleinteilige
Vergabe, weil es fir die Lebendigkeit und Vielfalt
des Stadtteils und fur die Projekte, die in Altona
Mitte in Angriff genommen werden kénnen, wichtig
ist, dass unterschiedliche Gruppen agieren und
verschiedene Madoglichkeiten umgesetzt werden
kénnen.

Dennoch gibt es natirlich einige Schwachpunkte
und unprazise Formulierungen, und ich hoffe, dass
diese im Verlauf der Verhandlungen geklart wer-
den. Einen dieser Punkte modchte ich besonders
aufgreifen. Es geht in diesem neuen Stadtteil ei-
nerseits um Inklusion, es geht aber auch um Kos-
ten. Es geht um preiswerten Wohnraum und ein in-
novatives und ganzheitliches Verkehrskonzept mit
attraktiven Mobilitaétsangeboten und mit Alternati-
ven zum Auto, so wie es auch im Petitum der SPD
steht.

Dazu im Widerspruch steht aber nach wie vor die
Hamburger Stellplatzverordnung, die den Eigenti-
mer zwingt, eine bestimmte Anzahl von Stellplat-
zen bereitzustellen, ob sie nun gebraucht werden
oder nicht. Was nitzen zwangsweise errichtete
Stellplatze und Tiefgaragen, die mehrere 10 000
Euro pro Stellplatz verschlingen? Sie fihren zum
einem zu kostenungunstigem Bauen und verhin-
dern preiswerten Wohnraum. Sie verhindern die
Nutzung alternativer Mobilitdtsangebote und sind
letztlich schadlich fur ein verkehrsberuhigtes und
verkehrssicheres Quartier. Deswegen kann ich Se-
nat und SPD nur auffordern, diesen unsinnigen
Stellplatzzwang endlich abzuschaffen. Das wirde
uns mehr Mdglichkeiten erdffnen, ganz besonders
in diesem Bereich, der so im Blickfeld ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Folgendes méchte ich zu bedenken geben. Es gibt
viele Erklarungen der Investoren. Im Grunde ge-
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nommen sind das wohlfeile Bekenntnisse, viel-
leicht von durchaus ehrenwerten Personen, aber
das macht sie letztendlich nicht gerichtsfest. Ver-
bindlich ist das, was schwarz auf weil in den Ab-
wendungsvereinbarungen und im Bebauungsplan
steht; darauf werden die weiteren Entscheidungen
fulRen und nicht auf dieser allgemeinen Erklarung.

Wenn — auch das muss ich noch anfuhren, es war
immer wieder Gegenstand der Diskussion — die
Bahn sich nicht fir eine Verlagerung des Fern-
bahnhofs entscheiden sollte, kann das nattrlich
dazu fihren, dass das Viadukt in eine andere
Streckenflhrung integriert wird. Das kdnnte fir die
weitere Gestaltung des nachsten Abschnitts Fol-
gen haben, aber es konnte auch Folgen fir den
jetzigen Abschnitt haben, weil dieser namlich der
Kurvenfihrung des jetzigen Viadukts folgt. Ich
glaube, wir sollten in der Abwendungsvereinbarung
diesen Fall der Falle mit aufnehmen und diese
Madoglichkeit im Auge behalten. Wir sollten einen
Plan B fassen, der eine solche Entwicklung be-
ricksichtigt. Ich hoffe, dass wir in dieser Richtung
weiter vorankommen, weil dieser Platz — das ist
schon gesagt worden — nicht einfach so liegenblei-
ben kann. Er ist wichtig fur Hamburg und fir die
Entwicklung der Stadt und schafft insbesondere fiir
die stadtebauliche und stadteplanerische Entwick-
lung Strukturen. Ich hoffe, dass wir auch im Hin-
blick auf den Aspekt der Inklusion, der bisher nur
angedeutet ist, in den Abwendungsverhandlungen
weiterkommen. Ich wiinsche, dass das gelingt, da-
mit wir das auch weiter vorantreiben kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gilimbel: Herr Dr. Duwe,
Sie haben das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Duge, Sie haben mir das
Stichwort gegeben: Plan B. Das ist das, was uns
bei der "Mitte Altona" ein bisschen fehlt. Man soll-
te, wenn man mit einem Dritten rechnet, doch viel-
leicht auch einmal in Betracht ziehen, dass der
Dritte eben nicht das macht, was man sich
winscht, namlich den Fernbahnhof zu verlagern.
Das ist aber durch diese Entscheidung Uber den
Masterplan geschehen; diese Option haben wir
nicht mehr. Herr Duge hat dankenswerterweise er-
wahnt, dass wir naturlich noch einige Mdoglichkei-
ten haben, diese bisher suboptimale Ldsung, so
der Bahnhof nicht verlegt wird, doch noch zu ver-
bessern. Ich hoffe, dass das dann auch in den wei-
teren Verhandlungen und Planungen durchgesetzt
werden kann, denn man muss davon ausgehen,
dass ein Plan B nicht vorliegt und der Senat mit
groBem Gott- und Selbstvertrauen vorangeschrit-
ten ist. Wenn das gelingen sollte, ist das auch in
Ordnung.

Ich will als Opposition nicht nur meckern, ich will
nur darauf hinweisen, dass, wenn wir davon aus-
gehen, dass Diebsteich wirklich irgendwann Fern-
bahnhof wird, der Senat beginnen muss, tber Ver-
kehrs- und Stadtentwicklungskonzepte fir Nord-Al-
tona und Bahrenfeld nachzudenken. Dieser Bahn-
hof wird nicht in einem neutralen Umfeld gestaltet
werden, und wir missten jetzt zumindest einmal
etwas fundiertere Informationen dartber bekom-
men, welche Auswirkungen die Verlegung des
Fernbahnhofs an dieser Stelle haben wird. Die
Verlegung wird Auswirkungen haben, positive und
negative, und wir sollten nicht darauf warten, dass
wir irgendwann Diebsteich 21 bekommen, weil ei-
nige Burger mit einem Mal feststellen, dass kiinftig
in nachster Nahe Busse vorbeifahren oder ein neu-
er Bahnhof errichtet wird.

Wenn wir jetzt den Masterplan beschlieRen — und
das wird dieses Haus tun — und davon ausgehen,
dass wir, so die Bahn es will, in vielleicht zehn oder
finfzehn Jahren einen Fernbahnhof in Diebsteich
haben werden, dann missen wir naturlich die Pla-
nungen fir die "Mitte Altona" fortsetzen, dirfen
aber nicht vergessen, dass von dieser Entschei-
dung auch andere Stadtteile und ihre Umwelt, ihre
Bevolkerungszusammensetzung und ihre Ausge-
staltung berihrt sein werden.

Die FDP-Fraktion wird diesem Antrag nicht zustim-
men, aber wir wollen ihm auch nicht im Wege ste-
hen. Ich méchte noch einmal die herzliche Bitte an
die BSU richten, schon jetzt dariiber nachzuden-
ken, was bei einer Verlegung des Fernbahnhofs im
Norden des Bezirks Altona mit dem Verkehr und
den Bewohnern geschieht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Sudmann,
Sie haben das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Ich hoffe, Sie stimmen mit der
Links-Fraktion Uberein, dass wir mit der "Neuen
Mitte Altona" wirklich einmalige Chancen haben.
Wir haben eine grof3e Anzahl von Burgerinnen und
Birgern, die diesem Stadtteil ihre Freizeit und ihr
Engagement widmen wollen und das auch tun. Wir
haben die groRe Chance, dort den Wohnungsbau
hinzusetzen, den wir in dieser Stadt brauchen, und
— Herr Kienscherf sprach es schon an — das Ge-
werbe zu versorgen, das sonst keine Méglichkeit
hat, sich auf dem Markt gut zu versorgen. Wir ha-
ben auch die groRe Chance auf ein lebendiges,
gemischtes Quatrtier.

Wir finden, dass der Senat diese Chancen vergibt.
Sie opfern diese Chancen den Rendite- und Profit-
wuinschen einiger. Deswegen sagen wir als LINKE:
Eine sozial gerechte Stadtplanung sieht komplett
anders aus.
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(Beifall bei der LINKEN)

Welche Wohnungen brauchen wir in Hamburg?
410 000 Haushalte — das sind 42 Prozent — verfi-
gen Uber ein so geringes Einkommen, dass sie An-
spruch auf eine Wohnung mit einer Nettokaltmiete
von 5,90 Euro haben. In Hamburg betragt das An-
gebot an diesen Wohnungen, also Sozialwohnun-
gen oder Wohnungen mit einer Miete unter 6 Euro
pro Quadratmeter, knappe 200 000. Das deckt
nicht einmal die Halfte der Nachfrage. Der Senat
hat gesagt, er wolle jahrlich genau 1200 neue
Wohnungen bauen, die dann mit einer Nettokalt-
miete von 5,90 Euro an den Markt gehen kénnen.
Vorausgesetzt, alle Wohnungen, die jetzt Sozial-
wohnungen sind, bleiben in der Sozialbindung, und
vorausgesetzt, die Armut nimmt nicht weiter zu,
dann braucht dieser Senat 170 Jahre, um den Be-
darf zu decken. Das ist doch ein wahres Armuts-
zeugnis.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Was wollen Sie denn? Wollen Sie 20
Jahre lang nur Sozialwohnungen bauen!)

In der "Mitte Altona", Herr Kienscherf, ist fur den
ersten Bauabschnitt vorgesehen, 1000 Wohnun-
gen frei finanziert oder als Eigentumswohnungen
zu bauen. Die Zahl der vorgesehenen Wohnungen
mit einer Nettokaltmiete von 5,90 Euro betragt 350.
Das ist doch Irrsinn, es muss doch genau anders-
rum sein: mindestens 1000 Wohnungen mit einer
Kaltmiete von 5,90 Euro; dartber kbnnen wir gern
reden.

Herr Kienscherf, Sie haben gerade wunderbare
Worte dafiir gefunden, was wir fir die kleinen Ge-
werbetreibenden tun muissen. Ich stimme lhnen
komplett zu, aber Sie haben es nicht konkretisiert.
Wir haben in diesem Letter of Intent, wie es so
schdn neudeutsch heifdt, also in der Vereinbarung
mit der ECE, keine Passage gefunden wie: ECE
sorgt dafiir, dass Gewerbetreibende Mieten unter
5 Euro zahlen — kein Wort davon, und auch heute
wieder nur schéne Worte von lhnen. Das finden wir
schlecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Kommen wir einmal zum Thema Beteiligung. Sie
haben gerade gesagt, es gabe eine groRartige Be-
teiligung. Seit Mai 2010 gab es massenhaft Pra-
sentationen, Info-Veranstaltungen und Workshops.

(Hans-Detlef Roock CDU: Ist das verkehrt?

— Nein, das ist Uberhaupt nicht verkehrt, das ist
gut.

Aber eine Voraussetzung fir echte Beteiligung
— da moge Schwarz-Griin noch einmal genau zu-
hoéren — ist Transparenz. Ich habe aufgrund meiner
Schriftlichen Kleinen Anfragen feststellen dirfen,
dass die vorbereitenden Untersuchungen, die fir
die Burgerinnen und Blrger relevant gewesen wa-
ren und die erst im April 2012 6ffentlich vorgelegt

wurden, schon vor zwei Jahren fast komplett abge-
schlossen waren. Sie haben dem Auftragnehmer
schon Anfang Mai 2010 90 Prozent seiner Rech-
nung bezahlt, das heif3t, Sie hatten das schon im
Mai 2010, als Schwarz-Griin noch an der Regie-
rung war, veroffentlichen kénnen. Das haben Sie
nicht gemacht. Das ist null Transparenz, das ist
eher alles hinter dem Berg halten.

Ich dachte, jetzt wirde vielleicht die SPD Kklat-
schen, weil sie Schwarz-Grin einen reinwirgen
kann, aber die SPD hat es leider auch nicht wahn-
sinnig viel besser gemacht.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir wussten, dass
das kommt!)

Sie haben einen guten Schritt gemacht, als Sie
letztes Jahr daflr gesorgt haben, dass auf einem
Burgerforum von engagierten Birgerinnen und
Burgern ein Koordinierungsgremium gewahlt wur-
de. Das finde ich super. Sie haben gesagt — das
steht auch so im Masterplan —, dass die Aufgabe
dieses Koordinierungsgremiums die kritische Be-
gleitung und das Aussprechen von Empfehlungen
an die Planungsakteurinnen und —akteure sei. Ge-
nau das hat das Koordinierungsgremium gemacht.
Es war bei uns im Ausschuss und hat seine Emp-
fehlungen vorgestellt, und Sie haben das komplett
ignoriert oder gefragt, was die Leute denn wollten,
das konne alles viel spater geklart werden. Sie ha-
ben vertrostet. Das ist keine Beteiligung, das ist
reine Papiertigerei.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Nee, nee, nee! Das war ein bisschen
anders, Frau Sudmann, das wissen Sie
doch!)

Aber kommen wir jetzt zu dem spannenden The-
ma, was es kostet, wer es bezahlt und wer davon
profitiert. Wir hatten erwartet, dass wir eine richtige
Kosten- und Finanzierungsibersicht bekommen.
Bisher gibt es nur grobe Schéatzungen. Der Senat
vertagt das Thema Kosten- und Finanzierungs-
Ubersicht. Dabei hatte er genau das gebraucht, um
mit der ECE Verhandlungen wegen des Vorkaufs-
rechts nach dem Baugesetzbuch und vor allen Din-
gen Uber die Abwendungsvereinbarung zu fuhren;
das haben wir nicht. Bei dem Bodenwertgewinn
habe ich bisher das Gefuhl, dass die BSU die Bo-
denwertsteigerung eher herunterrechnet anstatt
darauf zu schauen, was sie fur die Stadt bekom-
men konnte.

Nun zum Thema ECE und Holsten. Ich frage mich
immer noch, warum die Stadt das Vorkaufsrecht
nicht ausgeubt hat, und ich méchte, genau wie
Frau Duden vorhin fir die SPD-Fraktion, mich in
diesem Fall positiv auf Herrn Kossak beziehen und
zitiere:

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, der alte Mann!)
"Die Stadt ..."
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— sagt Herr Kossak im "Hamburger Abendblatt",
ich zitiere mit Quelle —

(Gabi Dobusch SPD: Das wird ja nicht richti-
ger, nur weil es da drinsteht!)

. muss bei derart wichtigen Stadtentwicklungs-
projekten das Vorkaufsrecht fiir die notwendigen
Flachen austben. Nur dann kann sie sicherstellen,
dass ihre Plane auch wirklich umgesetzt werden.
AuBBerdem ist den Blrgern nicht zu erklaren,
warum ausschlieB3lich private GroBunternehmen fi-
nanziell von der Entwicklung eines Stadtteils so
enorm profitieren sollen."

Das hatten wir nicht anders gesagt; er hat genau
recht.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Nein, er hat nicht recht!)

Herr Kossak, der zu SPD-Zeiten als Oberbaudirek-
tor eingesetzt wurde — ich merke, es macht Sie
ganz nervds —, den Sie ausgewdahlt haben und
dessen Vertrag Sie ein- oder sogar zweimal ver-
langert haben, sagt dann auch noch, wieder im
"Hamburger Abendblatt":

(Dirk Kienscherf SPD: Ach, Herr Kossak er-
zahlt viell)

"Aber wahrscheinlich hat es sich die Stadt mit Otto
nicht verderben wollen."

Dazu kdnnen Sie hier gern noch einmal etwas sa-
gen.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Dirk
Kienscherf SPD)

Nun aber zu dem, was dieser Senat jetzt macht.
Um das Vorkaufsrecht auszutiben, da haben Sie
recht, muss nachgewiesen werden, dass ECE in
diesem Fall nicht bereit ist, das, was die Stadt will,
umzusetzen. Dazu muss die Stadt aber sehr klar
und konkret sagen, was sie mdchte. Sie haben
aufgrund meiner Schriftlichen Kleinen Anfrage ge-
rade erst den Letter of Intent — es tut mir leid, aber
das Ding heil3t neuerdings so —, also die Absichts-
erklarung, veroffentlicht, in der ECE sich &uRert.
Ich will einmal ein paar Zitate daraus vorlesen.
Zum Beispiel sagt ECE:

"Wir sind bereit, an einer freiwilligen Bodenord-
nung [...] konstruktiv mitzuwirken. Die genauen
Einzelheiten [...] sind vertraglich zu vereinbaren."”

Das ist also eine Nullnummer, weil noch nichts
Konkretes feststeht. Weiter sagt ECE:

"Wir erkennen die Zielsetzung der Freien und Han-
sestadt Hamburg an, [in der Mitte Altona den Drit-
telmix zu machen]."

Wir erkennen an, da steht nicht: Wir werden es
machen.

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

Und jetzt, Herr Hamann, kommt der beste Satz:
(Jorg Hamann CDU: Nee, lassen Sie mal!)

"Fur die Umsetzung des offentlich geférderten
Wohnungsbaus in der Mitte Altona setzen wir vor-
aus, dass Angebote geeigneter Unternehmen oder
Baugemeinschaften mit der notwendigen wirt-
schaftlichen Leistungsfahigkeit vorliegen, die im
Segment des offentlich geforderten Wohnungs-
baus innerhalb der férderungsféhigen Grenzen [...]
liegen."

Was soll das denn, ECE setzt voraus? Und wer
entscheidet, ob das der Fall ist? Da hat der Senat
sich echt Uber den Tisch ziehen lassen, und dann
ist es kein Wunder, dass Sie nicht mehr ablehnen
konnen und das Vorkaufsrecht nicht austiben.

Fur mich sieht es so aus: Der Senat hat alles weg-
gegeben, das Vorkaufsrecht ist weg.

(Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt doch gar
nicht!)

Wenn das ein Signal fur die spateren Abwen-
dungsvereinbarungen sein sollte, dann tut mir die-
ser Senat wirklich leid.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Sie haben es einfach nicht begriffen,
Frau Sudmann!)

— Ich habe es sehr gut begriffen, lieber Herr Kien-
scherf, und wir kdnnen auch gerne weiter dartiber
diskutieren. Sie nutzen nicht aus, was der Senat
und die SPD-Fraktion machen konnten. Ich weil
nicht, warum Sie das nicht tun; ich wirde mir viel
mehr Mut von lhnen wiinschen flr eine Stadtent-
wicklung, die diese Stadt braucht.

Mein Fazit lasst sich relativ leicht zusammenfas-
sen: In lhrem Masterplan wird ganz vieles auf spéa-
ter verschoben; Sie sagen selber, dass das Sinn
und Zweck des Masterplans sei. Ich habe nachge-
fragt, wie man eigentlich sagen kénne, dass Woh-
nungen entlang des Viadukts entstehen sollen, wo
es doch urspringlich hief3, dass das wegen des
Larms nicht ginge. Als Antwort habe ich bekom-
men, dass der Masterplan keine konkreten Aussa-
gen zu den Nutzungen treffe.

(Zuruf von Hans-Detlef Roock CDU)

— Das hat der Senat gesagt, Herr Roock. Warum
regen Sie sich auf, ich habe den Senat zitiert.

(Hans-Detlef Roock CDU: Das legen doch
die Bebauungsplane fest!)

Aber, lieber Herr Roock, wenn die Nutzungen erst
spater im B-Plan festgelegt werden — ich kann Ih-
nen als Stadtplanerin sagen, dass es genau so
ist —, dann frage ich mich, wie der Senat jetzt sa-
gen kann, dass im ersten Bauabschnitt 1600 Woh-
nungen entstehen werden. Es ist ein Widerspruch
in sich: Mal ist der Masterplan verbindlich fur die
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Abwendungsvereinbarung, mal gibt der Masterplan
nichts her.

Ich kann fur die Links-Fraktion nur sagen: So nicht.
Wir fordern Sie auf, die Chance zu nutzen. Den
Masterplan in diesem Zustand sollten Sie in die
Tonne treten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Jetzt hat Frau
Senatorin Blankau das Wort.

Senatorin Jutta Blankau: Frau Prasidentin, sehr
geehrte Damen und Herren! Ich hatte mich schon
so gefreut, dass wir heute optimistisch, weil sehr
geschlossen, den Masterplan "Mitte Altona" be-
schlieen. Das, was Sie eben gemacht haben,
Frau Sudmann, habe ich nicht erwartet, denn wir
hatten im Ausschuss doch schon etwas langer dar-
Uber diskutiert. Die ECE hat das Grundstiick von
der Holsten-Brauerei gekauft, und in diesem Zu-
sammenhang entstand ein erstes Vorkaufsrecht,
so wirde ich das einmal vereinfacht darstellen.
Dieses erste Vorkaufsrecht haben wir nicht gezo-
gen, nachdem ECE den Letter of Intent unter-
schrieben hat. Eine Abwendungsvereinbarung gibt
es Uberhaupt noch nicht, die verhandeln wir, und
wenn dort das, was im Letter of Intent angekiindigt
ist, nicht vertraglich vereinbart wird, besteht die
Maoglichkeit, ein zweites Vorkaufsrecht wahrzuneh-
men. Im Ausschuss habe ich bereits erklart, dass
wir, wenn diese Gesprache nicht zu dem Ergebnis
fuhren, das wir gern haben wollen, erneut diskutie-
ren und dartiber befinden muissen, ob wir dieses
Vorkaufsrecht ziehen.

(Beifall bei der SPD)

Im Ubrigen, Frau Sudmann, hatte auch Herr Kien-
scherf das in seiner Rede bereits angesprochen.

Wenn wir Uber die Situation auf dem Wohnungs-
markt reden, dann sollten wir doch froh dartber
sein, dass wir heute einen Masterplan vorliegen
haben, der ein eindeutiges Signal aussendet: Auf
ehemaligen Bahnflachen wird ein neuer Stadtteil
entstehen. Das ist das grof3te Stadtentwicklungs-
projekt nach der HafenCity, und ich finde, dariiber
sollten wir uns alle freuen.

(Beifall bei der SPD und bei Jorg Hamann
CDU - Jens Kerstan GRUNE: Wir freuen
uns still!)

In den verschiedenen Quartieren wird es rund
3500 Wohneinheiten, einen 8 Hektar groRen Park,
eine Stadtteilschule und eine gut ausgebaute so-
ziale Infrastruktur geben. Damit schlie3en wir die
Licke zwischen Altona-Nord, Bahrenfeld und Ot-
tensen und gewinnen dieses bisher unzugangliche
Gebiet fur die Stadt zurtick. Mit dem Masterplan
wird die kinftige stadtebauliche und landschafts-

planerische Struktur des Gebiets abgesteckt. Er ist
ein Grundgerust, das jetzt ausgefillt werden kann.

Ich mochte kurz auf einige wichtige Inhalte des
Masterplans eingehen. Eine wichtige Festlegung
betrifft die Entwicklung von innerstadtischem
Wohnraum. Hamburg hat nicht viele Flachen in
petto, auf denen wir so viel fir bezahlbaren inner-
stéadtischen Wohnraum tun kénnen; da haben Sie
recht, Frau Sudmann. Wir wollen die Chance nut-
zen und hier in zentraler Lage den Wohnungsbau-
Drittelmix verwirklichen: ein Drittel sozialer Woh-
nungsbau, ein Drittel freifinanzierter Wohnungsbau
und ein Drittel Eigentumswohnungen. Wir wollen
nicht in einzelnen Quartieren ausschliellich Sozial-
wohnungen bauen, das hat uns in der Vergangen-
heit politisch nicht besonders gutgetan und es ent-
spricht auch nicht unseren Zielen. Wir wollen so-
zialen Wohnungsbau Uberall in der Stadt ermdgli-
chen und ihn als selbstverstandlichen Teil vielfalti-
ger, gemischter Quartiere mit guter Anbindung und
guten Bildungs- und sozialen Dienstleistungsein-
richtungen etablieren. Das heil$t, dass wir eben
nicht nur in der "Mitte Altona", sondern beispiels-
weise auch im Pergolen-Viertel oder im Kellerbleek
gemischte Quartiere entwickeln wollen. Zu dieser
Mischung unterschiedlicher Wohnformen werden
auch Baugenossenschaften und Integrationspro-
jekte beitragen. Bis zu 20 Prozent der Flachen
werden an Baugemeinschaften vergeben werden
kénnen.

Ein weiterer Punkt ist, dass der Masterplan durch
seine kleinteilige Gliederung einen stadtebaulichen
Bezug zu den umliegenden Stadtteilen herstellt
und die Hohen der Baukorper — in der Diskussion
im Stadtentwicklungsausschuss auch immer wie-
der thematisiert — sich auf die H6hen der Umge-
bungsbauten beziehen. So wird sichergestellt,
dass sich die "Mitte Altona" gut ins Bild der umge-
benden Stadtteile integriert.

Meine Damen und Herren! Auch der Nachhaltig-
keitsaspekt findet sich im Masterplan wieder. Die
Umnutzung von Bahnflachen ist nachhaltige Stadt-
entwicklung. Behutsam entwickeln und verdichten
wir den Stadtraum, um nicht wertvolle Naturflachen
im AufRenbereich Hamburgs nutzen zu mdissen.
Dartber hinaus setzt der Masterplan mit ressour-
censchonender Energieversorgung und naturnaher
Regenwasserbewirtschaftung deutliche 6kologi-
sche Ausrufezeichen.

Das Mobilitdtskonzept haben Sie schon angespro-
chen. Dazu hat es bereits am letzten Samstag
einen Thementag gegeben, auf dem die breite Un-
terstiitzung der Blrgerinnen und Birger vor Ort fir
dieses neue Mobilitdtskonzept deutlich wurde.

Eine oft gestellte Frage ist — das hat ja auch eben
eine Rolle gespielt —, ob wir auf die Entscheidung
der Deutschen Bahn Uber die Verlagerung des
Fernbahnhofs nach Diebsteich warten mussen.
Der Masterplan gibt die Antwort: nein. Er berick-
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sichtigt — Herr Roock hat es schon gesagt —, dass
der zweite Entwicklungsabschnitt spater angegan-
gen werden kann, wenn die Bahn entschieden hat.
Mit dem ersten Bauabschnitt kbnnen wir jetzt be-
ginnen.

Meine Damen und Herren! Ob ein so groRRes stad-
tebauliches Projekt wie die "Mitte Altona" gelingt,
hangt maf3geblich von der Beteiligung der Blrge-
rinnen und Burger und den Diskussionen in den
politischen Gremien ab, dartber sind wir uns ei-
gentlich alle einig. Fur beides hat es viel Zeit und
Raum gegeben. Das ist eine gute Investition, denn
die Diskussion mit den Birgerinnen und Biirgern
und die Beschlisse der Gremien auf Bezirks- und
Birgerschaftsebene haben das Projekt vorange-
bracht.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE - Vi-
zeprasidentin Barbara Duden {bernimmt
den Vorsitz.)

Auf Wunsch der Birgerinnen und Birger, Frau
Sudmann, ist der Dialog seit Juni 2011 weiter in-
tensiviert worden. Von Experten wurden Interviews
und Workshops durchgefuhrt, und die Beteili-
gungs- und Informationsangebote wurden durch
die Einrichtung des Koordinierungsgremiums er-
ganzt. Die Empfehlungen der Birgerinnen und
Birger aus den verschiedenen Veranstaltungen
flossen bei der Uberarbeitung des Masterplans fiir
den ersten Abschnitt der "Mitte Altona" ein. Sie
wurden in schriftlicher Form in einem Anhang zum
Masterplan dokumentiert und sind damit Teil der
Senats- und der Birgerschaftsdrucksache.

Das Parlament hat sich ebenfalls intensiv mit dem
Masterplan "Mitte Altona" auseinandergesetzt. Im
Stadtentwicklungsausschuss haben wir die Vertre-
ter des Koordinierungsgremiums angehért und den
Masterplan ausfiihrlich debattiert. Dabei haben die
Abgeordneten mit ihren Beschlissen eine Reihe
von Punkten im Masterplan betont wie die Sicher-
stellung eines groRen Angebots preiswerten
Wohnraums und einen hdheren Anteil autoarmes
Wohnen. Deshalb kénnen wir auch konstatieren:
Burgerbeteiligung und politische Beratung brau-
chen Zeit, aber sie verbessern das Ergebnis und
ermoglichen, dass die vielen unterschiedlichen In-
teressen gegeneinander abgewogen und womdg-
lich miteinander in Einklang gebracht werden kon-
nen.

(Beifall bei der SPD)

Stadtentwicklung ist eine Gemeinschaftsaufgabe,
die nur unter Beachtung der demokratischen Spiel-
regeln gelingt, und zu den Spielregeln gehort es,
fair miteinander umzugehen. Das gilt auch fur Inve-
storen. Und da komme ich auf die Debatte zurtck,
die Sie in den Mittelpunkt lhres Redebeitrags ge-
stellt haben, Frau Sudmann, die Debatte um den
Verzicht auf das Vorkaufsrecht einer Flache aus
dem Masterplangebiet, die die ECE im Juli von der

Holsten-Brauerei gekauft hat. Entscheidend fur
den Verzicht auf die Auslibung des Vorkaufsrechts
ist, dass sich die ECE bereiterklart hat, die stadti-
schen Ziele zu verwirklichen, die ich beschrieben
habe. Und wenn ein Investor das verspricht, dann
nehmen wir das auch ernst. Wir haben mit dem
Bundnis fur das Wohnen in Hamburg einen kon-
struktiven und vertrauensvollen Dialog mit allen
Akteuren, die in dieser Stadt im Wohnungsbau
Verantwortung tragen, aufgebaut. Wir kénnen die-
se erfolgreiche Kooperationskultur nicht dadurch
ad absurdum fuhren, indem wir den erklarten Wil-
len ignorieren, sich mit uns zu einigen.

Meine Damen und Herren! Wie wird es nach dem
Beschluss des Masterplans, von dem ich ausge-
hen kann, da sich auch einzelne Oppositionspar-
teien zustimmend gedul3ert haben, weitergehen?
Jetzt erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplans,
der im kooperativen Verfahren mit dem Bezirk Alto-
na erarbeitet wird. Begleitend finden der Freiraum-
wettbewerb, die Hochbauwettbewerbe und die ent-
sprechenden Fachplanungen statt, die den Master-
plan konkretisieren. Parallel dazu lauft die Burger-
beteiligung weiter, so mit den Thementagen "Woh-
nen & Leben" im Oktober und "Park & o6ffentliche
Platze" im Januar. Wir wollen im ersten Quartal
2013 die Abwendungsvereinbarungen mit den Ei-
gentimern abschlieBen und dann den Senat und
die Blrgerschaft damit befassen. Parallel zum Se-
nat und zur Birgerschaft werden die Inhalte im
Rahmen der Blrgerbeteiligung diskutiert werden.

Meine Damen und Herren! Mit dem Beschluss des
Masterplans werden wir die erste Etappe erfolg-
reich hinter uns bringen. Wir werden die nachsten
Schritte zligig angehen. Gemeinsam mit den Bur-
gerinnen und Birgern, dem Bezirk Altona, der Bur-
gerschaft und den Eigentimern und Investoren
werden wir ein lebendiges, attraktives Wohnquar-
tier im Herzen Altonas schaffen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, sodass wir zur Ab-
stimmung kommen kdnnen. Hierzu haben mir die
Abgeordneten Robert Heinemann und Dorothee
Martin mitgeteilt, dass sie an der Abstimmung nicht
teilnehmen werden.

Zunachst stelle ich fest, dass die in den Punkten a)
und c) der Ausschussempfehlungen erbetenen
Kenntnisnahmen erfolgt sind.

Wer sich Punkt b) der Ausschussempfehlung an-
schlieRen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist mit grofRer Mehrheit angenommen.

Wer schlie3lich die Punkte d), e), f) und g) be-
schlieRen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist einstimmig angenommen.
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Dann kommen wir zu Punkt 31 der Tagesordnung,
Drucksache 20/5257, Antrag der Fraktionen der
SPD, der GRUNEN, der FDP und der LINKEN:
GEMA-Tarifstreit: Sinnvollen Interessenausgleich
zwischen Wirtschaft, Vereinen sowie ehrenamtlich
Tatigen und Kulturschaffenden erméglichen.

[Antrag der Fraktionen der SPD, der GRUNEN,
der FDP und der LINKEN:

GEMA-Tarifstreit: Sinnvollen Interessenaus-
gleich zwischen Wirtschaft, Vereinen sowie eh-
renamtlich Tatigen und Kulturschaffenden er-
moglichen

— Drs 20/5257 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Kulturausschuss Uberweisen. Wer wiinscht
das Wort? — Herr Schmidt.

Hansjorg Schmidt SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Seit dem Be-
kanntwerden der Tarifreform der GEMA geht ein
Aufschrei durch die Republik. In der Provinz be-
furchtet man, dass keine Schutzenfeste mehr statt-
finden kénnen, und in den GrofRstddten spricht
man vom Clubsterben. Fakt ist, dass die GEMA ei-
ne Tarifreform vorgestellt hat, die unter dem Motto
der Tarifvereinfachung von vielen als Tariferho-
hung betrachtet wird.

Hier wird von teilweise absurden Geblhrenerho-
hungen um bis zu 3500 Prozent geredet. Deswe-
gen sind im September in ganz Deutschland in vie-
len Stadten zahlreiche Menschen gegen die GE-
MA auf die Strale gegangen und haben eine
Rucknahme der Tarifreform gefordert. In Hamburg
— die Bilder haben Sie sicherlich gesehen — wurde
der Kiez symbolisch zu Grabe getragen und am
letzten Wochenende ein Dino Uber die Reeper-
bahn getrieben.

(Dirk Kienscherf SPD: Der HSV!)
— Nicht der HSV.

Farid Muller und ich haben stellvertretend eine Pe-
tition der Hamburger Clubbetreiber entgegenge-
nommen, und deswegen wird das Thema nun
auch in der Burgerschaft mit unserem Antrag de-
battiert.

Um was geht es? Die Tarifreform in Kirze: Die
GEMA mdchte die elf bestehenden Tarife ab 2013
gegen dann nur noch zwei Tarife austauschen. Be-
rechnungsgrundlage sind dann bei den Diskothe-
ken und Clubs nicht mehr wie bisher Pauschalver-
trAge, sondern sie richten sich nach der Anzahl der
Veranstaltungen. Statt wie bisher zahlen die Gro6-
Ben des Veranstaltungsraums und die Hohe des
Eintrittspreises. Hier sollen 10 Prozent der Eintritts-
gelder abgefiuhrt werden. Allerdings wird pauschal

von einem Besucher pro Quadratmeter ausgegan-
gen und nicht von der Anzahl der verkauften
Tickets. Hinzu kommen noch Aufschlage, zum Bei-
spiel, wenn Veranstaltungen langer als funf Stun-
den dauern. Ich denke, das wird auf der Reeper-
bahn die Regel sein.

Auch der Wochentag wird nicht mehr unterschie-
den. Fir einen Tag unter der Woche wird derselbe
Tarif berechnet wie fur das Wochenende, und
dann tragen natirlich die pauschalen Beitrdge erst
recht zu Kostensteigerungen bei.

Nicht nur die Hohe der Gebluhren von 10 Prozent
des Eintritts wird dabei heftig kritisiert, sondern vor
allem die mangelnde Anwendbarkeit der Regelung
auf die Realitdt der Clubkultur. Die GEMA ver-
wechselt hier haufig Umsatz mit Gewinn, denn der
Umsatz reicht in vielen Einrichtungen gerade dazu
aus, die fur die Veranstaltung notwendigen Kosten
zu decken. Hinzu kommt, dass nur in 100-Quadrat-
meter-Springen gerechnet wird. Die GEMA be-
rechnet also bereits dann 200 Gaste, wenn ein
Raum nur 110 Quadratmeter grof3 ist. Ob der La-
den dann rappelvoll oder géhnend leer ist, spielt
keine Rolle, die Abgaben sind immer die gleichen.
Das ist nicht in Ordnung, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN und der LINKEN)

Was bedeutet das konkret fir Hamburg und unse-
re Musikszene? Entwarnung kann man flur die
zahlreichen kleineren Liveclubs geben. Diese ma-
chen namlich einen Grof3teil des Charmes der
Hamburger Musikszene aus, und es ist gut, dass
hier seit dem 1. Januar 2012 bereits eine neue Be-
rechnungsgrundlage gilt, die sich nach den tat-
séchlichen Bruttoeinnahmen der jeweiligen Veran-
staltung richtet und dadurch die Gebihren teilwei-
se sogar senkte. Der Senat unterstitzt die Live-
clubs in Hamburg daruber hinaus mit der anteiligen
Erstattung der GEMA-Gebuhren. Mit unserem ge-
rade beschlossenen Antrag zur Musikwirtschaft hat
die Burgerschaft gezeigt, dass sie ebenfalls an der
Seite der Hamburger Musikszene steht. Mit dem
heutigen Antrag wollen wir dies nochmals unter-
streichen, denn Hamburgs Musikszene liegt uns
am Herzen.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Wir sorgen uns um die Vielfalt, denn durch die Ta-
rifreform wird es teuer fur Discos, Clubs und solche
Kneipen, in denen Musik vom Band ablauft. Hier
kommt es zum Teil zu drastischen Erhdéhungen.
Haufig ist es so, dass genau diese Veranstaltun-
gen andere Konzerte querfinanzieren, und deswe-
gen beflrchten wir, dass diese Tarifreform Kollate-
ralschaden verursacht, und fordern die GEMA mit
unserem Antrag auf, auf die Clubbetreiber zuzuge-
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hen. Wir wollen die lebendige Clubkultur fir Ham-
burg erhalten.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Mdaller
GRUNE)

Naturlich braucht es ein System zur gerechten Ent-
lohnung der Kreativen und der Kunstschaffenden.
Aber auch den Clubbetreibern muss genug Luft
zum Atmen bleiben. Diese sind ohnehin schon mit
vielen Auflagen gebeutelt, und fur viele ist der ei-
gene Laden mehr Leidenschatft als ein Wirtschafts-
unternehmen. Die Kinstler brauchen die Clubs,
und die GEMA sollte nicht den Ast absagen, auf
dem sie sitzt.

(Beifall bei Farid Miiller GRUNE)

Was wir brauchen, sind transparente und gerechte
Tarifregelungen fir alle GEMA-Vertragspartner.
Insbesondere rein kulturellen Veranstaltungen und
ehrenamtlich organisierten Veranstaltungen sollten
hier nicht zusatzliche Belastungen aufgebirdet
werden.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Im Zuge dieser Tarifauseinandersetzungen entladt
sich viel Arger, der sich in den letzten Jahren durch
den gesamten GEMA-Komplex aufgestaut hat. Die
Mitbestimmung Uber die Verwendung der Einnah-
men beschrénkt sich auf einen kleinen Kreis, die
Organisationsstrukturen sind wenig transparent
und das Kommunikationsverhalten ist, gelinde ge-
sagt, museal. Es ist immer schwierig, sich vonsei-
ten der Politik in Selbstverwaltungsorganisationen
einzumischen.

Die GEMA, die von ihr vertretenen Kinstler und
die Veranstalter sind gefordert, diese Konflikte zu
I6sen. Dennoch erflllt uns die Gesamtsituation mit
Sorge. Die derzeitige Tarifauseinandersetzung
wird von vielen genau beobachtet und auch gern
instrumentalisiert. Jeder sollte wahrnehmen, dass
durch die gesamtgesellschaftliche Debatte Hand-
lungsbedarf besteht. Reformen sind in jedem Fall
notwendig.

Auch der SPD-Fraktionsvorsitzende Frank-Walter
Steinmeier sieht hier Handlungsbedarf und hat im
Rahmen der Vorstellung des Kreativpakts ange-
merkt, dass wir eine runderneuerte GEMA brau-
chen. Viele bezweifeln aber, dass die GEMA zu
ausreichenden Reformen in der Lage ist und mei-
nen, mit Gansen kdnne man schliellich schlecht
Uber Weihnachten verhandeln.

Die GEMA ware gut beraten, in dieser Situation auf
die Clubbetreiber zuzugehen und zur Lésung des
Konflikts beizutragen. Dies wére in Anbetracht der
Gesamtsituation auch in ihrem ureigensten Interes-
se und ein wichtiges Signal der Handlungsfahig-
keit. Es sich mit allen zu verscherzen, ist nicht
klug.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Die andere Seite ist auch gefordert, sie sollte ein-
mal verbal abriisten. Die extreme Schwarzmalerei
ist Ubertrieben, und Etiketten wie "Content-Mafia"
mdgen auf Twitter ganz lustig sein, sorgen aber
nicht fir ein sinnvolles Verhandlungsklima, son-
dern verhérten die Fronten. Vielmehr sollte nun
das Schiedsverfahren als Chance betrachtet wer-
den, die verfahrene Situation zu Idsen. Es liegt im
Interesse der Musik, und die liegt uns am Herzen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Wankum.

Andreas C. Wankum CDU: Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Zwei Dinge mdchte ich, lie-
ber Herr Schmidt, gleich zu Anfang dieser Debatte
aus meiner Sicht anmerken. Hier ist das Kind mit
dem Bade ausgeschuttet worden und hier werden
Dinge verwechselt, auch in lhrem Beitrag eben. Es
geht nicht um die Debatte, wie verkehrt vielleicht
die GEMA strukturiert ist, ob sie einen zu grof3en
Wasserkopf hat oder ob sie an die falschen Kiinst-
ler ausschuttet. Hier geht es meiner Meinung nach
um den Schutz der wirklich Schutzbedirftigen und
nicht um den Schutz von — vornehm ausgedriickt —
schwer zu kontrollierenden Freirdaumen, namlich im
Bereich der GroRdiskotheken-Betreiber und der
Grol3clubs. Die kleinen Clubs und die Clubszene in
Hamburg sind der CDU ein Anliegen. Dass das so
ist, haben wir mit einer herausragenden Kulturpoli-
tik in diesem Bereich in den letzten zehn Jahren
bewiesen und die Clubszene in Hamburg wieder
gestarkt.

(Beifall bei der CDU)

Wir stecken uns auch nicht so tief in die Auseinan-
dersetzungen zwischen UFO, der Lufthansage-
werkschaft, und der Lufthansa. Die GEMA ist zwar
keine Gewerkschaft, aber sie ist die Interessenver-
tretung derer, fur die gerade diese Seite des Parla-
ments sich immer so einsetzt, ndmlich der geisti-
gen Urheber.

(Beifall bei der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Zuge der letz-
ten Jahre, der Debatten um den Citycent und jetzt
auch um die Kulturdebatte, fallt es uns und viel-
leicht auch lhnen schwer, zum Interessenvertreter
der DEHOGA zu werden. Und dass wir dann, liebe
Kolleginnen und Kollegen der SPD, durch die zu
befiirchtende Umwandlung der Kultursteuer in eine
Eventsteuer, die auch schon ausgegeben worden
ist, der DEHOGA auch noch Argumente liefern, ist,
nebenbei bemerkt, auch in dieser Debatte schlimm
genug.
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(Beifall bei der CDU)

Ich habe immer wieder gesagt, dass wir nicht auf
der einen Seite unsere jungen Menschen gut und
teuer ausbilden kénnen und sie dann um den Lohn
dessen, was sie mit ihrem Geist schaffen, bringen.
Und darum geht es hier. Ich weil3 nicht, wer von Ih-
nen oder euch auf dem Reeperbahnfestival mit
Kinstlern gesprochen hat. Das Gesprach kam da-
durch zustande, dass die GEMA auch Sponsor
des Reeperbahnfestivals war und das Logo dort
entsprechend prasent war, so kam man immer
wieder auf das Thema. Alle Arten von Kinstlern
haben gesagt: Wir wollen fiir das, was wir schaf-
fen, was wir schreiben, was wir produzieren und
spielen, vernunftig entlohnt werden.

Meine Damen und Herren! Die "Suddeutsche Zei-
tung" steht nun nicht unbedingt im Verdacht, der
Buttel der Musikindustrie zu sein. Aber wer von Ih-
nen den Artikel in der "Stiddeutschen Zeitung" vom
6. Dezember gelesen hat,

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: 6. Dezem-
ber?)

— Entschuldigung, vom 6. September, wir sind
noch nicht vor Weihnachten —, der hat dort auch
sehr dezidiert und sehr differenziert lesen konnen,
worum es geht, dass die Grof3club- und GrolRdis-
kothekenbranche Branchen sind, bei denen die In-
haber gern nehmen und selten geben.

Meine Damen und Herren! Ich finde, uns steht es
gut an, Abstand zu wahren und an die Vernunft
beider Parteien zu appellieren, hier zu einem ver-
ninftigen Ergebnis zu kommen, nicht zu Gbertrei-
ben, aber auf der anderen Seite den Schutz des
geistig Geschaffenen zu sichern. Es steht uns
nicht an, einseitig die Position fur die GroRclubs
und GrofR3diskotheken einzunehmen, auch wenn in
der Vergangenheit vielleicht zu wenig bezahlt wor-
den ist.

Dem Petitum lhres Antrags werden wir zustimmen.
Dem Geist des Antrags jedenfalls so, wie er sich
uns bisher erschlossen hat, kénnen wir leider nicht
zustimmen. Ich hoffe, ich habe das vernlnftig
dargelegt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Mller.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Auch wir GRUNE sind in Sor-
ge um die Zukunft der Musikclubs in dieser Stadt,
und diese Sorge hat sich auch im ganzen Land
breit gemacht. In Mecklenburg-Vorpommern, wo
man nicht gleich vermuten wirde, dass es da sehr
viele Musikclubs gibt, gab es auch eine Resolution
des Landtags, das Berliner Abgeordnetenhaus hat
sich einstimmig dafir ausgesprochen. Und um

nichts anderes geht es hier, dass wir insofern Par-
tei nehmen als Politiker fir eine Sache, die sich in
der Schlichtung befindet.

Die GEMA hat die Tarife verd6ffentlicht, sie sind
strittig. Insofern kann man jetzt nicht auf der Seite
der GEMA sein, denn sie hat sich schon durchge-
setzt. Jetzt geht es doch darum, ob wir bei den
strittigen Tarifen, die tatsachlich in vielen Féllen zu
einer Existenzbedrohung fir kleinere und mittlere
Clubs fuhren wirden, und das nicht nur in Ham-
burg, in der Schlichtung einen Kompromiss finden
kénnen. Ich glaube, man kann dem nicht wider-
sprechen, dass die Musiklandschaft in Hamburg
unmittelbar mit dem Antlitz der Stadt verbunden ist.
Wir haben das gerade am Wochenende beim Ree-
perbahnfestival erlebt. Es wird inzwischen nicht nur
deutschlandweit wahrgenommen, sondern man
kann ohne groRBe Ubertreibung sagen, dass es
europaweit sicherlich eines der ganz grol3en Mu-
sikfestivals ist. Und wir haben ein grof3es Interesse
daran, dass die Reeperbahn in dieser Frage weiter
Bestand hat.

Es geht nicht allein darum, dass wir als Senat und
als Burgerschaft immer wieder Giber den Haushalt
beschlieRen oder einen Teil der GEMA-Geblhren
fur die Livemusikclubs erstatten, um die jetzt schon
hohen Kosten ein wenig zu mildern, sondern es
geht auch darum, die anderen Clubs und auch die
Clubs, die eine Mischfinanzierung haben — das
sind die meisten, das wurde heute schon er-
wahnt —, zu unterstiitzen. Natlrlich hat ein MOLO-
TOW-Club an der Reeperbahn Livekonzerte, aber
es ist auch eine Diskothek. Das machen die aber
nicht zum Spal, sie wirden am liebsten nur Live-
musik machen, aber das kénnen sie sich nicht leis-
ten. Sie verdienen namlich nichts Uiber den Eintritt
oder was da verzehrt wird, sondern sie verdienen
im Wesentlichen mit dem anderen Bereich, nam-
lich der Diskothek.

Wenn diese Querfinanzierung aber nicht ad absur-
dum gefiihrt werden soll, muss es unser Interesse
sein, die Clubs in dieser Frage vonseiten des Par-
laments nicht allein zu lassen. Ich bin Herrn Wan-
kum dankbar, dass er am Ende doch gesagt hat,
dass er dem Petitum zustimmen werde; das ist das
Wichtige daran. Ich glaube auch, dass die Mehr-
heit im Hause sich nicht daran aufhdngen méchte,
was die DEHOGA gemacht hat und ob sie klug
verhandelt hat. Dariiber kann man lange reden
und streiten, darum geht es aber jetzt nicht.

Wir sind auf alle Falle in einer Situation, in der es
darum geht, ein Stiick Hamburger Antlitz mit in die
Waagschale zu werfen. Da hoffen wir, dass die Se-
natorin sich auch in die Schlichtungsverhandlun-
gen einbringen wird. Hier muss ein Kompromiss
ausgehandelt werden, denn so, wie es bisher von
der GEMA geplant ist, geht es nicht. Es gibt viele
einzelne Bereiche, die heute schon dargestellt wur-
den, bei denen die Tarife einfach nicht greifen, bei



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 41. Sitzung am 26. September 2012 3109

(Farid Muller)

denen die kleinen und schwachen Musikveranstal-
ter und auch die nicht-kommerziellen Musikveran-
stalter einfach hinten runterfallen. Das wollen wir in
Hamburg nicht, und ich bin auch froh, dass wir hier
eine grof3e Einigkeit haben.

Wir sollten uns auch nicht darin versteigen, die
Kinstler gegeneinander auszuspielen. Es ist be-
kannt — deswegen ist da auch Uberhaupt keine
Schere, wenn man die Diskussion auf der Reeper-
bahn und St. Pauli mitbekommt —, dass die Kinst-
ler Seite an Seite mit den Clubbetreibern stehen,
denn es ist ihre einzige Mdglichkeit, ihre Musik ei-
nem Publikum zu prasentieren. In den gleichge-
schalteten Radiosendern findet diese Musik nam-
lich noch nicht statt. Da kommen sie erst hin, wenn
sie einen Hit gelandet haben. Aber bevor sie das
geschafft haben, missen sie sich schlieflich ir-
gendwo vorstellen, und dafir sind die Livemusik-
clubs und all die anderen Musikclubs eben da.

Insofern haben wir ein groRRes Interesse daran,
dass hier ein gerechter Kompromiss gefunden
wird. Ich freue mich, dass wir das einstimmig errei-
chen. Wir haben ubrigens auch noch Unterschrif-
ten von den Clubs bekommen bei der Demonstrati-
on vor Ort, und vielleicht kdnnen Herr Schmidt und
ich die kurz einmal der Senatorin tibergeben. Dann
haben sie auch gewissermafRen ihren Empfanger
erreicht. Herr Schmidt, kommen Sie doch mit, dann
geben wir der Senatorin die Unterschriften. Sie
sind an den Hamburger Senat gerichtet von samtli-
chen Hamburger Musikclubs. Dann ist das dort ab-
gegeben, und wir haben mit unserem Beschluss
den Senat beauftragt, hier handeln zu kénnen.
— Danke.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Dann bekommt
jetzt Frau Suding das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Nach diesem netten Auftritt
machen wir weiter. Ich stelle fest, dass die Diskus-
sion Uber die neue Gebihrenordnung der Gesell-
schaft fur musikalische Auffuhrungs- und mechani-
sche Vervielfaltigungsrechte, kurz gesagt GEMA,
in den letzten Monaten sehr emotional und teilwei-
se auch unsachlich gefuihrt wurde. Worum es im
Kern geht, hat Herr Schmidt dankenswerterweise
schon recht gut erlautert. Deswegen gestatten Sie
mir nur einige Bemerkungen.

Erstens: Die Einflussmoglichkeiten der Hamburgi-
schen Birgerschaft sind in diesem Fall sehr be-
grenzt. Das wissen alle, die sich mit diesem Fall
befasst haben. Der vorliegende Antrag ist daher
neben der Aufforderung an den Senat auch eher
ein grundséatzlicher Appell an beide Verhandlungs-
seiten, im aktuellen Tarifstreit verbal etwas abzuru-
sten und aufeinander zuzugehen.

Zweitens: In der Tat wirde die von der GEMA nun
vorgelegte und festgesetzte Gebuhrenordnung vie-
le Veranstalter, Clubs und Diskotheken erheblich
belasten. Ob die Horrorszenarien allerdings, die
von einigen Veranstaltern skizziert wurden, wirklich
eintreten wirden, ist doch eher ungewiss, denn
gleichzeitig wissen alle Beteiligten, dass diese Ge-
biihrenordnung so niemals in Kraft treten wird. Um
die gescheiterten Verhandlungen in einen sinnvol-
len Verfahrensweg zu tberfuhren, war die Festset-
zung unabdingbar. Sie war sogar Grundlage fur
das nun laufende Schiedsgerichtsverfahren.

Drittens: Dass eine Einigung nicht unméglich ist,
das haben verschiedene Vereinbarungen der GE-
MA mit anderen Tarifpartnern wie etwa dem Bund
des Deutschen Karnevals in den letzten Monaten
schon gezeigt. Die Signale, die derzeit zu verneh-
men sind, stimmen mich jedenfalls zuversichtlich,
dass eine Einigung noch in diesem Jahr moglich
ist.

Meine Damen und Herren! Die FDP-Fraktion in der
Hamburgischen Birgerschaft unterstitzt diesen
Antrag, weil ein schnelles und gutliches Ende des
Verfahrens auch fur Hamburg von grof3em Interes-
se ist. Die bestehende Szene aus Clubs, Diskothe-
ken und vielen Veranstaltern braucht verlassliche
Rahmenbedingungen, die auch wirtschaftlich ak-
zeptabel sind. Die Szene pragt nicht nur einzelne
Stadtteile, sondern die ganze Stadt, und sorgt da-
fur, dass unzahlige Touristen unsere Stadt besu-
chen und das vielfaltige Angebot geniel3en.

Gleichzeitig muss die Tarifvereinbarung aber auch
die berechtigten Interessen der Urheber, von de-
nen sich viele glucklicherweise in Hamburg befin-
den, ausreichend schitzen. Deshalb ist auch das
Petitum in 2. ¢), das eine transparente und gerech-
te Tarifregelung fordert, ein wesentlicher Bestand-
teil dieses Antrags.

Wir alle wissen, dass der vorliegende Antrag die
Welt nicht verédndern wird, er wird auch das Ver-
fahren nicht beschleunigen. Vielleicht kénnen wir
mit diesem Beschluss heute jedoch etwas sensibi-
lisieren. Aber eines ist der Antrag ganz gewiss: Er
ist ein klares Bekenntnis der Stadt zu ihrer lebendi-
gen Musikszene. Das ist gut so und das findet die
Unterstiitzung der FDP-Fraktion. — Danke.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich glaube, das ware
eher eine Debatte fur den Kulturausschuss gewe-
sen. Da hétte es gut hineingepasst, statt das Ple-
num an diesem Punkt doch etwas zu Uberfordern.
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Das Wesentliche wurde gesagt, das will ich nicht
einzeln wiederholen.

Es ist ein wichtiges Argument, dass die Urheber
gestarkt werden mussen, das ist keine Frage, das
ist bei allen Digitalisierungsprozessen ein wichtiges
Moment. Aber die GEMA ist auf jeden Fall nicht die
Selbstorganisation der Urheberrechte im musikali-
schen Bereich. Das ist sie namlich nicht, und des-
wegen muss da strukturell etwas veréndert wer-
den. Das werden wir in Hamburg hdchstens mit
Appellen machen kénnen. Dementsprechend wer-
de ich mich darauf beschranken. Ich winsche
auch, dass dieser Prozess vielleicht irgendetwas in
Gang setzt, und Ubergebe gern auch irgendwelche
Unterschriftenlisten und winke in die Mikrofone.
— Tschuss.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Isabella
Vértes-Schutter SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen und viel-
leicht auch keine Unterschriftenlisten mehr zu ver-
teilen sind, dann kdnnen wir zur Abstimmung kom-
men.

Wer einer Uberweisung der Drucksache 20/5257
an den Kulturausschuss zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? —Das Uberweisungsbegehren ist abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer den Antrag der Fraktionen der SPD, der GRU-
NEN, der FDP und der LINKEN aus der Drucksa-
che 20/5257 annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. —Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieser Antrag einstimmig ange-
nommen.

Wir kommen zu Punkt 15, Drucksache 20/5111,
Senatsantrag: Einbilrgerungsinitiative und Fortset-
zung der Zusammenarbeit mit Mecklenburg-Vor-
pommern bei der Erstaufnahme von Asylbewer-
bern und Duldungsantragstellern sowie Stellung-
nahme des Senats zum Ersuchen der Birgerschaft
vom 29. Méarz 2012.

[Senatsantrag:

Einbiirgerungsinitiative und Fortsetzung der
Zusammenarbeit mit Mecklenburg-Vorpom-
mern bei der Erstaufnahme von Asylbewerbern
und Duldungsantragstellern sowie Stellung-
nahme des Senats zum Ersuchen der Biirger-
schaft vom 29. Marz 2012 (Drucksache 20/3662)
— Drs 20/5111 -]

Wer wiinscht dazu das Wort? — Herr Dr. Schéafer.

Dr. Martin Schafer SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben bei diesem Tages-

ordnungspunkt tber zwei Themen zu sprechen.
Das eine ist ein sehr angenehmes, das andere
konnte zu unterschiedlichen Auffassungen fihren.
Ich méchte mit dem angenehmen Thema begin-
nen.

Die Einburgerungsinitiative des Birgermeisters ist
erfolgreich.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Erfolg hat Folgen. Die Anzahl der Antrége
ist um 36 Prozent gestiegen, die Anzahl der not-
wendigen Beratungsgesprache ist um 55 Prozent
gestiegen. Das bedeutet, dass es einen ganz kla-
ren Mehrbedarf an Personal in den entsprechen-
den Abteilungen der Auslanderbehérde gibt. Da
obendrein die Umsetzung der Optionspflicht eben-
falls zu einem hoheren Bearbeitungs- und Bera-
tungsaufwand fuhrt, ist es notwendig, dass wir die-
sem Mehraufwand an Personal auch nachkom-
men. Die Finanzierung ist insofern auch gesichert,
als die 400 000 bis 500 000 Euro pro Jahr aus
dem Einzelplan 9.2 kommen und dann diese Um-
setzung des Mehrbedarfs an Personal ermdégli-
chen. Von daher bitte ich Sie, diesen Erfolg nicht
zu gefahrden, die Bearbeitungsdichte in der Aus-
landerbehodrde diesbeziiglich zu erhéhen und die-
sem Antrag des Senats zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt auch andere steigende Zahlen. Die Zahl
der Asylbewerber stieg von 713 im Jahr 2006 auf
2024 im Jahr 2011. Das heildt, es gibt einen deut-
lich héheren Bedarf an Unterkiinften, sowohl an
Erstaufnahmeunterkiinften als auch an Folgeunter-
bringungen, die dann in Hamburg zu erfolgen ha-
ben. Um diesen Bedarf zu decken, soll der Vertrag
mit Mecklenburg-Vorpommern Uber die Erstauf-
nahmeeinrichtung in Nostorf, der zum 30. Septem-
ber dieses Jahres, also am Sonntag dieser Woche,
auslauft, erneuert werden. Es wurde ein neuer Ver-
trag ausgehandelt, Gber den wir nunmehr zu be-
schlieRen haben.

Den dauerhaften Bedarf an Platzen in dieser Erst-
aufnahmeunterkunft in Nostorf schatzen wir auf un-
gefahr 300 Platze. In Hamburg ist es nahezu un-
moglich, solche Platze weiter zu schaffen, denn
hier ist es erst einmal notwendig, die Folgeunter-
bringung sicherzustellen. Darum mdchte ich Sie
auch ausdriicklich alle einladen, bei den Bemiihun-
gen, solche Platze zu finden, mitzuwirken, damit
wir, nachdem die Erstaufnahmeunterkunft nach
drei Monaten beendet ist, adaquate Platze in der
Folgeunterbringung in Hamburg zur Verfligung
stellen kdnnen. Diese hat fur uns in Hamburg Prio-
ritat.

Von daher méchten wir von der Mdoglichkeit Ge-
brauch machen, den Vertrag mit Mecklenburg-Vor-
pommern Uber Nostorf zu erneuern und fortzuset-
zen. Das geschieht allerdings nicht unter densel-
ben Bedingungen wie bisher, sondern sie andern
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sich deutlich. So gibt es schon seit Februar dieses
Jahres — und das ist dann auch vertraglich weiter-
hin abgesichert — Bildungsangebote fiir Kinder.

(Beifall bei der SPD)

Diese Bildungsangebote beginnen mit einer
Sprachstandsfeststellung und leiten vor allen Din-
gen Uber zu Deutschunterricht. Dieser Unterricht
ist dort im Unterschied zu Hamburg auch in Ferien-
zeiten gesichert, das heif3t, er unterscheidet sich
ganz entscheidend davon, Kinder in Hamburg in
Regelschulen unterzubringen. Da die Unterkunft in
Nostorf auf maximal drei Monate beschrankt ist, ist
das ein nicht unerheblicher Aspekt, der zu beriick-
sichtigen ist und der dazu fuhrt, dass dieser Unter-
richt auch in Ferienzeiten stattfindet. Von daher
bedeutet dies eine deutliche Verbesserung im Ver-
gleich zu allem, was in den letzten Jahren stattge-
funden hat.

(Beifall bei der SPD)

Es finden dort weiterhin strukturierte Freizeitmal-
nahmen fir die Kinder statt, angeleitet von Sozial-
arbeiterinnen und Sozialarbeitern. Es gibt eine Ko-
operation mit dem Hamburger Schulinformations-
zentrum, um einen raschen Ubergang ins Hambur-
ger Schulsystem zu sichern nach dem Transfer
nach Hamburg, also nach Ablauf von maximal drei
Monaten.

Wenn Kinder den Anforderungen des Regelschul-
systems schon entsprechen, so soll sichergestellt
werden, dass sie mit ihren Eltern mdglichst bald
nach Hamburg Ubersiedeln, sodass sie dann auch
in dieses Regelschulsystem in Hamburg aufge-
nommen werden kénnen.

Des Weiteren ist der medizinische Dienst in No-
storf gesichert fur die dort untergebrachten Men-
schen, sodass unserer Ansicht nach nichts einer
Fortsetzung dieses Vertrags mit Mecklenburg-Vor-
pommern Uber diese Erstaufnahmeeinrichtung ent-
gegensteht.

(Beifall bei der SPD)

Selbstverstandlich fuhrten die Neuverhandlungen
zu anderen Abrechnungsmodalitaten. Bisher wur-
den weitgehend die variablen Kosten, also Kosten
pro untergebrachte Person, von Hamburg uber-
nommen, und die Fixkosten blieben weitestgehend
beim Land Mecklenburg-Vorpommern. Das andert
sich jetzt insofern, als Hamburg auch fir die Fix-
kosten fur 200 Platze aufkommen muss. Das ist
unserer Ansicht nach nicht zu vermeiden. Und es
ist nicht moglich, Mecklenburg-Vorpommern etwas
aufzubirden, was wir in Anspruch nehmen, ohne
dann auch zu einer gewissen Kompensationszah-
lung zu kommen. Diese Mehrbedarfe werden
ebenfalls, wie die Mehrbedarfe bei der Einbiirge-
rungsstelle, aus dem Einzelplan 9.2 finanziert und
sind bis zum Jahr 2016 sichergestellt.

Das alles bedarf einer gewissen Eilbedirftigkeit
aus dem einfachen Grund, ich erwahnte es vorhin
schon, da der Vertrag mit Mecklenburg-Vorpom-
mern zum 30. September auslauft. Bis dahin brau-
chen wir eine Regelung, wie diese Unterkunft in
der Erstaufnahme fortgesetzt werden kann. Daher
ist unsere Bitte, diesem Antrag heute zuzustim-
men. Wir werden, nachdem wir diese Sache heute
beschlossen haben, das an den Haushaltsaus-
schuss federfihrend und an den Innenausschuss
mitberatend nachtraglich Giberweisen, sodass dann
alle Fragen, die mdglicherweise offen sein kénn-
ten, gestellt und geklart werden kénnen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Voet van Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glau-
be, bei dieser Debatte miissen wir sehr deutlich
unterscheiden zwischen dem, was es zum einen
inhaltlich zu besprechen gibt — und da ist der Kon-
sens in diesem Hause wahrscheinlich deutlich gro-
Ber als geahnt oder gehofft —, auf der anderen Sei-
te missen wir aber auch darlber reden, was es
hier an formalen Fehlern gibt und vor allen Dingen
auch Uber die Beteiligung des Parlaments spre-
chen.

Herr Dr. Schafer machte es eben ein wenig by the
way, ich will daher gern die Zahlen einmal explizit
nennen. Die Mehrbedarfe fir die Bereiche der Ein-
birgerungen betragen im Jahre 2012
105 000 Euro, in 2013 421 000 Euro, in 2014
465 000 Euro und in 2015 509 000 Euro. Das setzt
sich dann in den Summen so nett weiter fort. Bei
den Mehrbedarfen fir die Erstunterbringung in No-
storf sind es zunachst 1,6 Millionen Euro, und sie
werden auf gut 2 Millionen Euro pro Jahr weiter an-
steigen. Das sind erhebliche Summen, die wir zu
bewegen haben. In einem Parlament haben wir
den richtigen und guten Brauch, solche Summen
im Haushaltsausschuss zu besprechen. Dass der
Senat nicht in der Lage gewesen ist, zum richtigen
Zeitpunkt eine solche Drucksache einzubringen, ist
kein wirklicher Beleg fiir gutes Regieren.

(Beifall bei der CDU)

Insbesondere auch der Punkt — und das kann ich
Ihnen nicht ersparen, verehrter Kollege Herr Dr.
Dressel —, die Sitzungen des Haushaltsausschus-
ses zum Innenetat zu benutzen und, nachdem alle
Kollegen aus dem Innenbereich schon weg sind,
gegen 22.30 Uhr zu sagen, wir kdnnten bei der Sit-
zung in zwei Tagen mal eben eine Selbstbefas-
sung beschlieRen, ist weder dem Ernst des The-
mas noch diesem Parlament angemessen. Das
mussen Sie ganz deutlich akzeptieren.
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(Beifall bei der CDU)

Deshalb wird sich meine Fraktion heute bei dieser
Abstimmung enthalten. Wir sind nicht der Auffas-
sung, dass eine nachtragliche Uberweisung bei ei-
nem Finanzvolumen, wie wir es hier vorfinden, der
angemessene Weg ist. Nichtsdestotrotz akzeptie-
ren wir, dass wir vor allen Dingen fiir den Bereich
der Einblrgerung Losungen brauchen. Aber Sie
werden auch akzeptieren missen, dass Sie dieses
demnéachst mit einer vernlinftigen Drucksache ma-
chen muissen und dass Sie sich den kritischen Fra-
gen, insbesondere der Kollegen aus dem Haus-
haltsbereich, stellen missen, denn das, was Sie
eben so nebenbei angemerkt haben, die Verlage-
rung von Fixkosten und Ahnliches, wird gerade die
Finanzhiter dieses Hauses in besonderem Malie
interessieren. Wir Innenpolitiker mdgen vielleicht
manchmal etwas lockerer dartiber hinweggehen,
weil es uns um die Sache geht. Aber die finanziel-
len Aspekte sind bisher nicht ausreichend geklart
und sie missten deutlich hinterfragt werden.

Ich will aber auch noch einmal deutlich etwas zur
Unterbringung in Nostorf sagen. Letztendlich fin-
den Sie gerade meine Fraktion durchaus an Ihrer
Seite, denn diejenigen, die dieses Verfahren be-
gonnen haben, waren wir. Wir haben im Rahmen
einer gemeinsamen Koalition mit unserem damali-
gen Kaoalitionspartner gesagt, wir beenden es
dann. Das ist im Rahmen einer Kompromissfin-
dung nicht ungewdhnlich. Ich muss aber auch sa-
gen, dass ich damals in Nostorf gern weiterge-
macht hatte, aber die Frage der Unterbringung von
Familien ist und bleibt kritisch. Bei allem Verstand-
nis und bei aller Liebe, verehrte Kollegen der
SPD-Fraktion, ein paar kleine Bildungspflasterchen
helfen nicht wirklich, diese Frage zu I6sen. Diese
Unterbringung ist dafir da, um in der Regel allein-
stehende Manner und Frauen unterzubringen,
aber sie ist nicht die richtige Losung fur Familien.
Und das werden Sie auch weiterhin besser l6sen
missen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie uns heute erzahlen, das alles sei doch
kein Problem, weil wir nur Gber drei Monate rede-
ten, dann werden Sie sich in den nachsten Wo-
chen und Monaten daran gewthnen muissen, dass
wir Sie in dieser Frage beim Wort nhehmen, denn
die Situation, das haben Sie selbst eben angefuhrt,
Herr Dr. Schéfer, ist eine andere. Wir haben zur-
zeit n&mlich erhebliche Zuwachszahlen im Bereich
der Asylbewerber. Wir kénnen Uberhaupt nicht ein-
schatzen, ob wir mit den Kapazitaten, die wir ha-
ben, auch in der Erstaufnahme richtig auskommen.
Und es wird leider sehr schnell so sein, dass wir
neben der Erstaufnahme erleben werden, dass es
schwierig ist, die Nachfolgeunterbringung zu schaf-
fen, und dann haben wir Uberhénge. Dann darf es
nicht passieren, dass Familien mit Kindern mehr

als ein Vierteljahr in dieser Unterbringung unterge-
bracht sind.

(Arno Minster SPD: Wird auch nicht!)

Diesen Standard werden Sie vertreten mussen, fur
diesen Standard werden Sie sich verantworten
mussen. Ich hoffe, Ihr Wort gilt dann auch noch.
Wir werden uns auf jeden Fall bei der Drucksache
enthalten.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Mdller.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich glaube, Herr Schéafer, es han-
delt sich nicht um einen Zufall, dass die Drucksa-
che so aussieht, wie sie aussieht. Es geht auch
mitnichten um Zeitnot. Sie hatten eineinhalb Jahre
Zeit, solange regieren Sie ungeféahr, sich darauf
einzustellen, ob und wie Sie die Unterbringung in
Nostorf fortflihren wollen. Wir wissen seit der Som-
merpause schon, dass der Vertrag gemeinsam
weiterentwickelt wird. Und dass Sie jetzt auf diese
Art und Weise die Drucksache, vor allem in dieser
Kombination, einbringen, finde ich unlauter. Das
halte ich an der Stelle sogar fiir ein schwaches
Wort.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Mehmet
Yildiz DIE LINKE)

Die Kombination, Menschen einerseits aus der
Stadt fernzuhalten und sich andererseits mit einer
Einburgerungsinitiative noch einmal selbst zu be-
weihrauchern, ohne dass es zu einer sachlichen
Darstellung der Situation kommt, finde ich wirklich
schwer ertraglich. Es gibt in dieser Drucksache
kleine, dezente Hinweise.

Die Zahl der Einburgerungen ist gestiegen. Begin-
nen wir mit 2008, da gab es 2800 Einbirgerungen,
2010 gab es schon 5295, und jetzt steigt die Zahl
zum Glick weiter, sie stagniert zwar fast, aber sie
steigt. Das ist ein Erfolg. Aber welchen Anteil die-
ses Briefeschreiben hat, ist schwer zu ermitteln. Es
kann etwas bewirkt haben, hat aber vor allem et-
was bewirkt, das Sie mit einem Satz beschreiben,
den ich einmal zitiere:

"Es sprechen inzwischen auch vermehrt In-
teressenten erneut vor, denen im Zuge vor-
angegangener Beratungen von einer An-
tragstellung abgeraten worden war."

Was fir ein Wunder, das ist doch ein véllig logi-
scher Effekt, eine vdllig undifferenzierte Kam-
pagne. Alle Menschen werden angeschrieben, weil
sie eine bestimmte Anzahl von Jahren hier sind.
Sie denken, sie haben einen Brief des Blrgermeis-
ters bekommen und kénnen nun eingeblrgert wer-
den. Das ist schlicht und einfach Vortduschung
von Tatsachen. Es verunsichert die Menschen
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mehr, und es I6st nicht eines der strukturellen Pro-
bleme, die wir in dieser Stadt bei der Einblrgerung
von Menschen haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Mehmet
Yildiz DIE LINKE)

An keiner Stelle findet man in dieser Drucksache
einen Hinweis darauf, dass die strukturellen Hin-
dernisse, die Diskriminierungen auf dem Arbeits-
markt oder bei der Wohnungssuche irgendwie als
Problem erkannt werden. Auch an anderer Stelle
diskutieren Sie nicht wirklich dartber, welches die
Hemmnisse fur die Einburgerung sind und welche
man abbauen muss. Stattdessen findet sich bei Ih-
nen die Erkenntnis, dass es mehr Antrage gibt, al-
so gibt es auch mehr Arbeit. Das stimmt, und dafur
brauchen wir auch mehr Stellen, das ist richtig.
Aber wir wollen, dass die Stellschrauben an der
richtigen Stelle bewegt werden und nicht dadurch,
dass eine Briefmarke auf einen Brief geklebt und
der dann abgeschickt wird.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Cansu Oz-
demir DIE LINKE)

Sie relativieren naturlich auch selbst den Erfolg Ih-
rer Kampagne. Vielleicht reden wir, nicht nur aus
formalen Grinden, sondern vor allem aus politi-
schen und inhaltlichen Griinden, dann in den Aus-
schussen daruber.

Ich sagte, dass ich die Kombination mit dem Weg-
schicken der Fliichtlinge fir die ersten Monate des
Aufenthalts aus Hamburg unlauter finde. Man
konnte kaum deutlicher darstellen, dass hier Men-
schen in Kategorien eingeteilt werden. Die einen
sollen hier bleiben und eingebirgert werden, die
anderen dagegen sollen erst einmal sofort weg.
Machen Sie sich und uns doch nichts vor. Die Zahl
der Fluchtlinge, die in die zentrale Erstaufnahme
gehen, und die Zahl der Flichtlinge, die im weite-
ren Aufenthalt hier bleiben werden, sind relativ
identisch. Wir werden Platze fur die Folgeunter-
bringung brauchen in der Stadt. Und Sie sollten
vielleicht versuchen, mit uns dariiber zu streiten
und mit allen zu streiten, die im Parlament sitzen.
Wir brauchen diese Platze. Es ist eine Scheinlo-
sung, wenn Sie sagen, jetzt gehen die erst einmal
alle nach Nostorf/Horst, dann kénnen wir in Ruhe
suchen. Diese Menschen kommen wieder und wir
brauchen die Platze hier.

(Beifall bei den GRUNEN — Arno Miinster
SPD: Nichts anderes hat Herr Schéfer ge-
sagt!)

— Vielleicht hatten Sie doch besser lesen sollen,
Herr Munster. Herr Schéafer hat versucht, das zu
sagen, die Drucksache sagt aber leider etwas an-
deres.

Die Drucksache hat namlich auch diesen Stil der
Verallgemeinerung und der undifferenzierten Be-
trachtung. Sie stellen angesichts der Zahlen auf

Bundesebene Besorgnis dar, Sie benennen Analy-
sen ohne Quelle. Die Anzahl der zugewiesenen
Personen ist jedoch stabil. Wie kommen Sie jetzt
plotzlich auf diese 270? Es sind sogar, wenn man
den Vertrag liest, noch 170 dazugekommen. Im
Ubrigen gibt es noch diese hiibsche Formulierung,
dass nach Bedarf weitere Ausl&ndergruppen dazu-
genommen werden kdnnten. Soll also die Folgeun-
terbringung zukinftig in den restlichen freien Plat-
zen, die Mecklenburg-Vorpommern noch hat, statt-
finden oder wie geht es weiter? Das sind viele Fra-
gen, wir haben zwei Ausschuisse. Wir werden die-
ser Drucksache nicht zustimmen.

Wir unterstitzen die Einblrgerungskampagne; da-
fur gab es funf Stellen, gerade eben noch im letz-
ten Dreh von Schwarz-Grln eingerichtet. Aber was
wir nicht unterstltzen, ist, dass Sie Menschen,
dass Sie Familien abgeben an ein anderes Bun-
desland, dass Sie sie aus Hamburg wegschicken
und dass Sie weder die Verantwortung fur Verpfle-
gung, Versorgung, Traumatisierung, soziale Kon-
takte, fur Kontakte zu Anwdlten und Anwaltinnen
noch fur die Integration in diese Gesellschaft Gber-
nehmen. Sie geben sie ab und da kénnen wir nicht
zustimmen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Kaesbach.

Martina Kaesbach FDP: Sehr geehrte Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Zunéchst ein-
mal lassen Sie mich einiges Grundsétzliche zur
Drucksache 20/5111 ausfuhren, da wir es bei die-
sem Papier doch mit einer ziemlich seltsamen Me-
lange zu tun haben. Meine Vorganger sind bereits
darauf eingegangen, aber ich wiederhole das an
dieser Stelle gern noch einmal.

Der Senat scheint sich bei der Erstellung der
Drucksache gedacht zu haben, dass alles, was ir-
gendwie mit Auslandern zu tun hat, wohl zusam-
menhangt, und dass dies in einer Drucksache zu-
sammengerihrt werden kann. Das ist fachlich ein-
fach nicht angemessen, und was das Haushaltspo-
litische betrifft, gibt es in der Burgerschaft schlief3-
lich ein bewéhrtes Verfahren fur reguldare Haus-
haltsberatungen.

(Beifall bei der FDP und bei Roland Heintze
CDU)

Dieses Verfahren einzuhalten ist zumindest hin-
sichtlich der Petiten 2, 3 und 4 geboten, um die
noch zu klarenden Fragen im Haushaltsausschuss,
wie gegebenenfalls auch im Fachausschuss, zu
beraten. Bei Petitum 2 geht es um die Erstaufnah-
me in Nostorf/Horst und eine Verwaltungsvereinba-
rung und bei den Petiten 3 und 4 immerhin um
Summen von einmal knapp 10 Millionen Euro und
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dann noch einmal von knapp einer halben Million
Euro, jeweils fir 2013 und 2014.

Dass die Angelegenheit Nostorf/Horst eilbedirftig
ist, ist uns bekannt. Wie der Senat jedoch bereits
selbst mitteilte, haben wir als Birgerschaft den
Zeitdruck nicht zu vertreten. An der FDP ist zumin-
dest eine kurzfristig terminierte Beratung im Haus-
haltsausschuss nicht gescheitert.

(Dr. Andreas Dressel SPD und Jens Kerstan
GRUNE: Das stimmt!)

Wenn dem Senat wirklich daran gelegen wére, das
Thema Nostorf angesichts der von seiner Seite zu
verantwortenden Verzdgerungen konsensual zu
klaren, warum hat er dann eine Drucksache zur
Abstimmung gestellt, die véllig unnétig Angelegen-
heiten vermischt, die sachlich kaum etwas mitein-
ander zu tun haben? Ehrlich gemeint sind Ihre Ap-
pelle an uns also offenbar nicht.

(Beifall bei der FDP)

Das eine betrifft die Gruppe der Flichtlinge, die
vom Bundesamt fir Migration und Flichtlinge
Hamburg zugeteilt werden, um sich voriibergehend
in der WohnaufRenstelle in Nostorf aufzuhalten. Die
andere Gruppe sind Mitbirger und Mitbirgerinnen
mit nichtdeutscher Staatsangehorigkeit, die seit
Jahren hier leben, integriert sind und sich fir den
Erhalt der Staatsbirgerschaft entschieden haben.
Das sind zwei vollig verschiedene Gruppen, zwei
vollig verschiedene Lebenssituationen und zwei
vollig verschiedene Verwendungen der Haushalts-
mittel. Auch wenn beides im Einzelplan 8.1 einge-
setzt werden soll, gehért es hier nicht zusammen.

Diese Thematik jetzt in einer hastig zusammenge-
schusterten Drucksache kurz vor Ultimo zu liefern,
ist einer angemessenen Befassung in diesem
Hause nicht zutraglich und schirt vollig unnétig
den Verdacht, dass der Senat sich seiner Sache
nicht sicher ist.

(Beifall bei der FDP und bei Roland Heintze
CDU)

Es bleiben bei allen Petita Fragen offen, und die
mochten wir gern vor einem Beschluss in diesem
Hause behandelt wissen. Wir werden daher bean-
tragen — die SPD-Fraktion beantragt es selbst, das
begrifRen wir —, nicht nachtraglich eine Beratung
im Haushaltsausschuss federfihrend und beratend
im Innenausschuss abzuhalten, sondern wir bean-
tragen die grundséatzliche Uberweisung. Offenbar
wird es vorher zum Beschluss kommen, dann be-
antragen wir jetzt schon einmal die ziffernweise
Abstimmung.

Grundsatzlich befurworten wir allerdings die Fort-
setzung und Verstarkung der Unterbringung in No-
storf. FUr Fluchtlinge, die oft lange schwierige, le-
bensbedrohliche Wege hinter sich haben, ist aus
unserer Sicht weniger entscheidend, wo auf der
Landkarte sie in Deutschland untergebracht wer-

den. Entscheidend dagegen ist fur die zeitlich be-
grenzte erste Unterbringung die Qualitat selbiger
im Rahmen begrenzter staatlicher Mittel. Dafur ist
die Unterbringung in der Auf3enstelle Nostorf mit
den vom Senat dargestellten Ausnahmen aus un-
serer Sicht geeignet, da dort Synergieeffekte durch
die Nutzung von eingerichteten Ressourcen meh-
rerer Bundeslander zur Wirkung kommen. Wir wer-
den uns deshalb hinsichtlich der ziffern 2 und 3
enthalten, falls die Mehrheit des Hauses eine
Uberweisung verweigert.

Die Kritik der GRUNEN verwundert uns allerdings
sehr. Sie liefern sich seit Beginn dieser Legislatur-
periode einen Wettbewerb mit der Fraktion der
LINKEN, wer mehr Vorbereitung fur die Aufnahme
von Fluchtlingen in Hamburg fordert, egal, ob es
dafiir bereits konkreten Nachfragedruck gibt oder
nicht. Jetzt kritisieren Sie lautstark, dass der Senat
die Anzahl der Platze von 30 auf 200 aufstockt, um
Vorsorge fir die sich abzeichnende Entwicklung zu
treffen. Was wollen Sie denn? Auf dem Grund der
Freien und Hansestadt Hamburg kénnen es gar
nicht genug Platze sein, in Nostorf wollen Sie die
nicht.

(Antje Moller GRUNE: Wir wollen die Platze
in Hamburg!)

Die beiden Antworten auf lhre Schriftliche Kleine
Anfrage, Frau Mdller, und auf unsere zum Thema
Gesundheit und Schule sind meines Erachtens
ausreichend.

Zu Ziffer 4, EinblUrgerungen, missen wir feststel-
len, dass diese so nicht beschlussfahig sind. Ange-
sichts begrenzter Mittel und kinftig wachsender
Verpflichtungen durch die Schuldenbremse kann
nicht alles finanziert werden, was wiinschenswert
ist. In der Tat, eine Einbirgerungskampagne ist im
Grundsatz gut, blof3 die Zahlen missen sich erst
einmal verstetigen und es muss ganz klar langerfri-
stig sichtbar sein, dass wir hier Personal auf-
stocken. Zum jetzigen Zeitpunkt sehen wir das
nicht.

(Beifall bei der FDP)

Angesichts der Ausfiihrungen des Senats zu den
Kennzahlen des Einwohner-Zentralamts und ins-
besondere zu denen zum Thema Einblrgerung in
der letzten Sitzung des Innenausschusses kdnnen
wir hinsichtlich Ziffer 4 des Petitums keinen derarti-
gen Handlungsbedarf erkennen.

Auch wenn sich die Verfahren zur Einbirgerung
angesichts der Kennzahlen gegebenenfalls etwas
verlangern wirden, erscheint es uns nicht notwen-
dig, bereits jetzt und ohne Beratung im Ausschuss
vorab Beschliisse zum Haushalt 2013/2014 zu tref-
fen. Einem positiven Beschluss ohne weitere Bera-
tung stehen aus unserer Sicht allein schon die
Ausfuhrungen des Senats zur Gegenfinanzierung
aus zu erwartenden Mehreinnahmen durch mehr
Gebihren entgegen. Das Vorhaben, Stellen erst
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einmal zu schaffen und diese unter anderem mit
erwarteten Einnahmen finanzieren zu wollen, die
allein vom nicht berechenbaren Verhalten der er-
hofften Gebuhrenzahler abhéngen, ist fiur einen
Haushalt stets brandgefahrlich.

Letztlich holt hier Birgermeister Scholz sein auch
schon aus anderen Féllen bekanntes Vorgehen
ein, seine personlichen Prestigeprojekte erst ein-
mal ohne Betrachtung der Konsequenzen fir den
Haushalt zu verkiinden und anzuleiern. Die Bur-
gerschaft soll dann im Nachhinein die erzeugten
Locher oder Mehrbedarfe aus dem Haushalt der
Freien und Hansestadt stopfen. Sollte die SPD ei-
ne Uberweisung an den Haushaltsausschuss ab-
lehnen

(Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

— sie sagte schon, dass sie dies macht — und sollte
hier ein Beschluss gefasst werden, werden wir
Punkt 4 ablehnen und ihm aus Griinden der Haus-
haltsseriositat nicht zustimmen. Wir appellieren an
die SPD, dem Thema Einbiirgerung nicht durch
unnotig zwielichtige Beschlisse an der laufenden
Haushaltsberatung vorbei einen Barendienst zu er-
weisen. — Danke fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Yildiz.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Dieser Antrag macht deut-
lich, wie der SPD-Senat mit den Fluchtlingen in
dieser Stadt umgeht. Ich finde, es ist eine Frech-
heit und Unverschamtheit, dass zwei unterschiedli-
che Themen in einem Antrag vorkommen...

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Yildiz, Sie sind so lange im Parlament und
wissen, dass das sehr unparlamentarische Aus-
drucksweisen sind.

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend): Es ist zu-
satzlich unverantwortlich, dass uns vier Tage vor
dem Ablauf eines Vertrags ein Antrag vorgelegt
wird, ohne dass er in irgendwelchen Ausschiissen
beraten worden ist, und dass wir das jetzt ent-
scheiden sollen. Das ist — ich will das Wort nicht
benutzen, weil ich sonst wieder ermahnt werde.

Aber ich komme zum Thema. Ich will kurz etwas
zu der Einbirgerungskampagne sagen. Im Grund-
satz ist es nicht falsch, dass ein Birgermeister
Menschen, die seit Jahrzehnten in dieser Stadt le-
ben, anschreibt mit der Bitte, sich einbirgern zu
lassen. Aber ich finde es zynisch, dass man
137 000 Menschen auswahlt und anschreibt, dabei
den Menschen Hoffnungen macht und viele Hun-

derte von Menschen — wenn Sie unter Migranten
tatig waren, wirden Sie dies tagtaglich erfahren —,
wenn sie dann bei der Einbiurgerungsbehérde sind,
enttauscht. Aber im Grundsatz ist das kein falscher
Schritt.

Es finden wenige Ausnahmeregelungen statt. Fur
Menschen, die krank sind, Menschen, die Gering-
verdiener sind, und Menschen, die als Familie
einen Antrag stellen, sollten die Einblrgerungsge-
bihren heruntergesenkt werden. Von Menschen,
die seit Jahrzehnten durch Krankheit nicht richtig
leben kénnen, sollte kein Einkommen als Voraus-
setzung gefordert werden. Ich habe ein Beispiel
dafiir. Sie wissen, ich war eine Woche im Kranken-
haus. Ich hatte da einen Nachbarn, der sich im
Krankenhaus mit Krankenschwestern und Arzten
verstandigen konnte, aber bei der Einblrgerungs-
behorde wird von diesem Mann, der zehn Stunden
am Tag arbeiten geht, noch zusatzlich erwartet,
dass er einen Deutschkurs belegt. Die Behorde
kénnte diesem Menschen als Ausnahmeregelung
eine Aufenthaltsgenehmigung geben. Ich finde,
hier ist ein groRer Nachholbedarf.

Ich personlich habe das Gefiihl, dass die SPD indi-
rekt einen Wahlkampf auf Kosten der Storfélle or-
ganisiert. Daher muss sich die SPD Uberlegen, wie
die Behorde die Bundesmdglichkeiten auf Landes-
ebene in der Ermessensregelung umsetzt.

Ich komme jetzt zum Thema Unterkunft, weil das
Thema flr mich wichtiger ist, denn es brennt sehr.
Diese Unterkunft hat seit ihrer Griindung, nicht nur
in den letzten vier, funf Jahren, sehr viele Schlag-
zeilen in der Bundesrepublik Deutschland ge-
macht. Insbesondere, weil wir in Hamburg ein Kon-
tingent haben, betrifft es uns zusatzlich. Menschen
verlassen ihre Lander in der Hoffnung, dass sie
hier zur Ruhe kommen nach Krieg, Elend, Aus-
grenzung und Diskriminierung. Die Erfahrung zeigt,
dass diese Menschen, statt am gesellschaftlichen
Alltag beteiligt zu werden und mitten in die Gesell-
schaft aufgenommen zu werden, ausgegrenzt wer-
den, abgeschottet und von der Gesellschaft iso-
liert. Bundesweit werden diese Menschen in der
Regel in Massen in Kasernen untergebracht an-
statt sie kurzfristig in kleineren Unterkiinften unter-
zubringen, sodass sie nach drei Monaten die Mog-
lichkeit haben, in normale Wohnungen zu kommen
und sich langfristig integrieren kénnen und sich in
der Gesellschaft angekommen fihlen.

(Zuruf von Arno Minster SPD)

— Sie haben die Mdoglichkeit, hier zu reden. Sie
brauchen nicht immer Zwischenrufe zu machen.

Bei Nostorf/Horst hat sogar Schwarz-Griin nachge-
geben, obwohl sie beschlossen hatten, dass da
keine Familien untergebracht werden und so gut
wie mdoglich keine kranken Menschen unterge-
bracht werden.
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(Antje Moller GRUNE: Das war nicht unsere
Forderung! Wir haben keine Kinder unterge-
bracht!)

— Ja, aber als Sie mitregiert haben, haben Sie das
im Nachhinein wieder zurtickgezogen.

Es gab einen Hungerstreik, der die Offentlichkeit
berthrt hat. Es gibt ein konkretes Beispiel einer
Frau, die wegen der medizinischen Zustande ein
totes Kind auf die Welt gebracht hat. Wer sagt
denn, dass es jetzt ein bisschen besser geworden
ist? Ein kleines bisschen vielleicht, aber das geht
an der Realitat vorbei.

Vor etwa einem Monat kam durch eine Anfrage
heraus, dass uber 50 Kinder mit ihren Familien
dort untergebracht worden sind. Ich finde, das ist
unverantwortlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weil? nicht, warum der SPD-Senat — das erlebe
ich das erste Mal — Bilder in eine Drucksache ein-
bringt. Ich habe wirklich das Gefuhl, besonders seit
dem letzten Besuch in dieser Unterkunft, dass eine
Route bestimmt worden ist, sodass wir nur die Orte
besuchen durften, die verschénert wurden.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie durften ja nur hin-
term Zaun stehen!)

Ich will IThnen zwei Bilder zeigen, die das Gegenteil
beweisen. Ich habe Hunderte von Bildern, die ich
selbst gemacht habe.

(Zurufe von der SPD — Dr. Martin Schéfer
SPD: Ich glaube es nicht! — Dirk Kienscherf
SPD: Sie missbrauchen diese Menschen!)

Gehen Sie mal hinein, dann sehen Sie das. Sie
kdnnen auch auf meine Homepage schauen, ich
habe Hunderte von Bildern, nicht nur zwei.

Meine Damen und Herren! Es ist von Ihnen poli-
tisch gewollt, dass diese Menschen ausgegrenzt
werden und dass sie isoliert werden.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Meine Damen und Herren! Das Prasidium war
nicht in der Lage, diese Bilder zu sehen, aber ich
finde, jetzt hat im Augenblick der Redner das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend): Es ist von
Ihnen politisch gewollt, dass diese Flichtlinge nicht
unter uns untergebracht werden, aber diese
Flichtlinge gehdren zu uns.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christiane
Blémeke GRUNE)

Es ist politisch gewollt, denn wie wir in den ande-
ren Unterkinften erleben, ist das Abschieben mit-
ten in der Stadt schwieriger. Nachbarn schalten
sich ein, Flichtlingsorganisationen schalten sich

ein und Menschenrechtsorganisationen schalten
sich ein.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was sind denn
Ihre Vorschlage bislang?)

— Herr Dressel, Sie regieren doch. Wenn Sie es
nicht schaffen zu regieren, dann kdnnen Sie es
uns ubergeben. Sie haben die Verantwortung da-
fur, fur die Menschen eine Unterkunft zu finden,
nicht ich.

(Beifall bei der LINKEN — Zurufe von der
SPD)

Ich habe Ihnen Vorschlage gemacht, aber Sie wei-
gern sich, die Menschen hier unterzubringen. Statt-
dessen machen Sie immer nur Zwischenrufe.

Das ist von lhnen auch politisch gewollt, damit Sie
in Ruhe weiterhin diese Abschiebekultur betreiben
kénnen. Ich méchte es mit einem Beispiel von ei-
nem syrischen Fluchtling verdeutlichen, ein syri-
scher Kurde, der von Syrien nach Paléstina geflo-
hen war, weil die Situation in Syrien unertraglich
ist. Wie Sie selbst wissen, sind in Palastina die
Verhaltnisse genauso schlimm. Es herrscht Krieg,
es fallen Bomben und so weiter. Er sagte zu mir,
Herr Yildiz, ich bin nach Deutschland gekommen,
weil ich gehofft habe, dass es mir in Deutschland
besser gehen wird.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Angesichts dessen, was er in Deutschland erlebt
hat und unter welchen Bedingungen die Menschen
untergebracht werden und behandelt werden,

(Jan Quast SPD: Was erzéahlen Sie denn fir
einen Unsinn! — Karin Timmermann SPD:
Das ist nicht zu fassen, das kann man nicht
akzeptieren, das ist eine Grenze, die Sie
Uberschreiten!)

war er traurig, dass er nach Deutschland gekom-
men ist. Das muss nicht sein. Menschen, die zu
uns kommen, sollten bei uns auch herzlich aufge-
nommen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Daher werden wir diesen Antrag ablehnen. Wir for-
dern weiterhin den Senat auf, dass dieser Vertrag
nicht verlangert wird. Uberhaupt hatten diese Ge-
sprache schon vor Monaten mit uns im Ausschuss
gefihrt werden muissen statt erst heute. Wir wer-
den den gesamten Antrag ablehnen, Herr Dressel.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Yildiz. — Das Wort hat Herr Senator
Neumann.

(Zurufe von Arno Munster SPD und Norbert
Hackbusch DIE LINKE)
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Herr Minster und Herr Hackbusch, wenn Sie beide
sich streiten wollen, ist das in Ordnung, aber bitte
nicht im Plenarsaal. Das Wort hat nur Herr Senator
Neumann und sonst niemand. — Bitte, Herr Sena-
tor.

Senator Michael Neumann: Sehr geehrter Herr
Président, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Mit der lhnen vorliegenden Mitteilung infor-
miert Sie der Senat zum einen Uber die bisherigen
Auswirkungen der Einbilrgerungsinitiative und zum
anderen Uber die geplante Fortsetzung der Zusam-
menarbeit mit Mecklenburg-Vorpommern bei der
Erstaufnahme von Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern und Duldungsantragstellern. Zugleich wird
auch das burgerschaftliche Ersuchen zu den Bil-
dungsangeboten im Rahmen der Erstaufnahme
beantwortet.

Wegen der sowohl mit der Einblrgerungsinitiative
als auch mit der Erstaufnahme von Asylbewerbern
verbundenen Auswirkungen auf den Haushalt und
den Stellenplan haben wir die Darstellung der er-
forderlichen Maflnahmen in einer Mitteilung zu-
sammengefasst. Vorab moéchte ich Sie an dieser
Stelle auch im Namen des Senats fir die verspate-
te Vorlage um Verzeihung bitten. Bei der Erarbei-
tung der Drucksache ist es namlich zu einer Reihe
von Komplikationen gekommen, fur die in aufwen-
digen Abstimmungsprozessen Ldsungen herbeige-
fihrt werden mussten. Dies gilt insbesondere fir
die Verwaltungsvereinbarung tber die Mitnutzung
der Aufnahmeeinrichtung in Nostorf/Horst, denn es
handelt sich dabei eben nicht nur um eine blofRe
Vertragsverlangerung. Vielmehr mussten wichtige
Eckpunkte mit Mecklenburg-Vorpommern komplett
neu ausgehandelt werden, und dabei waren nicht
nur die Innen-, sondern auch die Finanz-, Sozial-
und Schulressorts beider Lander eng einbezogen.
Schlie3lich gab es auch noch die Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts mit seiner Entschei-
dung vom 18. Juli zur — in Anfuhrungsstrichen —
sogenannten Taschengeldregelung fur Asylsu-
chende, die auch entsprechend eingerechnet wer-
den mussten und bei denen wir das Zahlenwerk
veréndern mussten.

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
hat der Senat begrii3t. Sie wissen aber auch, dass
das Bundesverfassungsgericht diese Leistungen
auf eine neue Berechnungsgrundlage gestellt hat,
die zu einer deutlichen Anhebung der Leistungen
gefiihrt hat. Allerdings hat das Gericht gleichzeitig
leider keine eigenen Berechnungen zur tatsachli-
chen Hohe der Leistungen durchgefiihrt, sodass
das den Léndern Uberlassen blieb und dann bun-
deseinheitlich geklart werden musste — und das al-
les Mitte Juli.

Fur den hier vorgelegten Entwurf der Verwaltungs-
vereinbarung erforderte diese Neuerung im Ergeb-
nis eine grundlegende Anderung des Abrech-

nungsverfahrens zwischen beiden Bundeslandern.
Wahrend das bisherige zweistufige Modell pau-
schaliert abgerechnet werden konnte, muss nun in
Teilen eine gesonderte Einzelabrechnung dieser
Leistungen erfolgen. Die Anstrengungen des Se-
nats haben sich aber aus meiner Sicht gelohnt. Ich
bin der festen Uberzeugung, dass es gelungen ist,
eine tragfahige und faire Regelung fiir eine gute
Fortsetzung der partnerschaftlichen Zusammenar-
beit mit Mecklenburg-Vorpommern zu erarbeiten.

Ich will aber jetzt zu den beiden Komplexen kon-
kret Stellung nehmen. Die Entscheidung, die Zu-
sammenarbeit mit Mecklenburg-Vorpommern bei
der Erstaufnahme von Asylbewerbern und Dul-
dungsantragstellern fortzusetzen, hat sich der Se-
nat nicht leicht gemacht. Ich erinnere mich an die
Debatte in diesem Haus im Frihjahr dieses Jah-
res, wo es auch einen entsprechenden Antrag der
Links-Partei zu dem Thema gegeben hat. Hier hat-
te die Blrgerschaft bereits die Frage des Ob ent-
schieden. Aber auch der Senat hat es sich nicht
leicht gemacht, denn es war klar — und diese Argu-
mente wurden auch in der Debatte genannt —,
dass es hierzu gegenwartig und auf absehbare
Zeit keine wirklichen Alternativen in Hamburg ge-
ben wirde. Fur die Erstaufnahme geeignete, aus-
reichende Objekte stehen im Hamburger Stadtge-
biet nicht zur Verfiigung. Und der aufgrund zuneh-
mender Asylbewerberzugange steigende Bedarf
bei der Erstaufnahme ist auch mit anderen Nutzun-
gen, insbesondere dem Wohnungsbau, abzuwa-
gen. Dabei halt es der Senat fur richtig, dem Woh-
nungsbau eindeutig Prioritat einzurdumen, weil
hiervon nicht zuletzt auch die bleibeberechtigten
Zuwanderer dauerhaft profitieren, denn sie brau-
chen schlichtweg Wohnungen, wenn sie ihre neue
Heimat in Deutschland und in Hamburg gefunden
haben.

(Beifall bei der SPD)

Sie wissen, dass der Aufenthalt von Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern in der Erstaufnahmeein-
richtung auf maximal drei Monate begrenzt ist. Da-
nach werden sie, wie hier schon angesprochen, in
Hamburg untergebracht. Hingegen wére der Neu-
bau einer Erstaufnahmeeinrichtung, unabhangig
von der Standortfrage, auch noch deutlich teurer
als die Fortsetzung und Weiterentwicklung der Ko-
operation mit Mecklenburg-Vorpommern. Und,
Herr Yildiz — er ist gerade im Gespréch —,

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Ich hére zu, ma-
chen Sie sich keine Sorgen!)

Ihre grundsatzliche Kritik an der Einrichtung in No-
storf/Horst kann ich — das wird Sie wahrscheinlich
kaum Uberraschen — nicht recht nachvollziehen. Es
scheint mir auch persoénlich geradezu absurd, so
Zu tun, als seien die Lebensbedingungen in Meck-
lenburg-Vorpommern derart menschenunwirdig.
Ich weild auch nicht, wie Sie das lhren Parteikolle-
gen in Mecklenburg-Vorpommern erklaren wollen,
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(Antje Moller GRUNE: Aber wir reden gar
nicht tber Mecklenburg-Vorpommern!)

die dort dauerhaft leben. 1,6 Millionen Menschen
leben in Mecklenburg-Vorpommern. Und jetzt zu
sagen, dass das Leben in Mecklenburg-Vorpom-
mern nicht zumutbar sei, ist eine Uberzeichnung,
die vielleicht der Erregung geschuldet ist, aber in
der Sache in keiner Weise gerechtfertigt ist.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das mius-
sen selbst Sie verstehen!)

Drei Monate Mecklenburg-Vorpommern fuhren bei
Weitem nicht zu dem, was Sie beschrieben haben.

(Beifall bei der SPD)

Ich moéchte noch ergénzen, warum vielleicht
manchmal die Kooperation in den verschiedensten
Feldern in Norddeutschland schwierig ist, denn die
Menschen in Mecklenburg-Vorpommern nehmen
eine solche Haltung vielleicht auch als Hamburger
Arroganz wahr. Davor mdchte ich warnen, denn
wir brauchen die Partner in Norddeutschland bei
vielen Fragen. Deshalb werbe ich dafir, sehr fair
und sehr anstéandig mit unseren Partnern und
Nachbarn umzugehen und nicht den Eindruck zu
erwecken, man kdnne nur in Hamburg wirklich le-
ben. Das ist auch in Mecklenburg-Vorpommern gut
moglich.

(Beifall bei der SPD)

In der lhnen vorliegenden Mitteilung des Senats
wird die Einrichtung ausfuhrlich dargestellt, und der
Senat ist davon Uberzeugt, dass die Flichtlinge in
Nostorf/Horst gut betreut und versorgt werden. Die
Qualitat der Aufnahmebedingungen in der Einrich-
tung dort ist deutlich weiterentwickelt und verbes-
sert worden. Das gilt insbesondere fir die Bil-
dungsangebote, die seit dem Jahreswechsel
2011/2012 den Kindern und Jugendlichen in der
Einrichtung zugutekommen und die in der Mittei-
lung des Senats im Einzelnen dargestellt werden.
Damit beantwortet der Senat zugleich das entspre-
chende birgerschaftliche Ersuchen vom 29. Mérz
dieses Jahres.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der
neuen Verwaltungsvereinbarung mit Mecklenburg-
Vorpommern sind diese zusatzlichen Bildungsan-
gebote vertraglich bindend verankert. Dartiber hin-
aus werden Hamburg Mitspracherechte bei der
Ausschreibung oder Anderung der Dienstleistungs-
vertrage mit den Betreibern der Einrichtung einge-
raumt. Damit sind erhebliche Fortschritte im Ver-
gleich zur schwarz-grinen Regelung erreicht wor-
den, Fortschritte, die Charakter und Angebot in No-
storf/Horst grundsatzlich verbessern. Hierflr sage
ich auch unseren Freunden und Partnern in Meck-
lenburg-Vorpommern, sei es der Landesregierung,
sei es meinem Kollegen Caffier oder auch den
Maltesern vor Ort, herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Allerdings waren bei der Zahl der Hamburg zur
Verfligung stehenden Unterbringungsplatze und
bei den Abrechnungsmodalitdten auch Zugestand-
nisse von Hamburger Seite zu machen. Da auf-
grund der bundesweit deutlich zunehmenden Asyl-
bewerberzugénge auch in Mecklenburg-Vorpom-
mern der Unterbringungsbedarf stark gestiegen ist,
ist die Zahl der in Hamburg von der Einrichtung
Nostorf zugesicherten Unterbringungsplatze kinf-
tig auf 200 Personen begrenzt. Dabei entspricht es
einer fairen Kostenteilung, dass Hamburg sich
kiinftig, bemessen nach diesen 200 Platzen, an
den belegungsunabhéngigen Fixkosten beteiligt.
Die Ubrigen Kosten werden aber weiterhin bele-
gungsabhangig und kalendertaglich abgerechnet
werden.

Der in der Mitteilung des Senats dargestellte Be-
darf ergibt sich jedoch im Wesentlichen nicht aus
diesen neuen Abrechnungsmodalitdten, sondern
aus den deutlich gestiegenen Zugangszahlen und
letztlich auch aus der bereits genannten Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts. Die Zahl der
Asylerstantragsteller hat sich bundesweit zwischen
2008 und 2011 von rund 22 000 auf gut
45 000 Menschen mehr als verdoppelt, und die
Tendenz ist deutlich steigend. Von Januar bis ein-
schlieRlich August 2012 ist gegeniiber dem Vorjahr
ein weiterer Anstieg um 18 Prozent festzustellen.
Dies belegt zum einen ein wesentlicher Beitrag,
den Deutschland im Allgemeinen und Hamburg im
Besonderen bei der Aufnahme von Schutzsuchen-
den aus aller Welt leistet. Es liegt aber zum ande-
ren auf der Hand, dass wir diese zusétzlichen Auf-
gaben auch gemeinsam stemmen mussen.

Ich erinnere an die Debatte wéhrend der letzten
Birgerschaftssitzung, als wir uns alle im Saal, Bir-
gerschaft und Senat, darin einig waren, dass wir
die moralische Verantwortung haben, diesen Men-
schen zu helfen, die vertrieben worden sind, die
aus Furcht vor Hunger, Armut und Gewalt ihre Hei-
mat verlassen haben. Das war vor genau zwei Wo-
chen Konsens in der Biirgerschaft. Das ist jetzt die
Umsetzung dessen, wie der Senat dieser Heraus-
forderung begegnen will. Und ich werbe um lhre
Zustimmung zu dem Vorschlag, den der Senat ge-
macht hat.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue
mich, dass wir uns mit allen in der Burgerschaft
vertretenen Fraktionen im Ziel einig sind, die Ein-
blrgerungen der ohne deutschen Pass dauerhaft
in Hamburg lebenden Menschen voranbringen zu
wollen. Ganz besonders freut mich auch der
messbare Erfolg, den wir dabei mit der Burger-
meisterkampagne erreicht haben. Die Briefaktion,
mit der der Erste Birgermeister Ende 2011 alle
nach Datenlage flr eine Einblrgerung in Betracht
kommenden Hamburgerinnen und Hamburger oh-
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ne deutschen Pass personlich anspricht, stof3t auf
eine erfreulich groRe Resonanz.

Frau Modller, ich interpretiere jetzt einmal Ihren Vor-
stol3, der von Herrn Yildiz unterstiitzt wurde, so,
dass vielleicht die Burgerschaft das Thema Daten-
schutzrecht noch einmal in die Hand nimmt, denn
es ist leider datenschutzrechtlich nicht méglich, dif-
ferenziertere Daten, die vorhanden sind, auch wirk-
lich zu nutzen. Wenn die Blrgerschaft uns in Zu-
kunft datenschutzrechtlich die Moglichkeit gibt, die
Daten gezielter zu verwenden, dann sind wir die
Letzten, die das als Senat nicht tun wirden. Aber
bisher war uns dies datenschutzrechtlich nicht
moglich. Ich begriRe aber die Initiative, entspre-
chend das Datenschutzrecht in dieser Frage wei-
terzuentwickeln, damit wir nicht undifferenziert an-
schreiben, sondern in Zukunft wirklich die Men-
schen anschreiben, die auch die Voraussetzungen
fur eine Einbirgerung erfillen. Das ist aber eine
Aufgabe des Parlaments.

(Beifall bei der SPD)

Ich freue mich auch, Frau Mdéller, dass wir gemein-
sam daran arbeiten werden, die richtigen Stell-
schrauben zu verandern. Diese Stellschrauben
sind eben nicht nur in Hamburg — in Hamburg wird
alles getan, was daflr notwendig ist —, sondern die
richtige Stellschraube sitzt, hangt oder taumelt in
Berlin. Und diese Stellschraube heif3t die Mehrheit
im Bundestag. Wir sind gemeinsam aufgefordert,
etwas zu tun, damit sich die Mehrheitsverhéltnisse
im Deutschen Bundestag verandern, um endlich
die Rahmenbedingungen zu schaffen, damit das
Auslander-, Zuwanderungs- und Einblrgerungs-
recht so entwickelt werden kann, wie es fir ein
modernes weltoffenes Land wie Deutschland not-
wendig ist. Das ist lhre und unsere gemeinsame
Chance.

(Beifall bei der SPD)

Die Steigerung der Beratungsgespréche ist bereits
angesprochen worden; dasselbe gilt auch fur die
entsprechenden Steigerungen bei den gestellten
Antragen. Es liegt auf der Hand, dass die entspre-
chend gestiegene Arbeitsbelastung in der Einbur-
gerungsbehdrde von den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern nicht aufgefangen werden kann, ohne
dass an anderer Stelle Liicken entstehen. So ging
die Zahl der abgeschlossenen Verfahren im Zeit-
raum Januar bis August 2012 um 8 Prozent zu-
rick, und die der vollzogenen Einbiirgerungen
sank leider um 5 Prozent, weil schlichtweg die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter Uberlastet sind.

Der Senat, und ich bin mir sicher, auch die Burger-
schaft, kénnen es doch nicht wollen, dass Men-
schen, die endlich Ja zu Hamburg und damit Ja zu
Deutschland sagen, die ihre Heimat hier gefunden
und sich zu Deutschland bekennen wollen, uner-
traglich lange auf ihre Einblrgerung warten mus-
sen. Deswegen ist es notwendig, dass die Antrage

schnell, ztigig und rasch nicht nur ordentlich bear-
beitet, sondern auch genehmigt werden. Das wol-
len wir tun, und dazu brauchen wir die Verstar-
kung, die wir heute beantragt haben.

(Beifall bei der SPD)

Das Ganze erfolgt mit neun Stellen, befristet bis
2015, damit die zusétzlichen Einbirgerungen, die
aufgrund unserer Einburgerungskampagne, der In-
itiative des Burgermeisters, zu erwarten sind, in
angemessener Zeit abgeschlossen werden kon-
nen. Und ich werbe daflir, dass Sie den vorge-
schlagenen Maf3nahmen des Senats zustimmen.
Ich glaube, es ist, auch in seiner Ausdifferenziert-
heit, ein ordentliches Paket, das wir lhnen heute
vorstellen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Senator. — Herr Yildiz hat das Wort.

(Jan Quast SPD: Er will sich entschuldigen,
das ist natiirlich angemessen!)

Mehmet Yildiz DIE LINKE: — Ich brauche mich
nicht fur etwas zu entschuldigen, das Realitat ist.

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Herr
Neumann, Sie missen mir nicht das Wort im Mund
umdrehen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sagt der
Richtige! — Jan Quast SPD: Jetzt hat er |h-
nen eine Bricke gebaut und Sie reil3en sie
wieder ein!)

Ich habe nicht gesagt, das Land Mecklenburg-Vor-
pommern sei nicht lebenswurdig, sondern die Un-
terkunft. Ich glaube, dass Sie die Unterkunft auch
kennen. Ich besuche diese Unterkunft seit 20 Jah-
ren, und die Lebensbedingungen haben sich fast
nicht verandert. Ab und zu wird einmal eine Klei-
nigkeit besser, aber das dient nicht den Flichtlin-
gen.

Diese Unterkinfte liegen in der Regel aul3erhalb
der Stadt, die Menschen haben keine Verbindung
zum gesellschaftlichen Leben. Und wenn sie dann
die Stadt besuchen wollen — wie Sie wissen, ha-
ben sie sehr wenig Taschengeld, das Essen be-
kommen sie vor Ort fertig geliefert —, dann kénnen
sie nicht einmal die Fahrkarte bezahlen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

Sie missen sich namlich entscheiden, ob sie mit
dem Bus ein- oder zweimal in die Stadt fahren
oder etwas unternehmen. Viele dirfen das nicht
wegen der Residenzpflicht. Sie dirfen auch nicht
jeden Ort in Mecklenburg-Vorpommern besuchen.
Oder sie missen sich Uberlegen, ob sie sich statt-
dessen Zigaretten kaufen, wenn sie rauchen. Es
ist also so, dass ich die Unterkunft meinte, aber
nicht das Land Mecklenburg-Vorpommern.
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Ich wirde lhnen allen Folgendes empfehlen. Es
gab letzte Woche einen Film in der ARD, wo einer
der Moderatoren 30 Tage in einer Unterkunft ver-
bracht hat. Diese Unterkunft — das will ich mit
Mecklenburg-Vorpommern auf keinen Fall verglei-
chen — war skandal6s. Das muss man sich einmal
anschauen. Aber welche Auswirkungen eine Un-
terkunft auf Menschen haben kann in einem Mo-
nat, das sollten Sie sich einmal anschauen, welche
psychischen Folgen und welche Krankheiten.

(Philipp-Sebastian Kihn SPD: Die Folgen
vorher sind sehr viel schlimmer als dieses!)

— Aber wir kdnnen diese psychischen Folgen min-
dern und die Menschen unterstiitzen. Wir miissen
nicht das Elend, das sie erlebt haben, hier mit an-
deren Dingen wie Ausgrenzungen verstéarken.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Jetzt reicht's
aber wirklich!)

Das ist mein Ansatz. Ich méchte, dass die Men-
schen zur Ruhe kommen, dass sie nicht weiter
gestresst und isoliert leben mussen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Meine
Damen und Herren! Es liegen mir keine weiteren
Wortmeldungen vor, dann kommen wir zur Abstim-
mung.

Die FDP-Fraktion mochte die Drucksache 20/5111
federfiihrend an den Haushaltsausschuss und mit-
beratend an den Innenausschuss tberweisen.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist damit
abgelehnt worden.

Dann beantragt die FDP-Fraktion weiter eine zif-
fernweise Abstimmung.

Zunéchst stelle ich fest, dass die in Ziffer 1 des Pe-
titums erbetene Kenntnisnahme erfolgt ist.

Wer méchte nun Ziffer 2 des Petitums annehmen?
—Gegenprobe. — Enthaltungen — Das ist mit Mehr-
heit angenommen worden.

Wer mochte Ziffer 3 des Petitums beschlieRen?
—Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist damit
ebenfalls beschlossen worden.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. — Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das ist nicht der Fall.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? —Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist damit auch in zwei-

ter Lesung und somit endgultig beschlossen wor-
den.

Die in Ziffer 4 aufgefuhrten Veradnderungen werden
den Beratungen des Haushaltsplan-Entwurfs
2013/2014 zugrunde gelegt.

Den Senatsantrag méchte die SPD-Fraktion nun
nachtraglich federfihrend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an den Innenausschuss
Uberweisen.

Wer stimmt diesem Uberweisungsbegehren zu?
—Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist damit be-
schlossen worden.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 30 auf, Drucksa-
che 20/5255, Antrag der CDU-Fraktion: Transpa-
renz bei Schulbau Hamburg.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Transparenz bei Schulbau Hamburg
— Drs 20/5255 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/5364 ein An-
trag der Fraktion DIE LINKE vor.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Transparenz bei Schulbau Hamburg
— Drs 20/5364 -]

Beide Drucksachen moéchte die CDU-Fraktion fe-
derfiihrend an den Haushaltsausschuss und mitbe-
ratend an den Schulausschuss lberweisen. Wer
wiinscht das Wort? — Herr Heinemann wiinscht es
und hat es.

Robert Heinemann CDU: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Wir erleben in diesen Tagen
leider ein zunehmendes Chaos beim Schulbau.
Taglich gibt es neue Widerspriche zwischen der
Finanzbehorde und der Schulbehérde. Die Finanz-
behdrde gibt uns eine Drucksache. Darin steht,
man wolle die Flachen bei Hamburgs Schulen um
10 Prozent reduzieren. Dann steht es in den Zei-
tungen und die Schulbehérde ruft ganz hektisch
die Journalisten an und sagt, das stimme alles
Uberhaupt nicht. 10 Prozent Abbau, 10 Prozent Zu-
bau — das mache Null. Dann sagt die Finanzbehor-
de wieder, das stimme nicht, 10 Prozent weniger
seien es am Ende. Vielleicht sollte man sich vorher
darUber unterhalten.

(Beifall bei der CDU)

Dann kommt das Thema Container. Wir fragen im
Ausschuss nach — Frau Heyenn war auch dabei —,
ob die Gelder, die fur Container eingestellt worden
sind, fur zusétzliche Container gedacht seien oder
ob man damit bisher angemietete Container erset-
zen wolle. Klare Antwort von Schulbau Hamburg:
Das seien alles zusatzliche Container. Gestern
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wiederum sagte der Sprecher der Schulbehérde
nein, man wolle damit Container ersetzen. Auf3er-
dem seien auch noch Mietzahlungen darin enthal-
ten. Mietzahlungen in den Investitionskosten, ich
glaube, da kann irgendjemand in der Schulbehor-
de nicht mit Zahlen umgehen.

(Beifall bei der CDU - Dietrich Wersich
CDU: So sieht ordentliches Regieren aus!)

Herr Senator, Sie haben gerade in der Pressekon-
ferenz sehr weise gesagt, dass Sie kein Bauexper-
te seien, und das merkt man. Das Problem ist lei-
der nur, dass Hamburgs Schulen darunter leiden.
Ich habe den Eindruck, aus lhrer Behérde hat nie-
mand, wirklich niemand, der ein bisschen Ahnung
vom Bau und vielleicht auch noch von Padagogik
hat — dies ware auch hilfreich —, einmal tber die
Drucksache der Finanzbehorde geschaut, sondern
die Finanzbehdrde hat ganz einsam mit einigen
Betriebswirten eine wunderbare Drucksache erar-
beitet, die streng 6konomische Milchmadchenrech-
nungen aufmacht. Es hat leider niemand aus Ihrer
Behorde einmal gefragt, wie es in der Praxis in den
Schulen aussieht und wie heute Schulen arbeiten.

(Beifall bei der CDU und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Zu dem Chaos gehéren dann auch die 750 Millio-
nen Euro Abschreibungen auf die Schulgebaude,
die mal so eben vorgenommen wurden. Ich habe
am Montag endlich einmal ein paar detailliertere
Zahlen bekommen. Ich konnte zugegebenerma-
Ren seit Montag noch nicht alle 400 Schulen
durchprufen. Von daher habe ich mit der Schule
angefangen, in der ich mein Abitur gemacht habe.
Ich habe festgestellt, dass im feinsten Othmar-
schen die Grundsticksflache 242 Euro pro Qua-
dratmeter kosten soll. Das finde ich schon recht
glnstig. Spannender war noch, dass Sie den bis-
herigen Wert der Schule, Gymnasium Hochrad,
von 6,6 Millionen Euro abgeschrieben haben auf
null. Das heif3t, die Schule — sie steht Ubrigens
noch da — ist nichts wert. Nun kann man sagen, sie
ist vollig marode und hat definitiv einen Sanie-
rungsbedarf — aber sie funktioniert ja noch. Nun
kénnte man sich fragen, was jetzt passiert. Sie ha-
ben gesagt, Sie wollen alle Schulen mit dem Sta-
tus 5 und 6 abreif3en und neu bauen.

Wenn man in Ihre Schulbauplanungen schaut, gibt
es beim Gymnasium Hochrad keinen Abriss, son-
dern Zubauten und Sanierungen flr insgesamt
4,1 Millionen Euro. Das heif3t, Sie haben 6,6 Millio-
nen Euro abgeschrieben und investieren jetzt
4,1 Millionen Euro fir Zubauten und Sanierungen
und haben dann wieder eine wunderbare Schule.
Welchen Wert haben wir dann eigentlich? Wahr-
scheinlich 4,1 Millionen Euro, auf 6,6 Millionen
Euro kommen Sie nicht mehr. Und auf den Wert ei-
ner ganzen Schule, die schnell einmal bei 20 oder
30 Millionen Euro liegt, kommen Sie Uberhaupt
nicht. Diese Rechnung kann niemand nachvollzie-

hen. Sie haben nachher ein Investitionsvolumen
von 450 Euro fir den Quadratmeter, das ist super.
Fir 450 Euro pro Quadratmeter haben Sie eine
neue Schule gebaut, jeweils nach den entspre-
chenden Werten.

(Beifall bei Dietrich Wersich CDU)
Das miissen Sie uns einmal vorrechnen.
(Beifall bei der CDU)

Ich habe die Rechnerei einmal weiterbetrieben.
Schulbau Hamburg sagt, 12 Euro Brutto-Warmmie-
te abziglich 3 Euro Betriebskosten, abziglich
1,50 Euro Instandhaltung mache 7,50 Euro Net-
to-Kaltmiete. 7,50 Euro Netto-Kaltmiete auf die
9000 Quadratmeter am Gymnasium Hochrad
macht 810 000 Euro Miete im Jahr. Gesamtwert
kinftig: 5,9 Millionen Euro Grundstuck plus 4,1 Mil-
lionen Euro Gebaude, das macht 10 Millionen
Euro. Das ergibt eine Rendite von 8,1 Prozent. Ich
sage lhnen eines: Ich kaufe das Ding.

(Beifall bei der CDU und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Ich kaufe auch noch mehr. ArnkielstraRe, mitten in
Altona, schon gelegen, die Schule hat 13 Euro
Grundstlickswert pro Quadratmeter. Gerritstral3e,
St. Pauli, toll gelegen, auch 13 Euro Grundsticks-
wert, wobei ich mich da etwas anderes gefragt ha-
be. Angeblich besitzen Sie dort 77 000 Quadrat-
meter, das sind ungeféahr 250 mal 250 Meter. Ich
habe das Grundstiick dort nicht gefunden. Viel-
leicht schauen Sie einmal nach, wo es liegt und
geben mir Bescheid, denn auch das Ding kaufe ich
gern.

(Beifall bei der CDU — Dietrich Wersich
CDU: Dann brauchst du dich doch nicht
mehr in der Birgerschaft abzumiihen!)

Ehrlich gesagt weil3 ich nicht, wer dort auf welcher
Datengrundlage welche Berechnungen angestellt
hat. Deshalb ist es ganz wichtig, dass wir Transpa-
renz bekommen. Zu dieser Transparenz, Herr Se-
nator, gehdrt auch noch etwas anderes.

Die Burgerschaftsprasidentin hat freundlicherweise
am 4. September den Ersten Blrgermeister darum
gebeten, endlich einmal meine Anfrage von Ende
August zu beantworten. Mittlerweile sind fast drei-
mal acht Tage vergangen. Es ware an der Zeit,
dass Sie mir jetzt einmal die Daten zukommen las-
sen, die ich damals abgefragt habe.

(Beifall bei der CDU — Roland Heintze CDU:
Die rechnen noch!)

— Vielleicht werden noch die Plausibilitaétschecks
gemacht, wéare auch mal was.

Nun wollen wir die Transparenz nicht nur haben
um unserer selbst willen, damit wir unserer Oppo-
sitionsarbeit nachgehen kdnnen, sondern es geht
um etwas ganz anderes. Wenn Sie sich Ham-
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burg-Sid anschauen, 2006, da hat der CDU-Senat
Folgendes gemacht: Wir haben ein Ingenieurbiro
beauftragt, ganz konkret zu ermitteln, welche Sa-
nierungsbedarfe es an den einzelnen Schulen gibt.
Es wurde alles begutachtet und das hat dazu ge-
fuhrt, dass nachher die Sanierungskosten auch
eingehalten wurden. Da hat man zum ersten Mal
im offentlichen Bereich gebaut, ohne dass die Kos-
ten Uberschritten wurden. Man hat es geschafft,
weil man sich vorher ordentlich Arbeit gemacht hat,
die Kosten entsprechend einzuhalten.

Was passiert nun hier, obwohl Herr Krupp und
auch lhr Birgermeister angetreten sind, endlich die
Kosten im offentlichen Bau einzuhalten? Hier war
angedacht, genau die gleiche Begutachtung zu
machen. Das hat Herr Krupp abgelehnt, er wollte
eine solche Begutachtung nicht. Offensichtlich wol-
len Sie nicht, dass man dort hineinschaut. Obwohl
Sie keine Daten haben, obwohl die Datengrundla-
ge offensichtlich so miserabel ist, haben Sie auf
100 000 Euro genau die Sanierungsbedarfe ge-
plant. Das wird dazu fiihren, dass diese Betrage
natdrlich nicht eingehalten werden. Es wird dazu
fuhren, dass es Verschiebungen geben wird. Es
wird dazu fihren, dass man Nachtrdge machen
muss. Es wird dazu fuhren, dass es Verzdgerun-
gen gibt. Und gerade diese Verzégerungen kon-
nen wir uns im Schulbau wirklich nicht mehr leis-
ten.

(Beifall bei der CDU und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Deshalb habe ich die herzliche Bitte, heute unse-
ren Antrdgen zuzustimmen. Stimmen Sie auch den
Antrdgen der Links-Fraktion zu, damit wir ein
bisschen mehr Transparenz bekommen, und dann
sollten wir dringend im Schulausschuss dariber
beraten. Es sind namlich nachher Ihre Kostenstei-
gerungen und lhre Verzdgerungen, und dann sollte
Ihnen auch im Interesse der Schulen daran gele-
gen sein, dass auf verninftiger Datengrundlage
endlich verninftig geplant wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dora Heyenn

DIE LINKE)
Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Heinemann. — Das Wort hat Herr
Quast.

(Dietrich Wersich CDU: Jetzt erklart er uns,
weil der Finanzsenator nicht da ist, wie es
wirklich war!)

Jan Quast SPD:* Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Herr Heinemann, Sie haben eben
noch einmal ganz deutlich gezeigt, warum Schul-
bau bisher in Hamburg nicht weitergekommen ist
und nicht funktioniert hat, namlich weil Sie in lhrem
innersten Herzen ein Bilanzbuchhalter sind, der

sich in Zahlen suhlt, und dariiber versaumt, das
Vorhaben der Schulsanierung einmal anzugehen.

Worum geht es eigentlich? Es geht darum, den Sa-
nierungsstau an den Hamburger Schulen zu behe-
ben, Zubaubedarfe zu realisieren und die laufende
Instandhaltung sicherzustellen.

(Beifall bei der SPD — Dietrich Wersich CDU:
Nehmen Sie dem Senator die Zahlen ab, die
er vorgelegt hat?)

Daflir macht der Senat Schulbau Hamburg jetzt fit,
und der Partner, den Sie eben noch einmal als
kompetent beschrieben haben, GWG-Gewerbe,
kommt mit an Bord. Ich glaube, auf dieser Basis
wird ein echtes Mieter-Vermieter-Modell geschaf-
fen mit klaren Verantwortlichkeiten und Zustandig-
keiten. Das sind alles Dinge, an denen es bisher
gemangelt hat, alles, was dazu beigetragen hat,
dass wir im Schulbau und in der Schulbausanie-
rung bislang nicht weitergekommen sind.

Dieses Mieter-Vermieter-Modell ist die Vorausset-
zung fir einen effizienten Mitteleinsatz, der sicher-
stellt, dass die Mittel auch dort ankommen, wo sie
gebraucht werden: fur Sanierung und fir Neubau.
Die Schulbehérde hat gemeinsam mit Schulbau
Hamburg auf Basis eines Schulentwicklungsplans
und auf Basis der baulichen Gegebenheiten vor
Ort ein langfristiges Sanierungs- und Neubaupro-
gramm definiert und vorgelegt.

(Dietrich Wersich CDU: Aber die Rede ha-
ben wir neulich schon gehért, die hat doch
damit nichts zu tun! Die hat Herr Tschent-
scher vorgetragen!)

Dieser Rahmenplan hat Modellcharakter, der mit
den Schulleitungen besprochen wird und der auch
vor Ort mit Lehrern, Eltern und Schiilerschaft verifi-
ziert wird. Das ist ein &ufRerst transparentes Ver-
fahren. Ihre Behauptung, das Verfahren sei nicht
ausreichend transparent, ist absoluter Quatsch.
Die Beratungen, die wir im Haushaltsausschuss in
der letzten Woche gefihrt haben, die 73-seitige
Anlage zu lhrer Schriftlichen Kleinen Anfrage, zei-
gen doch eines ganz deutlich: Transparenz ist da,
Transparenz wird vom Senat gelebt, und Transpa-
renz wird sich fortsetzen, wenn wir im Schulaus-
schuss und im Haushaltsausschuss die Drucksa-
chen zur Grindung des Landesbetriebs erneut be-
raten werden. Dort haben Sie die Moglichkeit, dar-
Uber zu diskutieren.

Aber in Wirklichkeit geht es lhnen gar nicht darum,
Schulen in Hamburg zu sanieren und zu erneuern
nach den Bedarfen, die da sind. lhnen geht es dar-
um, aus dem Klein-Klein der Datenlage zu versu-
chen, dem Senat Steine in den Weg zu legen, an-
statt dazu beizutragen, dass der Schulbau in Ham-
burg vorankommt.

(Beifall bei der SPD)
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Wahrend es 2008 noch in Ordnung war, wie Sie in
Ihrer Grindungsdrucksache zum Schulbau Ham-
burg ausgefuhrt haben, dass eine exakte, gebau-
debezogene Ermittlung der Instandhaltungsstaus
noch nicht stattgefunden hat, kritisieren Sie heute,
dass man an dieser Stelle weitergekommen ist und
man |hnen mittlerweile sogar detailliert dargelegt
hat, wie dieser Sanierungsstau eingeschatzt wird.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Heinemann?

Jan Quast SPD: Natirlich, von Herrn Heinemann
immer.

Zwischenfrage von Robert Heinemann CDU:
Lieber Kollege, haben Sie meiner Rede zugehort?

Jan Quast SPD (fortfahrend): Ich habe lhnen trotz
Ihrer kleinteiligen Buchhaltungsvorlesung zugehort.
Aber ich frage mich, ob Sie eigentlich, bevor Sie
die Rede heute gehalten haben, noch einmal reka-
pituliert haben, was Ihnen letzte Woche im Haus-
haltsausschuss zwei Stunden vom Senat dargelegt
wurde. Ich habe den Eindruck, das war nicht der
Fall.

(Beifall bei der SPD und bei Anja Hajduk
GRUNE - Dietrich Wersich CDU: Kann es
sein, dass Sie noch selber denken?)

— Ich weild nicht, Herr Wersich, ob Sie noch selbst
denken. Ich frage mich vor allen Dingen, was Sie
in der letzten Legislaturperiode gemacht haben.
Offenbar haben Sie jedenfalls eines nicht gemacht:
Selbst in der kurzen Zeit, in der Sie Schulsenator
waren, haben Sie nicht dazu beigetragen, dass die
Schulen einen besseren Zustand erreicht haben.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Hamburg will fiir den
Schulbau, fur Neubau und Instandsetzung bis
2020 2 Milliarden Euro investieren. Das sind gut
250 Millionen Euro pro Jahr. Das ist eine gute
Nachricht fir Hamburg, und das ist eine Nachricht,
die bei den Eltern, Schilern und Lehrern in Ham-
burg angekommen ist. lhre kleinteilige Auseinan-
dersetzung, die nur dazu dient, das schlechtzure-
den, was an Gutem jetzt passiert, wird das nicht
aufhalten.

(Beifall bei der SPD — J6rg Hamann CDU:
Das ist unter Inrem Niveau, Herr Kollege!)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Quast. — Das Wort hat Frau Hajduk.

Anja Hajduk GRUNE: Sehr geehrter Herr Préasi-
dent, meine Damen und Herren! Das Schulbauthe-

ma ist in der Tat in der vergangenen Woche aus-
gesprochen ausgiebig im Haushaltsausschuss be-
raten worden, auch dank des Kollegen Heintze. Ich
fand, das war eine sehr wichtige Beratung. Dazu
kam, dass wir zu dieser Beratung sehr kurzfristig
und sicherlich nicht mit geniigend zeitlichem Vor-
lauf — aber wir haben noch Zeit — die entsprechen-
den Drucksachen seitens des Senats dort anbera-
ten konnten.

Ich muss aber sagen, Herr Heinemann, dass eini-
ge lhrer Vorwirfe den Antworten im Ausschuss
nicht mehr standhalten. Wir haben uns selbstver-
standlich mit der Thematik befasst, was es eigent-
lich heifdt, wenn in der Drucksache steht, man ge-
he davon aus, mit 10 Prozent weniger Flache aus-
zukommen. Das ist eine Fragestellung, der man
aus schulpolitischer oder auch aus 6konomischer
und haushaltspolitischer Sicht nachgehen muss.
Die Antwort der Mitarbeiter war — ich habe diese
Frage dort auch gestellt —, dass sie sehr differen-
ziert gesagt haben, bei welchen alten eingeschos-
sigen Schulbauten aus den Sechzigerjahren sie
sich vorstellen kdnnten, durch Neubauten und Sa-
nierung auch Flachen zu erschlieRen, und die zeit-
liche Perspektive ging bis 2028. Das war die Ant-
wort auf die Frage, in welchem Korridor wir denn
mit diesen 10 Prozent weniger FlAche umgehen
mussen.

Ich habe nach dieser ersten Beratung kein ab-
schlieBendes Urteil, aber die Situation dramatisie-
ren kann eigentlich nur, wer diese Antwort nicht
wahrgenommen hat. Und ich fand schon, dass der
Senat vom Grundsatz her auch auf die Frage ein-
gegangen ist, wie er mit der neuen Bewertung um-
gegangen und zu diesen Abschreibungen gekom-
men ist.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Nee, nee, Uber-
haupt nicht!)

Sie kénnen natirlich sagen, Sie fanden es nicht
Uberzeugend, dass die Sachwertmethode ange-
wendet wurde statt vielleicht einer anderen Metho-
de mit Ertragswert. Ich weil3 nicht, ob das lhre
Prioritat ware. Wir mussten aber doch damit rech-
nen, dass noch einmal eine detaillierte Bewertung
vorgenommen wird. Der Senat hat gesagt, dass er
das objektbezogen nach diesem und jenem Ver-
fahren gemacht hat, und deswegen kann ich
— auch nach Ihren Ausfuhrungen heute — noch
nicht erkennen, welche politische Folge Sie denn
jetzt aus dieser Neubewertung ziehen. Ich habe
das Gefihl, dass es eine fundiertere ist als vorher,
was keine Kunst ist, weil ich auch weil3, unter
welch knappem Zeitbudget wir damals das Son-
dervermdgen gegrindet haben. Deswegen kann
ich vom Grundsatz her nicht nachvollziehen, dass
Sie diesen Vorwurf aufrechterhalten, ohne auf die
Einzelheiten einzugehen.

Ich will noch zwei Sachen sagen, die uns Griinen
wichtig sind.
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(Dietrich Wersich CDU: Aber wozu ist denn
eine ungenaue Schéatzung gut?)

— Ich sehe es nicht als Beleg an, Herr Wersich,
dass diese Schatzung so ungenau ist, wie Sie es
hier darstellen. Ich fand die Beschreibung erst ein-
mal relativ plausibel; wir kénnen da unterschiedli-
che Auffassungen haben.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Allerdings!)

Dann mochte ich noch einen weiteren Punkt an-
fuhren, der mir wichtig ist. Wir haben bei dieser
ganzen Fragestellung, wie wir mit dem Schulbau
umgehen, auch zu bewerten, dass der Senat eine
Umstrukturierung vorschlagt. Ich empfinde vom
Grundsatz her die Entflechtung der Aufgaben des
reinen Vermégenstragers und der entsprechenden
immobilienwirtschaftlichen Dienstleistung eher als
eine Starkung dieser Mammutaufgabe. Es ist ei-
gentlich auch die Fortsetzung und sinnvolle Weiter-
entwicklung einer Grundidee, die die Vorgangerre-
gierung richtig angestol3en hatte.

Bei der Diskussion am vergangenen Donnerstag
im Haushaltsausschuss war mir besonders wichtig,
dass der Finanzsenator auch Stellung dazu bezo-
gen hat, was es eigentlich bedeutet, wenn eine ob-
jektbezogene Miete eingefuhrt wird. Mir war es
wichtig, die Antwort zu erhalten, dass wir uns keine
tibermaRige Okonomisierung der Schulpolitik ein-
handeln, denn in einer Drucksache im Frihling
wurde das Ziel beschrieben, dass zukunftig jeder
Flachen- und Ausstattungsmehrbedarf Kosten und
damit Mieterh6hungen auslésen wirde, was dann
im Gesamtbudget der BSB ausgesteuert werden
musste. Mehrbedarfe bei der Miete wirden also
Einsparungen im Schulbudget an anderer Stelle
erforderlich machen, und dann wurde auch noch
von moglichen Personalkosten in diesem Zusam-
menhang gesprochen. Ich bin froh, dass Herr
Dr. Tschentscher klargemacht hat, dass das keine
Personalkosten sind, die den padagogischen Be-
reich betreffen, sondern dass es rein um den im-
mobilienwirtschaftlichen Sektor geht. Die Grundi-
dee einer objektbezogenen Miete ist sinnvoll, aber
sie darf nicht zu einer Okonomisierung der Schul-
politik filhren. Dies muss auch fiir die Schulen leist-
bar sein; so muss das ausgestaltet werden.

Fazit: Diesen groRRen, flachendeckenden Verbes-
serungsbedarf im Schulbau Hamburg umzusetzen,
ist sowieso und fir jede Regierung eine schwierige
Aufgabe. Wir wollen das kritisch begleiten. Einige
Punkte in den neuen Drucksachen sehen wir tat-
séachlich als Fortschritt an. Wir finden es aber auch
richtig, mit dem Antrag der LINKEN die notwendige
Transparenz herzustellen. Insofern, liebe Kollegin
Heyenn und lieber Herr Heinemann, werden wir
dem Antrag der LINKEN in jedem Punkt zustim-
men, weil wir diese Fragen auch noch fur offen hal-
ten, bei dem Antrag der CDU werden wir uns aber
enthalten, weil wir das bei den Punkten mit der Zu-
stimmung und der Notwendigkeit differenzierter se-

hen. In diesem Sinne hoffe ich, dass wir die Debat-
te ein Stiick weiter voranbringen, aber ich bin aus
Oppositionssicht bei Vorlage der Drucksachen ein
bisschen optimistischer als der kritische Herr Hei-
nemann. — Schénen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Hajduk. — Das Wort hat Frau von Treu-
enfels.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Herr Senator Ra-
be, bevor Herr Heinemann samtliche Schulen auf-
kauft, wirde ich mich gerne noch einmal an Sie
wenden. Sie hatten in Sachen Schulbau eigentlich
nur den Sprung Uber die Elbe wagen missen.
Dann hatten Sie in Harburg gesehen, dass es
einen erfolgreichen Ansatz zur Uberwindung des
beklagenswerten Zustands — da sind wir uns, glau-
be ich, einig — Hunderter Hamburger Schulgebau-
de gibt: das allgemein bekannte Modell Hamburg
Sud, mit dem in Harburg eine Reihe, aber natirlich
langst noch nicht alle Schulgebaude sehr gut und
schnell saniert worden sind. 2007 hatte immerhin
ein CDU-gefuhrter Senat endlich damit begonnen,
das Problem Schulbau verniinftig anzugehen mit
einer Begutachtung der Geb&udezustéande, mit ei-
nem Abgleich zum Schulentwicklungsplan, also im
Kern den zu erwartenden Schilerzahlen kommen-
der Jahre, und mit einer offentlich-privaten Partner-
schaft zur SAGA GWG, die ubrigens von den
GRUNEN und auch Teilen der SPD damals, wenn
ich mich erinnere, als Privatisierung der Schulge-
baude denunziert wurde — aber das nur nebenbei.
Dieses Erfolgsmodell hat Schwarz-Griin dann auf
dem Papier weiterbetrieben, aber eben leider nur
hier. In seliger Erwartung der Primarschuleinheits-
schule, ich muss es noch einmal erwéhnen, wurde
de facto zwischen 2008 und 2010 weit weniger un-
ternommen, als dringend erforderlich gewesen wa-
re. Und zu allem Uberfluss haben Sie, Herr Sena-
tor Rabe, jetzt gut anderthalb Jahre gebraucht, um
sich mit diesem wirklich wichtigen Thema in der
Tiefe zu befassen. Sie haben die Geschéftsfuh-
rung von Schulbau Hamburg ausgewechselt,

(Anja Hajduk GRUNE: Das war richtig!)

wir werden sehen, ob das etwas bringt und was es
bringt. Sie haben die Ausschreibung fur eine stadt-
weite baufachliche Untersuchung aller sanierungs-
bedirftigen Schulgebédude gestoppt, wo wir jetzt
schon sehen, dass dies Uberhaupt nicht sinnvoll
war. Und Sie haben ruckwirkend zum letzten Jah-
resende fast 750 Millionen Euro schwere Sonder-
abschreibungen auf die Gebaude von Schulbau
Hamburg vorgenommen.

Um einmal mit dem letzten Punkt zu beginnen: lhre
nachtraglichen Erklarungen im Haushaltsaus-
schuss dazu fanden wir etwas hanebiichen. Ohne
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klar zu benennen, wie die Bewertung durchgefihrt
wurde, hie es lapidar, der Wert sei anhand des
Sachwertverfahrens ermittelt worden, das habe ei-
ne Genauigkeit von 80 Prozent, die restlichen
20 Prozent wirden in den néchsten Jahren an-
hand eines sogenannten Geb&udescans ermittelt.
Das heil3t konkret, der Wert des Anlagevermdgens
von Schulbau Hamburg kann noch einmal um
mehrere Hundert Millionen Euro nach oben oder
unten schwanken. Das hat fir uns nichts mit Ge-
nauigkeit zu tun, sondern man kdnnte es auch Au-
genwischerei nennen.

So ahnlich verhalt es sich mit dem Stopp der bau-
fachlichen Untersuchungen, meinem zweiten
Punkt. Statt externe Fachleute ihre Arbeit tun zu
lassen, wird jetzt nach dem 80/20-Prinzip wieder
Uber den Daumen gepeilt. Statt im Abgleich mit
kommenden Schiilerstromen oder wachsenden
Stadtteilen ernsthaft zu planen, haben Sie uns
einen kriterienfreien sogenannten Rahmenplan
prasentiert. Dieser erklart nichts, sondern listet nur
Zahlen und Flachen auf und lasst deshalb Raum
fur Spekulationen. Wir haben es schon einmal ge-
sagt, aber ich wiederhole es gerne noch einmal:
Warum soll die eine Schule so intensiv erneuert
werden, die andere genauso baufallige aber nicht?
Herr Senator Rabe, das ist ein hdchst unkluger
Umgang mit einem so wichtigen Thema. Sie soll-
ten kliiger sein im Umgang mit den Birgern und
wirkliche Transparenz Uber lhre Bauprioritaten her-
stellen.

Damit bin ich bei meinem dritten Punkt: Statt offen
zu den nétigen Umstrukturierungen bei Schulbau
Hamburg zu kommunizieren, wird halbherzig an
Strukturen herumgedoktert und werden Stellen
und Personal verschoben. Statt Schulbau Ham-
burg gleich in SAGA und GWG Gewerbe zu inte-
grieren und deren Erfahrung zu nutzen, wird die
Staatsbirokratie gestarkt und ein neuer Landesbe-
trieb gegrindet. Und erst jetzt, am Ende dieses in-
transparenten Hin und Her, wollen Sie vor Ort mit
den Schulen reden. Das ist das klassische Bei-
spiel, wie man das Pferd von hinten aufzaumt. Die
Betroffenen dirfen am Ende noch ein paar Worte
zu lhren fur uns nicht nachvollziehbaren Zahlen sa-
gen, und ansonsten entscheidet die SPD-Burokra-
tie.

Herr Senator Rabe, so wie Sie an diesem 2-Milliar-
den-Euro-Projekt herumdoktern, wird es keine
stadtweite Akzeptanz fur Ihr Vorhaben geben. Sie
sollten sich einen Ruck geben und jene Transpa-
renz im Schulbau wieder herstellen, die zumindest
in Teilen Harburgs bis 2008 zum Erfolg gefihrt hat.
Aus diesen Grinden stimmen wir den Antragen
der CDU und der LINKEN zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Roland Heintze
CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau von Treuenfels. — Das Wort hat Frau
Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Vor drei Jahren wurde in der
Birgerschaft leidenschaftlich dariber diskutiert, al-
le Bauabteilungen der Behdrden zusammenzufas-
sen und der Finanzbehérde zu unterstellen und
endlich die Schulen in Hamburg zu sanieren, zu
modernisieren und die Neubauten zligig voranzu-
bringen. Versprochen wurde ein effizienter Landes-
betrieb, der schneller und kostengunstiger die Pro-
bleme beseitigen sollte. Das hat, wie wir heute
schon mehrfach gehdért und in der Vergangenheit
diskutiert haben, nicht geklappt. Schulbau Ham-
burg war nicht einmal in der Lage, die bereitgestell-
ten Gelder zu verbauen. Die Proteste von Lehrern
und Eltern wurden immer lauter und die Zahl der
mobilen Klassenzimmer wurde immer gréf3er. Die
Container werden durch die Pippi-Langstrumpf-
Farbe auch nicht zu Villen, und von Palasten, zu
denen der Birgermeister die Schulen gerne ma-
chen wollte, ist der Senat Lichtjahre entfernt. Nun
soll Schulbau Hamburg wieder aufgeteilt werden:
in den Landesbetrieb Dienstleistungen als eigen-
stéandiger Dienstleister fir Bau und Bewirt-
schaftung von Schulimmobilien, und das Sonder-
vermogen wird dem Immobilienmanagement der
Finanzbehorde zugefihrt. Das Ziel sollen bessere
Kostentransparenz, bessere Kostenverantwortung,
bessere Dienstleistungsqualitdt und bessere Kun-
denorientierung sein. Mir kommt das sehr bekannt
vor. Mit Kunden sind die Mieter gemeint und das
sind die Schulen.

Wir fuihren in Hamburg offenkundig nicht nur ein
neues Haushaltswesen ein, sondern der Senat ist
auch sehr kreativ, was neue Rechenarten betrifft.
Der Wert der Schulgrundstiicke und der Schulbau-
ten wurde rickwirkend um tber 740 Millionen Euro
abgeschrieben, aber die Mieten sind nicht anna-
hernd im gleichen Maf3e gesunken. Nun sollen ob-
jektbezogene Mieten eingefiihrt werden, und auf
die Frage im Haushaltsausschuss, was denn pas-
siere, wenn gebaut wird, wurde gesagt, wenn es
eine Wertverbesserung gebe, dann missten natr-
lich auch die Mieten steigen. Ich stelle fest, dass
die Mieten irgendwie immer steigen. Die Begrin-
dung in einer Drucksache heif3t — ich zitiere —:

"Die Miete dient auf der Mieterseite zur Be-
urteilung und Priorisierung von Bedarfen."

Ich habe nachgefragt, was das heif3t, denn ich ver-
stehe das jedenfalls nicht, und der Senat konnte
es in der Haushaltsausschusssitzung auch nicht
erklaren. Ich teile Ihre Auffassung ausdriicklich
nicht, Frau Hajduk, dass dort detailliert erklart wor-
den sei, wie die einzelnen Grundstiicke behandelt
werden sollen und wo was abgerissen werden soll.
Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses mus-
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ste selbst dreimal nachfragen und wir haben keine
Antworten bekommen. Ich weil3 nicht, wie Sie zu
Ihrer Einschatzung kommen. Ich teile sie jedenfalls
nicht, obwohl ich dies sonst haufig tue.

Hinter dieser Definition, dass die Miete den Bedar-
fen und dem Potenzial zu entsprechen hat, steht
fur mich ganz einfach, dass, wenn Schulbau Ham-
burg einen héheren Finanzbedarf hat, dann auch
die Mieten steigen; das ist der Grund. Man hat hier
nicht das klassische Mieter-Vermieter-Verhaltnis,
sondern es geht einfach darum, wie viel Geld der
Sonderbedarf braucht, und dann wird eben die
Miethéhe danach bestimmt; so geht das aber
nicht.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Deshalb hat DIE LINKE einen Zusatzantrag zum
CDU-Antrag eingebracht, in dem wir unter ande-
rem fordern, die Berechnungsgrundlagen fir die
Mieterhdhungen der Birgerschaft vorzulegen, und
zwar detailliert.

In der Mitteilung des Senats zur Neuausrichtung
von Bau und Bewirtschaftung der staatlichen
Schulimmobilien schimmert Giberall durch, dass der
Verkauf von Schulgelande und Schulgebduden
einen hoheren Stellenwert bekommt. Wer zwi-
schen den Zeilen lesen kann, der kann das lesen.
Die Rede ist, Sie haben es angesprochen, von ei-
ner Flachenoptimierung von ungefahr 10 Prozent,
und zwar unter Beibehaltung eines Flachenpuffer-
volumens von noch einmal 10 Prozent. Das macht
dann schon einmal 20 Prozent. Diese Flachen, die
dann nicht mehr gebraucht werden oder als Puffer
abgestolRen werden konnen, sollen anderweitig
verwertet werden. Deshalb fordern wir, dass eine
anderweitige Verwertung von Schulgrundstiicken
und Schulgebauden der Bulrgerschaft vor einer
endglltigen Entscheidung zur Kenntnis gegeben
wird, weil Schulen ein hochsensibler Bereich sind
und wir einen Ausverkauf von Schulgeléande nicht
mitmachen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Robert Hei-
nemann CDU und Dr. Stefanie von Berg
GRUNE)

Unter der Uberschrift "Wirtschaftlichkeit und Vor-
teilhaftigkeit — Kosten- und Nutzenanalyse" erfahrt
man zur Griindung eines Landesbetriebs Immobili-
enmanagement und Grundvermégen — ich zitie-
re —

"Zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit wurde
von einer Unternehmensberatung ein Kos-
tenvergleich angestellt."

— Zitatende.

Ein Absatz aus diesem Gutachten wurde zitiert,
und im Haushaltsausschuss wurde, nachdem wir
nachgefragt hatten, darlber hinaus angeboten,
weitere Ausziige zu verdffentlichen. Damit geben
wir uns von der LINKEN nicht zufrieden, und des-

halb beantragen wir, die Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit der Birgerschaft in Ganze zur Kennt-
nis zu geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt noch viele offene Fragen, zum Beispiel,
wer die Mietstreitigkeiten regelt, wer entscheidet,
ob ein Schulgelande anderweitig vermietet, ver-
pachtet oder verkauft wird, ob die Schulgremien
ein Wort mitzureden haben oder nicht, welche Fol-
gen es hat, wenn das Gesetz wie folgt gedndert
wird — ich zitiere —:

"Das Sondervermégen kann Flachen mieten
oder Gebaude auf Grundstiicken errichten
und unterhalten, auch wenn diese nicht im
Eigentum der Freien und Hansestadt Ham-
burg stehen."

Da mdéchten wir noch genauer wissen, was das ei-
gentlich bedeutet, ob das eine Geschéftserweite-
rung ist oder was das soll. Und wir begrtif3en, dass
es jetzt noch einen Termin fur den Schulausschuss
gegeben hat, damit auch der Senator mit uns dar-
Uber diskutieren kann. Wir sind der CDU sehr
dankbar, dass sie diesen Antrag gestellt hat, wir
haben einen Zusatzantrag erganzt und hoffen auf
lhre Zustimmung beziehungsweise auf die Uber-
weisung an den Schulausschuss.

(Beifall bei der LINKEN und bei Robert Hei-
nemann CDU)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Heyenn. — Das Wort hat Herr Senator
Rabe.

Senator Ties Rabe: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Transparenz im
Schulbau fordert die CDU, und diese Transparenz
sollten wir in der Tat jetzt einmal schaffen. Zu-
nachst einmal transparent sechs Griinde, warum
es im Schulbau so schwierig ist.

Grund Nummer eins kennen wir alle: Wir haben
einen erheblichen Sanierungsstand, den die CDU
auf 3 Milliarden Euro geschatzt hat. Zum Thema
prazise Zahlen will ich nur auf meine damalige
Schriftliche Kleine Anfrage verweisen, in der ich
den CDU-Finanzsenator gefragt habe, wie er auf
die 3 Milliarden Euro gekommen sei. Die Antwort
war genau zwei Zeilen lang und lautete, das habe
man so geschatzt. Das zum Thema Transparenz
und Soliditat der Vorgangerregierung, Herr Heine-
mann, so ging das damals.

(Beifall bei der SPD — Dietrich Wersich CDU:
Nein, das war der Staat!)

— Das mdogen Sie nicht héren, aber es stimmt lei-
der.

Zweiter Punkt: Bleiben wir bei der Transparenz.
Natlrlich gehort auch dazu, die Wahrheit zu sa-
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gen. Hamburgs Schulen sind zu klein, wir haben
mehr Schiler, wir haben kleinere Klassen, wir ha-
ben mehr Vorschiler und mehr Oberstufenschuler
und alle brauchen mehr Platz. Eigentlich ist das ei-
ne gute Entwicklung und keine Entwicklung, die
man irgendeiner Politik oder Partei in die Schuhe
schieben kann. Es ist nun einmal so, freuen wir
uns darlber. Andere Bundeslander haben Sorgen,
dass ihnen die Schiler abhandenkommen, wir
nicht.

Dritter Punkt: Dank unserer Schulreform wechseln
Schuler die Schulen. Sie verlassen zum Beispiel
frhere Haupt- und Realschulen und gehen zu den
Stadtteilschulen. Sie verlassen Sonderschulen und
gehen an die Grundschulen. Ein Grund mehr Gbri-
gens auch, frei werdende Gebdaude sich hierbei
einmal anzuschauen, denn wir haben in der Tat
zukunftig an einigen Stellen deutliche Raumleer-
stdnde und an anderen Stellen Container im Sta-
pel. Das ist nicht verniinftig und muss angegangen
werden.

Zur Transparenz der sechs Grunde zé&hlen aber
auch drei Griinde, die man nicht vergessen darf,
zum einen wenig Geld. Hier will ich dann doch ein-
mal auf die rechte Seite dieses Hauses schauen
und Sie daran erinnern, liebe Damen und Herren
von der CDU, dass im Jahr 2001 im Schulbau rund
116 Millionen Euro fir Investitionen und Sanierung
aufgewendet worden sind. Das haben Sie geén-
dert und mit Erfolg heruntergefahren. Gerade in
der Zeit der CDU-Alleinregierung haben wir mit Ab-
stand die niedrigsten Raten fir Investitionen in Sa-
nierung und Neubau in H6he von weit unter 80 Mil-
lionen Euro, ein Wert, der 20 Jahre nicht erreicht
wurde. Wenn wir von einer Misere sprechen, dann
ist es die Misere, die Sie mitverursacht haben.

(Beifall bei der SPD)

Zur Misere zahlt auch, dass wir in der Tat zwei
Jahre Planungsstillstand hatten. Nun will ich da
nicht lange rechten, aber natlrlich ist es so, dass
durch die Primarschulreform eigentlich samtliche
Bauvorhaben anders hatten kommen missen.
Grundschulen waren immer zu klein gewesen und
weiterfilhrende Schulen immer zu grof3, und des-
wegen war es konsequent und nicht verkehrt, dass
Sie mehr oder weniger zwei Jahre die Planung auf
Sparflamme gefahren haben, weil man nicht wus-
ste, was man machen sollte. Dass Sie das aber
jetzt mit solcher Leichtfertigkeit vergessen und die
ganzen Konsequenzen, die wir auszuhalten ha-
ben, weil Sie zwei Jahre nicht ordentlich geplant
haben, bei dieser Regierung unterbringen, ist wirk-
lich an Dreistigkeit nicht zu Gberbieten.

(Beifall bei der SPD)

Dann muss man natirlich auch sagen, dass der
Schulbau nicht gut funktioniert. Das war schon im-
mer so, kdnnte man jetzt trostend sagen. Es war
schon ganz fruher ein ziemlich langsames Unter-

fangen, als er noch in zwei verschiedenen Behor-
den angesiedelt war. Das ist bei Schulbau Ham-
burg nicht besser geworden, das ist in der Tat so,
und deswegen missen wir hier auch eine Antwort
auf die Frage finden, die — Herr Heinemann, auch
das waére fair gewesen zu sagen — weder Sie noch
die GRUNEN noch alle Vorgangerregierungen bis-
her verninftig geldst haben. Es ist eine grof3e Auf-
gabe,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und jetzt kommt
Herr Rabe!)

das will ich nicht leugnen, aber so selbstherrlich zu
tun, als sei immer alles in Ordnung gewesen und
jetzt durch die SPD-Regierung ganz schwierig ge-
worden, ist eine erhebliche Verzerrung der Wirk-
lichkeit und hat nichts mit Transparenz, sondern
mit Intransparenz zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen handeln wir, und zwar erstens mit mehr
Geld. Natirlich haben wir die Miete erhoht, aber
doch, weil wir einen klar erkennbaren Bedarf ha-
ben, den Sie doch selbst immer als besonders
grol3 darstellen. Wir sind die Regierung, die fast
doppelt so viel fur den Schulbau aufwendet wie die
Vorgangerregierung. Das ist zunéchst einmal die
Wabhrheit, die wir hier ganz klar festhalten sollten.
Wenn einer handelt, dann sind wir es bisher gewe-
sen, und da brauchen wir gar keinen MaR3stab zu
scheuen. Da bitte ich um Transparenz, und da bit-
te ich auch die Opposition, sich einmal die Investiti-
onsmargen der letzten Jahre sorgféltig anzuschau-
en. Dann werden Sie schnell feststellen, dass wir
handeln und etwas tun, was schon lange tberfallig
gewesen ware.

Dazu zahlt auch, einen klaren Plan zu haben.
Dass wir keinen Schulentwicklungsplan hatten, ist
der Vergangenheit geschuldet, aber dass wir einen
Rahmenplan Bau haben, an dem Sie sich zwar mit
Lust und Wonne an vielen kleinen Einzelheiten mit
einem offensichtlich nicht immer prazise funktionie-
renden Taschenrechner abarbeiten, ist schon ein
grofRer Fortschritt. Wann gab es hier Uberhaupt ei-
ne Regierung, die einen Bauplan hatte, den sie
sich zudem noch traute, 6ffentlich vorzulegen? Das
gab es noch nie. Deswegen zeigt das ganz Klar,
dass wir nicht nur Geld in die Hand nehmen, son-
dern auch als erster Senat uberhaupt versuchen,
Licht in dieses Dunkel zu bringen, wann wo gebaut
wird, damit alle Beteiligten Bescheid wissen. Das
gehdrt auch zur Transparenz, und mehr Transpa-
renz als vorher ist es auf jeden Fall.

(Beifall bei der SPD)

Kommen wir zu den vielen Punkten, die Sie jetzt
angesprochen haben. Fangen wir einmal an mit
dem Buchwert dieser Schulgebdude. Sie haben
selbst in der letzten Birgerschaftssitzung vorgele-
sen, dass Sie in der Vorgangerregierung auch kei-
ne Ahnung hatten, wie viel die eigentlich wert wa-
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ren. So ein schdner Zweizeiler in lhrer eigenen
Drucksache, den ich in der Hektik meiner Vorberei-
tung zwar nicht gefunden habe, den Sie aber si-
cherlich noch einmal vorlesen konnen, lautete:
Warum sind das 3,904 Milliarden Euro? Das haben
wir einmal so geschatzt.

(Robert Heinemann CDU: Nee, nee, nee, so
war das nicht!)

Darf ich an der Stelle einmal erganzen, dass Sie
selbst damals schon hineingeschrieben haben,
dass diese Schatzung sehr ungenau sei und eine
spatere Form der genaueren Wertermittlung unbe-
dingt kommen misse, und das machen wir jetzt.
Ich will an der Stelle nur ein Beispiel geben. Ham-
burgs Schulen haben rund 2,5 Millionen Quadrat-
meter Gebaude. Die sind nicht gut erhalten, die
Sanierungsklasse kann ich nur schatzen, aber sie
liegt eher im Mittelfeld. Die SAGA hat 8 Millio-
nen Quadratmeter Wohnungen, Ubrigens wesent-
lich besser erhalten. Der Buchwert samtlicher SA-
GA-Wohnungen betragt 4 Milliarden Euro, und da
wollen Sie uns erzéhlen, dass weniger als 40 Pro-
zent dieser Flache in einem zudem schwierigeren
Sanierungszustand genauso viel wert sein sollen?
Was fiir eine abenteuerliche Rechnung. Wir haben
beim Regierungswechsel diese 4 Milliarden Euro
bildlich in einem Tresor mit der Aufschrift "Hier sind
4 Milliarden drin" gefunden. Wenn man da hinein-
schaut, findet man viele kaputte Steine. Dass das
nicht 4 Milliarden wert ist, ist jedem klar gewesen,
und dass es korrigiert werden musste, haben Sie
selbst in die Drucksache geschrieben. Dass wir
uns jetzt daran machen, diesen leeren Kasten zu
offnen, mag Sie argern, weil namlich heraus-
kommt, dass in diesem Kasten nicht drin ist, was
Sie draufgeschrieben haben. Aber es ist dringend
noétig, und genau das ist die Transparenz, die Sie
hier lebhaft einfordern und die Sie selbst damals
offensichtlich nicht herstellen konnten.

(Beifall bei der SPD)

Sicherlich wird der Finanzsenator Ihnen gerne
noch einmal die Details der sogenannten Sach-
wertermittlung darstellen, die dazu gefuhrt haben,
dass wir jetzt auf ungeféhr 3,3 Milliarden Euro ge-
kommen sind. Dass dieser Wert der Realitat we-
sentlich naher kommt als der vorherige Wert, wird,
glaube ich, hier im Hause von niemandem bestrit-
ten. Und es stdnde lhnen gut an, Herr Heinemann,
wenn Sie diese Ehrlichkeit persdnlich wenigstens
aufbringen koénnten, denn ich weil3 genau, dass
auch Sie, wie Ubrigens viele andere in der CDU,
immer wussten, dass dieser Wert gegriffen war.

Ich darf erganzen: Man fragt sich schon, warum
Sie die Schulen eigentlich so wertvoll angegeben
haben. Ich kann dariiber nur spekulieren, das will
ich nicht tun, aber ich will auf zwei Effekte hinwei-
sen, die durch die 4 Milliarden Euro entstanden
sind. Die Stadt ist reicher, als sie tatsachlich ist.
Das ist fur eine Bilanz méglicherweise ganz schon.

Ob das lhre Motive waren, weil3 ich nicht, aber
dass das letztendlich die Bilanz der Stadt in einer
Art und Weise dargestellt hat, die garantiert nicht
stimmt, ist ein Effekt, Uber den man nachdenken
muss, gerade wenn man das Wort Transparenz so
laut im Mund fuhrt.

Und noch etwas anderes will ich nennen. Dieser
Wert ist Teil eines seltsamen Buchungsgeschéftes
zwischen den verschiedenen Behdrden. Das Ge-
schéaft [auft so: Die Finanzbehotrde sagt, Schulbau
Hamburg, ich gebe dir meine Schulen, aber die
sind so viel wert, die kriegst du nicht umsonst, gib
uns daftr 70 Millionen Euro Miete, das entspricht
ungefahr dem Mietwert eines 4-Milliarden-Euro-Be-
standes. Gut, sagt Schulbau Hamburg, wir geben
dir 70 Millionen Euro, wir nehmen sie namlich von
der BSB. Die Schulbehdrde muss also jetzt 70 Mil-
lionen Euro an Schulbau Hamburg geben. Da sie
diese nicht hat, sagt die Schulbehérde zur Finanz-
behotrde: Gib uns 70 Millionen Euro. Und was pas-
siert? Jetzt geben sich alle Behérden einmal im
Kreis 70 Millionen Euro. Es ist nicht ein einziger
Mauerstein bewegt worden, es ist ein vollig gegen-
standsloses Geschéft, aber es scheint so, als wir-
den wir unglaublich viel Geld in den Schulbau
stecken. Zum Thema Transparenz gehdrt auch, so
einen Unsinn aufzudecken, und deswegen ist es in
Wahrheit wichtig, endlich zu betriebswirtschaftlich
richtigen Zahlen zu kommen.

(Vizeprasidentin Kersten Artus Ubernimmt
den Vorsitz.)

Ich mochte gerne noch auf das eingehen, was von
Ihnen zum Teil richtig gesagt worden ist in Bezug
auf die weitere Entwicklung. Frau von Treuenfels,
Sie fordern, nach dem Vorbild der GWG zu han-
deln. Ich weil nicht, ob Sie sich die Drucksache
angeschaut haben. Genau das war unser Motiv,
und zwar in mehrfacher Hinsicht. Die GWG in
Hamburg Sid funktioniert gut. Man muss aller-
dings auch einmal genau hinschauen. Sie hatte
auch doppelt so viel Geld pro Schule wie der Rest,
das hat naturlich den Laden etwas besser arbeiten
lassen, aber sie funktioniert trotzdem gut. Was ha-
ben wir getan? Wir haben dieses Modell dort ein-
gebunden, wir haben einen Gleichordnungskon-
zern geschaffen und den GWG-Chef genommen
und an die Spitze von Schulbau Hamburg gesetzt,
weil wir erkannt haben, dass dort funktioniert, was
bei Schulbau Hamburg nicht funktionierte. Das ist
ein richtiger Schritt, aber die Aufforderung dazu
brauchen wir jetzt nicht mehr, weil wir ihn bereits
unternommen haben.

Zum Schluss mdchte ich noch einmal auf die ob-
jektbezogenen Mietvertrage eingehen. Hier wird
standig behauptet, wir hatten ein Ermittlungsver-
fahren gestoppt, wie grof3 und heil die Schulen sei-
en. Das stimmt Gberhaupt nicht. Ich bin an dieser
Stelle wirklich empért und bitte Sie — Frau von
Treuenfels hat nachgesprochen, was Herr Heine-
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mann hier vorgesagt hat —, sich einmal zu lberle-
gen, wo Sie das herhaben. Ich will lhnen sagen,
was wir gemacht haben. Wir wollten fir jede
Schule wissen, wie heil und wie groR3 sie ist. Dazu
sagte Schulbau Hamburg, dass sie das bei vielen
Schulen nicht wiissten, aber sie kénnten es her-
ausfinden. Sie wirden eine europaweite Aus-
schreibung zu einem Scanverfahren machen. Da
habe ich gesagt: Los, machen, schnell. Schulbau
Hamburg meinte dann, das Ergebnis werde in drei
Jahren vorliegen. Darauf haben wir gesagt, dass
es so nun wirklich nicht ginge. Dann héatten wir
zwar eine blitenweiRe Weste und kdnnten es im-
mer auf Europa schieben, aber so funktioniere es
nicht. Deswegen haben wir das Verfahren gean-
dert, damit es schneller geht.

(Robert Heinemann CDU: Pi mal Daumen!)

Und nur weil wir das Verfahren geandert haben,
werden wir jetzt Anfang nachsten Jahres prazise
Zahlen vorlegen kénnen. Dass Sie aber trotz unse-
rer Beschleunigung standig in der Stadt herumer-
zahlen, wir hétten etwas gestoppt, Herr Heine-
mann, das hat mit Transparenz nichts mehr zu tun,
sondern mit gezielter Unwahrheit. Wir machen das
und wir machen das schneller. Was wir gestoppt
haben, ist die Langsamkeit, und das wurde auch
Zeit.

Ich komme zum Schluss. Es ist schén, dass Sie
Transparenz fordern. Wir brauchen Transparenz
im Schulbau, da bin ich mit Ihnen einer Meinung.
Wir werden eine Sondersitzung im Schulaus-
schuss machen, aber es gehért auch zur Redlich-
keit der Opposition zu sagen, dass es so viel
Transparenz wie jetzt noch nie gab. Und dass ge-
rade Sie, die Sie vorher bei 4 Milliarden Euro und
auch bei 3 Milliarden Euro gesagt haben, das hét-
ten Sie mal so geschétzt, jetzt mit dem Taschen-
rechner auf Hunderttausende genau die Regierung
jagen, die Chuzpe muss man schon haben, und
das wundert mich sehr.

(Dietrich Wersich CDU: Sie sind ja empfind-
lich gegenuber Kritik, das ist ja ganz er-
staunlich angesichts lhrer Vorgeschichte!)

Der Schulbau ist auf einem auf3erordentlich guten
Wege, und deswegen bedanke ich mich dafir,
dass wir das weiterhin im Schulausschuss bereden
kénnen. — Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Heinemann,
Sie haben das Wort.

Robert Heinemann CDU: Frau Prasidentin! Herr
Senator, Sie haben gesagt, Sie wollten die objekt-
bezogene Miete einfihren. Das macht nur dann
Sinn, wenn man mit verninftigen Zahlen operiert.
Dass eine solche Erhebung drei Jahre dauert, liegt
nicht daran, dass die in Europa alle so langsam

sind, nicht arbeiten kdnnen und die Ausschrei-
bungsverfahren so lange dauern, sondern weil ei-
ne Erhebung von 400 Schulen im Detail aufwendi-
ger ist, als innerhalb von drei Monaten Pi mal Dau-
men zu sagen, das sei jetzt Sanierungsstatus 1
oder 6 und so seien nun die Werte. Es ist auch ein
Riesenunterschied, ob man die Buchwerte nimmt,
sie in die Drucksache schreibt und sagt, es sei ei-
ne Unsicherheit dahinter, die man jetzt angehen
und abarbeiten wolle, so wie wir bei Hamburg Sid
dieses Verfahren angewendet haben und wie wir
es bei Schulbau Hamburg geplant haben, oder ob
man sagt, man mache mal eben eine Abschrei-
bung von 750 Millionen Euro auf einer Grundlage,
die genauso gut oder genauso schlecht — vielleicht
einen ganz kleinen Tick besser — ist wie die, die
man vorher hatte. Ich habe hier Zahlen von einigen
Schulen genannt, Sie sind auf keine einzige dieser
Zahlen eingegangen. Wieso kostet ein Schul-
grundstiick mitten in Altona 13 Euro pro Quadrat-
meter? Dazu muss man doch einmal irgendetwas
sagen. Das liegt nicht an meinem Taschenrechner,
sondern vielleicht an lhren Excel-Tabellen, aber
zumindest sind die Zahlen in lhren Antworten so
drin, daftr kann ich nichts. Da sollten Sie vielleicht
einmal hineinschauen, um zu sehen, was da ei-
gentlich gemacht wird.

Die Frage ist auch, warum wir dartber reden. Ob
dies jetzt 750 Millionen Euro mehr oder weniger
wert ist, da kénnte man noch sagen, das sei linke
Tasche, rechte Tasche. Es geht aber darum, dass
hier naturlich mit ganz heftigen Bilanzierungstricks
gearbeitet wird. Man hat es geschafft, nur durch ei-
ne Neuauflage einer anderen Struktur den Wirt-
schaftsplan von Schulbau Hamburg von 55 Millio-
nen Euro Verlust komischerweise ziemlich genau
auf null zu bringen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Genau!)

Dazu gehort unter anderem nattrlich das Abschrei-
bungsthema, weil man damit die jahrlichen Ab-
schreibungen reduziert hat. Dazu gehéren aber
auch wunderbare andere Themen, unter anderem,
dass man die Bewirtschaftungskosten entspre-
chend gesenkt hat. Und da kommen wir leider sehr
schnell in die Richtung, dass ich nicht daran glau-
be. Wenn man sich den Text durchliest, dann stellt
man fest, dass Schulbau Hamburg fur die 10 Pro-
zent keine 15, 16 Jahre Zeit hat, sondern die
10 Prozent Flachenreduzierung sehr schnell brau-
chen wird, wenn diese Effizienz von mal eben
30 Prozent bei der Bewirtschaftung, die Sie sich
selbst hineingeschrieben haben, schon in 2013 er-
reicht werden soll, ohne dass irgendeine Schule
umgebaut wird oder sonst etwas erfolgt. Sie wer-
den da sehr schnell und radikal herangehen miis-
sen.

Ich habe lhnen heute vorgeworfen, dass sich
Schulbehérde und Finanzbehdrde widersprechen.
Die Schulbehdrde hat 6ffentlich erklart, es sei am



3130 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 41. Sitzung am 26. September 2012

(Robert Heinemann)

Ende ein Nullsummenspiel, und die Finanzbehdérde
hat im Ausschuss von einer Flachenreduzierung
von 10 Prozent gesprochen. Da erwarte ich schon,
dass der Senat mit einer Stimme spricht.

(Beifall bei der CDU — Lars Holster SPD:
Lassen Sie uns das im Ausschuss klaren!)

Ich habe heute mit Verwunderung gehort, dass der
Schulsenator wieder sagte, Hamburgs Schulen
seien zu klein. Offensichtlich ist das nicht der Fall,
denn die Finanzbehdrde sagt jedenfalls, Hamburgs
Schulen seien zu grof3. Und das Beste war dann,
Herr Senator, dass Sie hier ernsthaft sagten, an ei-
nigen Schulen gebe es zunehmend Leerstande
und an anderen stapelten sich die Container, das
musse man jetzt einmal angehen. Haben Sie nicht
vor einem Dreivierteljahr einen Schulentwicklungs-
plan vorgelegt? Es wéare doch Aufgabe gewesen,
mit diesem Schulentwicklungsplan genau das an-
zugehen. Wir haben lhnen immer vorgeworfen,
dass Sie keine ordentlichen Prognosen gemacht
haben, und jetzt kommt heraus, dass Sie einen
Schulentwicklungsplan for nothing gemacht haben.
Offensichtlich missen Sie jetzt noch einmal einen
Schulentwicklungsplan machen, um das endlich
umzusetzen.

(Beifall bei der CDU)

Was das Thema mehr Geld anbelangt, haben Sie
uns haufig genug etwas versprochen. Sie haben
uns schon fur letztes Jahr und fir dieses Jahr
mehr Geld versprochen, umgesetzt haben Sie aber
immer weniger als vorher. Sie geben in diesem
Jahr gerade einmal ein Drittel der Sanierungsgel-
der aus, die zur Verfigung stehen. Geben Sie erst
einmal das Geld aus, das Sie angeblich zur Verfu-
gung stellen, dann loben wir Sie auch dafir.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Wenn keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur
Abstimmung, zunachst zum Uberweisungsbegeh-
ren der CDU-Fraktion.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksachen
20/5255 und 20/5364 federfihrend an den Haus-
haltsausschuss und mitberatend an den Schulaus-
schuss zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist die Uberweisung abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen, zunéachst
zum CDU-Antrag aus der Drucksache 20/5255.

Wer mochte diesen annehmen? — Gegenstimmen?
— Enthaltungen? — Damit ist der Antrag abgelehnt.

Nun zum Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 20/5364.

Wer mdchte diesem zustimmen? — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Damit ist auch dieser An-
trag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 32 auf, Drucksache
20/5268, Antrag der GRUNEN Fraktion: Off-Kultur
ermdglichen — Soul-Kitchen-Halle retten!

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Off-Kultur ermoglichen — Soul-Kitchen-Halle
retten!

— Drs 20/5268 -]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion an
den Kulturausschuss lUiberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Goetsch, Sie ha-
ben es.

Christa Goetsch GRUNE: Je spater der Abend,
umso schoéner die Themen.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Damit
der Soul in Wilhelmsburg nicht verstummt, sollten
die verantwortlichen Behtrden den Betreibern eine
Chance geben. Das stammt nicht von mir, sondern
von Fatih Akin. Ich kann dem nur voll und ganz zu-
stimmen, dass dies so passieren sollte, und da bin
ich nicht allein. Das "Hamburger Abendblatt" hat
letzte Woche die Top Ten der beliebtesten Bauten
in Hamburg veréffentlicht, und interessanterweise
schafft es die Soul-Kitchen-Halle unter die Top Ten
bei insgesamt 20 000 abgegebenen Stimmen. Das
ist ein klarer Beweis, dass das nicht nur eine
Schnapsidee von uns oder ein paar wenigen ist,
sondern dass die Soul-Kitchen-Halle im Bewusst-
sein der Hamburgerinnen und Hamburger und
auch der Wilhelmsburger und Wilhelmsburgerin-
nen gut verankert ist. Im Ubrigen zeigt es auch,
dass die Hamburger und Hamburgerinnen es ir-
gendwie leid sind, dass der Denkmalschutz wenig
Beachtung erfahrt, denn die meisten Gebéude, die
unter den Top Ten genannt werden, sind als Denk-
maler erkannt, aber von Abriss oder Umbau be-
droht. Am Rande méchte ich noch sagen, dass es
Zeit wird, das ipsa-lege-Prinzip endlich einzufih-
ren.

Aber zuriick zur Soul-Kitchen-Halle in Wilhelms-
burg, die ein besonders einzigartiges Beispiel ist,
wie einfach Foérderung von Off-Kultur und Kreativ-
wirtschaft sein kann. Eine leerstehende Lagerhalle,
fur die keine Nutzung vorgesehen ist, wird flr
einen kleinen Betrag an Kulturschaffende vermie-
tet. Im Ergebnis ist ein weit sichtbares Haus fir
Kultur entstanden mit Uber 250 Veranstaltungen
und mit Gber 20 000 Besucherinnen und Besu-
chern. Was will man eigentlich mehr? Die Soul-Kit-
chen-Halle ist Theaterwerkstatt, Galerie und Pro-
benraum, sie wird als Tanzsaal genutzt, und sie
wird sogar von Jugendhilfeeinrichtungen wie
Gangway fir Gewaltpraventionsprogramme ge-
nutzt. Es besteht also eine vielféltige Nutzung, und
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das ohne Betriebsmittelzuschiisse. Kulturelles En-
gagement kann man gar nicht besser férdern.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dora Hey-
enn DIE LINKE)

Die Halle ist ein Beispiel dafur, welche Strahlkraft
entstehen kann, wenn kulturelle Freirdume sich
auch entwickeln kénnen, und zwar Bottom-up und
nicht Top-down. Der gleichnamige Film von Fatih
Akin hat nicht nur deutschlandweit, sondern auch
international ein unheimlich tolles und lebendiges
Hamburg gezeigt. Die Soul Kitchen hat als Kulisse
absoluten Kultwert, und auch drei Jahre nach dem
Film kommen immer noch zahlreiche Touristen
nach Wilhelmsburg, um sich die Soul-Kitchen-Halle
anzuschauen. Man braucht also kein teures Stadt-
marketing oder keine Hamburg-WGs floppen zu
lassen, man muss einfach auf Hamburgs kulturelle
Schatze zurtickgreifen und sich darauf konzentrie-
ren.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Letztendlich ist das natirlich auch fur Wilhelms-
burg wichtig. Es verwirklicht mit einfachsten Mitteln
das, wofir IBA und igs Millionenbetrége investie-
ren. Es nimmt das Engagement der Kinstler auf,
vor allen Dingen auch der Einwohner und Einwoh-
nerinnen. Sie kdnnen ihre Ideen umsetzen, und es
schafft so auch Zusammenhalt und Identifikation
vor Ort. Soul Kitchen macht fur Wilhelmsburg eine
Menge aus, auch gerade fir junge Leute, und die
Halle ist fur das kulturelle Gesamtgefiige von Wil-
helmsburg absolut zentral. Treiber fir ein kreatives
Milieu, heif3t es so schén in der Drucksache zum
Kreativwirtschaftsbericht, was sich hier alle zu
Recht auf die Fahnen schreiben, auch der Senat.
Aber wir haben immer noch das Problem, dass
Nutzungen und auch Zwischennutzungen von Kul-
turschaffenden und Kreativen nicht von allen Tei-
len der Finanzbehérde erkannt worden sind und
dass das wirklich eine Alternative zum Leerstand
sein muss. Es bedarf weiterer Anstrengungen, die
Bedeutung von kulturellen und kulturwirtschaftli-
chen Nutzungen herauszustellen, und wir sollten
alles tun, damit dieser Ort weiter in einer kulturel-
len Nutzung verbleibt. Nattrlich missen die not-
wendigen Umbau-, Sicherheits- und Brandschutz-
mafnahmen durchgefiihrt werden. Die IBA soll an-
geblich schon dafirr bereitstehen, und gerade die
IBA weild den Nutzen von inspirierenden und expe-
rimentellen Freirdumen zu schatzen, um sie zu zi-
tieren. Jetzt sind die Finanzbehdrde und das Be-
zirksamt am Zug und missen handeln.

Mir bleibt nichts anderes Ubrig als die Forderung,
erstens den Betreibern bei der Beseitigung der
Mangel Hilfe und Unterstiitzung zukommen zu las-
sen, zweitens die kulturelle Nutzung nicht nur bis
zum Jahresende, sondern uUber 2013 hinaus fort-
zuftihren und drittens den Soul in der Kitchen zu
belassen, und daflr sollten wir streiten. — Danke
schon.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Norbert
Hackbusch DIE LINKE)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Dobusch,
Sie hatten jetzt das Wort.

Gabi Dobusch SPD:* Frau Présidentin, meine Da-
men und Herren! Ich will das Wort gerne ergreifen,
ich hatte nur kurz tberlegt, ob ich es schaffe, die-
ses iPad mit nach vorne zu bringen, weil offenbar
noch nicht bei allen angekommen ist, dass die Hal-
le aktuell wieder gedffnet ist. Die Betreiber haben
vor ein paar Stunden freudig verkindet, dass
durch gemeinsames Anpacken all die Sicherheits-
méngel, die noch einmal detailliert aufgelistet wur-
den und die es tatsachlich auch gab, beseitigt wur-
den und dass die Wiedererdffnung von Soul Kit-
chen am Sonntag gefeiert wird, allerdings nicht mit
Soul. Dazu wurde mir eben noch gesagt, das gebe
es da nicht so haufig, aber das macht nichts. Im
Prinzip sind wir einer Meinung. "Soul Kitchen" ist
ein wunderbarer Film mit einem wunderbaren Titel,
und wie Uberall nachzulesen ist, wurde er bevor-
zugt an potenziell von Verdnderung betroffenen
Stellen in Wilhelmsburg gedreht, unter anderem
auch in der alten Fabrikhalle der Zinnwerke, um
die es heute geht.

Es geht hier nur um Ihren Antrag, aber ich rede
auch gerne noch ein bisschen lauter. Es wird ja
nachher auch dokumentiert.

(Anja Hajduk GRUNE: Wir versuchen gera-
de, das noch zu prazisieren!)

Solche Orte, ehemalige Fabrikgebédude, Speicher
aller Art, Hochwasserbassins und mehr, die sich
fur eine vorubergehende oder dauerhafte Umnut-
zung vor allem als Ort fUr Kreativnutzung im weite-
sten Sinne eignen, finden sich in der ganzen Stadt
und mittlerweile eben nicht mehr nur zum Beispiel
in Altona, sondern auch in Wilhelmsburg, auf der
Veddel und sudlich der Elbe. Das begrifR3en, das
foérdern und das unterstiitzen wir ausdrticklich.

(Dietrich Wersich CDU: Und deshalb wird
die Peute abgerissen!)

Wir hatten als SPD-Fraktion in der letzten Legisla-
turperiode ausdrtcklich moniert, dass die immobili-
enwirtschaftliche Entwicklung unter den CDU-ge-
fuhrten Senaten der letzten Jahre verstarkt dazu
gefiihrt hatte, dass die nicht so etablierten subkul-
turellen Nutzungen aus vielen RGumen und Quar-
tieren verdrangt wurden, was Ubrigens mit einem
Verlust an urbaner Vielfalt und kultureller Verar-
mung einhergegangen ist. Nun heif3t das im Um-
kehrschluss aus unserer Sicht allerdings nicht,
dass jede Zwischennutzung automatisch in eine
Dauereinrichtung und Verstetigung samt Sanie-
rungsmafRnahmen, Denkmalschutz und so weiter
Ubergehen muss. Wir haben das bisweilen gefor-
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dert, ich erinnere gerne an das Gangeviertel oder
an die Viktoria-Kaserne,

(Antje Moller GRUNE: Aber sagen Sie mal
was zum aktuellen Antrag!)

aber in jedem Fall muss es natirlich nicht stattfin-
den. Ganz abgesehen davon, dass der Charme
mancher Einrichtung genau im provisorischen
Charakter liegt, gibt es auch immer wieder Griinde
jenseits von Flachenverwertungslogik, die fir eine
temporare Nutzung im eigentlichen Sinne, also ei-
ne zeitlich begrenzte Nutzung, oder sogar fiir ein
Ende dieser Nutzung sprechen.

(Jens Kerstan GRUNE: Zum Themal)

— Ich rede die ganze Zeit zum Thema, Sie missen
nur genauer hinhoren.

Im Falle von Soul Kitchen war zuletzt eine Duldung
bis Ende 2012 vorgesehen, allerdings immer ge-
koppelt mit den entsprechenden Hinweisen auf
notwendige Genehmigungen fir Veranstaltungen,
mit Hinweisen auf die Einhaltung erforderlicher
Auflagen und mit Hinweis auf die Dringlichkeit der-
selben. Soweit mir bekannt ist, mangelte es hier
weder an Gesprachsbereitschaft noch an Kompro-
missbereitschaft noch an wohlwollenden Uberle-
gungen zu Alternativen in vielfacher Hinsicht von-
seiten des Bezirks und der Stadt. Gestern hat erst
wieder eine Begehung, ein Ortstermin stattgefun-
den, offenbar dieses Mal ausnahmsweise mit dem
Betreiber, denn — da sind wir schon gegensatzli-
cher Meinung — nicht die IBA oder die Stadt sind
verantwortlich fur bestimmte Gegebenheiten vor
Ort, sondern der Betreiber, der sich darum kim-
mern misste und zumindest gefordert ist, dann
auch einmal zu erscheinen.

Im Moment, das habe ich schon am Anfang ver-
kiindet, ist die ganze Sache zu einem guten Ende
gekommen. Am Wochenende wird die Wiedereroff-
nung gefeiert. Die Ad-hoc-Malinahmen, die zur Be-
seitigung der gravierenden baulichen und brand-
schutztechnischen Mangel gefordert worden waren
und die dann auch ergriffen wurden, waren glickli-
cherweise erfolgreich, denn Off-Kultur ist das eine,
Sicherheit der Besucherinnen und Besucher und
eine gewisse Verlasslichkeit der Betreiber ist dann
doch das andere ebenso Wichtige.

Wir sind durchaus der Auffassung, dass eine Stadt
wie Hamburg niedrigschwellige Raumangebote
machen muss, die genug Freiraum fir Eigendyna-
mik und offene Aneignungsprozesse bieten. Die
Zukunftsperspektive der Soul Kitchen sollten wir
aber zumindest langerfristig auch einmal losgeldst
vom Standort Zinnwerke debattieren, denn unter
Umstanden sind das zwei Paar Schuhe. Wir stim-
men daher erst einmal einer Uberweisung an den
Kulturausschuss zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Wankum,
Sie haben das Wort.

Andreas C. Wankum CDU: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Auf die Gefahr hin, dass
ich das wiederhole, was Sie gesagt haben, aber
das war so schnell, dass ich nicht so richtig ver-
standen habe, was Sie gerade gesagt haben.

(Dr. Martin Schafer SPD: War's zu schnell?)
— Das war zu schnell fur mich.

Morgen Abend werden einige von uns, die in der
Kulturpolitik engagiert sind, wieder das Vergniigen
haben, bei der Hamburger Filmfest-Er6ffnung da-
bei zu sein, aul3er denjenigen, die im PUA sitzen,
Frau Dr. Gumbel, wir beide zum Beispiel. Ich per-
sonlich erinnere mich sehr gerne zuriick an 2009,
als "Soul Kitchen" der Eréffnungsfilm war. In der
Tat hat dieser Film gezeigt, was ein Film, der das
Thema Off-Kultur zum Thema hat, bewirken kann,
auch in finanzieller Hinsicht. Wir fiihren oft mit den
traditionellen Wirtschaftsleuten die Diskussion, was
Kreativwirtschaft bringe, ob das tiberhaupt Steuern
einbringe oder ob man da nicht nur Geld hinein-
stecke. Dieser Film, und insofern ist er ein Symbol,
zeigt, dass es in der Tat etwas bringen kann. Er
hat auch fiir den Sprung tber die Elbe sehr viel ge-
tan. Ich personlich finde Wilhelmsburg seit vielen
Jahren interessant, und Wilhelmsburg kann, wenn
wir es richtig machen, das werden. Es erinnert
mich an Ottensen vor 30, 40 Jahren und daran,
was dort passiert ist, ndmlich die Erneuerung eines
Stadtteils ohne Vertreibung des Alten.

Aber ich bin der Meinung, dass Kreativwirtschaft
heifl3t, kreativ zu sein, und das heil3t auch, flexibel
zu sein. Ich finde es gut, dass wir dieses Thema im
Ausschuss beraten werden, denn wir neigen in
Deutschland bei diesen Themen immer dazu, Din-
ge zu lange zu verstetigen und zu institutionalisie-
ren. Die Finanzbehdrde sollte hier Uber ihren
Schatten springen, um zumindest fur die Dauer der
IBA und der igs etwas dafir zu tun, dass die Soul
Kitchen als Veranstaltungsort erhalten bleibt. Ich
finde es auch gut, dass wir einen Betreiber haben,
der nicht nur nach Geldern ruft, sondern auch
selbst etwas tut. Es ist also Kreativwirtschaft at its
best, aber es muss nicht auf Dauer sein, weil es in
einigen Jahren vielleicht viel kreativer ist, woan-
ders hinzugehen. Das sollten wir im Ausschuss
diskutieren. In diesem Sinne freue ich mich auf die
Beratungen und bedanke mich.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Suding, Sie
haben das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Dass die Soul Kitchen als ein
Ort gelebter nichtkommerzieller Kultur ohne soziale
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und finanzielle Zugangsbarrieren, bundesweit be-
kannt geworden und geschatzt, den Betrieb kurzfri-
stig einstellen musste, ist sehr bedauerlich. Dass
das zusténdige Bezirksamt Hamburg-Mitte seinen
Aufsichtspflichten aber nachkommen und fir die
Sicherheit der Gaste, Mitarbeiter und Kunstler sor-
gen musste, ist nachvollziehbar und richtig, wenn
es auch in diesem Fall zu einer eher misslichen Si-
tuation geftihrt hat, die, wenn man den Quellen
von Frau Dobusch Glauben schenken kann, dann
auch bald ein Ende hat.

Gleich vorab: Die FDP-Fraktion wird das Uberwei-
sungsbegehren der SPD unterstiitzen, wenn auch
wahrscheinlich aus anderen Motiven heraus. Wir
wollen das Problem im Ausschuss nicht aussitzen,
sondern ganz grundsétzlich angehen. Die Situation
der Soul Kitchen ist ndmlich sinnbildhaft fir die ak-
tuelle Kulturpolitik in  Hamburg. Wahrend die
groBen staatlichen Einrichtungen wie das
Schauspielhaus zumindest mit einem finanziellen
Aufwuchs im kommenden Jahr rechnen kdnnen,
bleibt fur die freie Szene, die Off-Kultur und die
kleinen Projekte nichts tbrig. Die Mittel der Projek-
te, die Uberhaupt geférdert werden, werden im
kommenden Jahr schlicht fortgeschrieben. Eine
Anpassung an Inflation oder an steigende Tarife ist
nicht vorgesehen. Und Projekte wie die Soul Kit-
chen, die seit Jahren rein ehrenamtlich funktionie-
ren und ohne laufende finanzielle Unterstiitzung
der Stadt auskommen, bleiben bei den Planungen
der Stadt ohnehin auf3en vor.

Meine Damen und Herren! Das muss auch gar
nicht schlimm sein, mir geht es an dieser Stelle
nicht darum, regelmafige und kontinuierliche Zu-
schisse fir Projekte wie die Soul-Kitchen-Halle zu
fordern. Vielmehr sollten wir gemeinsam Uberle-
gen, welche Mdglichkeiten wir schaffen kdnnen,
um Vorsorge zu betreiben, damit Situationen wie
jetzt bei der Soul-Kitchen-Halle schnell und unkom-
pliziert gelost werden kdnnen. Aber damit ist es na-
tdrlich nicht getan. Hamburg wird es auf Dauer
schwer haben, den Status einer Kulturmetropole
zu verteidigen, wenn der Fokus der offentlichen
Hand sich immer starker auf die grof3en staatlichen
Hauser richtet.

(Beifall bei der FDP)

Leider lasst da auch die Zukunft nichts Gutes er-
warten. Die Diskussion um die Verwendung der
Mittel der Kulturtaxe ist bereits in vollem Gange,
und schon heute ist klar, dass es reichlich Ent-
tauschte am Ende des Prozesses geben wird.
Einen Vorgeschmack darauf haben wir bereits in
den Haushaltsberatungen erlebt, denn es ist ab-
sehbar, dass auch die Einnahmen der Kulturtaxe
nicht fir eine lebendige Off-Kultur in Hamburg ver-
wendet werden.

Wir werden diesen Antrag im Kulturausschuss dis-
kutieren. Ich hoffe, dass uns das noch vor Ab-
schluss der Haushaltsberatungen gelingt. Dabei

sollte es auch nicht nur um die Situation der Soul
Kitchen alleine gehen, denn die ist sinnbildhaft fur
die Situation vieler anderer Einrichtungen und Pro-
jekte. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Hackbusch,
Sie haben das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Frau Suding, ich freue
mich, dass ich Ihnen endlich zustimmen kann. Was
Sie eben gesagt haben, hat meine volle Unterstut-
zung.

(Beifall bei der FDP und bei Roland Heintze
CDU)

Soul Kitchen ist meiner Meinung nach ein Zeichen
dafiir, wie kraftvoll Kultur in dieser Stadt ist, und
zwar auch Kultur, die eben nicht 6ffentlich bezu-
schusst wird. Mit welcher Kraft dort etwas Neues
aufgebaut worden ist und wie es dort praktisch ge-
lebt wird, hat mir die wenigen Male, die ich bisher
da sein konnte, fast besser gefallen als der Film.
Dementsprechend ist es ein kraftiges Lob an diese
Institution, die in der Lage war, gut agieren zu kén-
nen. Ich freue mich darlber, dass es jetzt schein-
bar eine gewisse Lésung gegeben hat. Ich musste
auch bestimmte Sachen zwischen den Zeilen le-
sen. Am Sonntag ist also Neuerdffnung, aber es
wirkt fast so, als wenn es erst einmal nur bis zum
Ende des Jahres hélt.

(Gabi Dobusch SPD: So lange laufen die
Vertrage!)

Wie es dann wirklich sein wird, miissen wir natir-
lich sehen. Es reicht also noch nicht, die Sektfla-
schen zu offnen, dazu missten wir noch ein
bisschen mehr erreichen. Ich freue mich aber,
dass solch ein Antrag und solch eine Debatte in
der Burgerschaft in der Lage sind, bei bestimmten
Sachen, die manchmal so langsam und schwer
vorangehen, ein bisschen mehr Druck zu erzeugen
und dementsprechend dann auch erfolgreich zu
sein. Das als Lob zu dem, was Christa Goetsch
hier gesagt hat.

Christa Goetsch hat die wesentlichen Sachen
dargestellt, die es in der Soul-Kitchen-Halle an
kraftiger Kultur gegeben hat. Mir wird in dem An-
trag der GRUNEN die IBA ein bisschen zu sehr
hochgelobt, denn Soul Kitchen hat unabhangig von
diesen Aktivitaten und dem vielen Geld, das dort
hineingeflossen ist, gezeigt, dass Kultur existieren
und auch lebendig sein kann, ohne immer diese
Prestigemomente und internationale Konkurrenzfa-
higkeit im Auge zu haben. Das setzt aber voraus,
dass wir an einer Stelle durchaus einmal kritisch
gucken mussen. Wir haben gestern im Haushalts-
ausschuss besprochen, wie die Stadt mit ihren Im-
mobilien umgeht. Dieses Gebéaude ist im Besitz der
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SpriAG, das heilRt eines stadtischen Unterneh-
mens. Es hat schon eine ganze Zeitlang vorher
leer gestanden, und von der SpriAG kam nicht die
Idee, es vielleicht fur kreative Sachen zu nutzen.
Auf die Idee mussten die Betreiber selbst kommen
und die dort dann in gewisser Weise kraftig unter-
stiitzen. Wir selbst haben im Haushaltsausschuss
beschlossen, dass wir uns in einem halben Jahr
zumindest einmal ansehen werden, inwieweit stad-
tische Gelande und Gebaude, die gegenwartig leer
stehen, nicht fur solche Sachen stérker genutzt
werden kénnen. Ich halte es fur einen Skandal,
wenn stadtische Gebaude praktisch jahrelang leer
stehen. Das ist zu verandern und wenn es viele
Soul Kitchens in dieser Stadt gébe, nicht nur in
Wilhelmsburg, sondern vielleicht auch in Harburg,
wuirde mich das sehr freuen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GRUNE)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Wenn keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur
Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/5268 an den Kulturausschuss zu? — Gegen-
stimmen? — Enthaltungen? — Damit ist die Uber-
weisung einstimmig angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 25 auf, Drucksache
20/5250, Antrag der FDP-Fraktion: Einfiihrung ei-
ner nachhaltigen Risikovorsorge fiir steigende Kre-
ditmarktzinsen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Einfuhrung einer nachhaltigen Risikovorsorge
fur steigende Kreditmarktzinsen

— Drs 20/5250 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/5365 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Kreditzinsen — nicht bendtigte Ausgabeansitze
verfallen lassen, Neuverschuldung absenken

— Drs 20/5365 -]

Die FDP-Fraktion méchte beide Drucksachen an
den Haushaltsausschuss iUberweisen.

Wer winscht das Wort? — Herr Blasing, Sie haben
es.

Robert Bldasing FDP: Sehr verehrte Prasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir haben lhnen und der
Stadt versprochen, eine konstruktive Opposition zu
sein und mit klugen ldeen und guten Argumenten
Hamburg zukunftsfest zu machen.

(Jan Quast SPD: Wann fangen Sie an?)

Das ist unser Motto, wie Sie heute auch schon
mehrfach erleben konnten.

(Beifall bei Katja Suding FDP)

Dreh- und Angelpunkt dafir ist eine nachhaltige
Haushaltspolitik. Nur wenn es uns als Parlament
gelingt, Hamburgs Haushalt auf ein solides Funda-
ment zu stellen, werden kiinftige Generationen in
dieser Stadt eine gute Zukunft haben. Der Herr Fi-
nanzsenator hat es so formuliert: Haushalte wer-
den nicht in schlechten, sondern in guten Zeiten
ruiniert. Der Finanzsenator, das muss ich an der
Stelle sagen, hat recht, und wir sollten uns be-
wusst machen, was das konkret heif3t. Die Zeiten
sind derzeit gut, und wir als Parlament stehen in
der Verantwortung, den Haushalt jetzt nachhaltig
zu sanieren. Eine sehr robuste Konjunktur ver-
schafft uns in diesem Jahr erneut Steuermehrein-
nahmen in Millionenhéhe, und die Zinsen sind so
niedrig wie noch nie in der Geschichte der Bundes-
republik. Fur den Haushalt der Freien und Hanse-
stadt Hamburg bedeuten die historisch niedrigen
Zinsen Einsparungen in Millionenhdhe. Allerdings
handelt es sich hierbei nicht um einen dauerhaften
Zustand, wie der Zusatzantrag der CDU suggerie-
ren mochte. Wir reden hier von einer langfristigen
Herausforderung, der man nur mit nachhaltigem
Ansatz begegnen kann. Schon der Landesrech-
nungshof hat in seinem Jahresbericht 2012 darauf
hingewiesen, dass eine Steigerung des Zinssatzes
um lediglich 1 Prozent langfristige Mehrausgaben
von 280 Millionen Euro bedeuten. Wegen des ak-
tuell niedrigen Zinsniveaus wird es kiinftig also nur
noch nach oben gehen kénnen, das ist bedauerli-
cherweise so. Zu den Auswirkungen steigender
Zinsen hat der Senat in der Drucksache 20/1474
eine Beispielrechnung angestellt. Normalerweise
antwortet der Senat nicht auf hypothetische Fra-
gen, aber in diesem Fall, es ist zwar schon eine
Weile her, hat er dankenswerterweise eine Aus-
nahme gemacht. Bei einem Anstieg der Zinsen um
bis zu 3 Prozent auf circa 4,5 bis 5 Prozent bela-
stet dies den Haushalt zusatzlich mit einer knap-
pen Milliarde Euro. Dieses Szenario ist alles ande-
re als unrealistisch, denn schon 1999 lagen die
Refinanzierungssatze ungefahr auf diesem Niveau.
Daher gilt es jetzt, Vorsorge zu treffen. Diese
Mehrausgaben lassen sich nicht einfach so aus
dem laufenden Haushalt, geschweige denn aus ir-
gendwelchen Ricklagen finanzieren. AufRerdem
schreibt uns das die Verfassung direkt oder auch
indirekt vor. In der Ubergangsvorschrift heilt es
eindeutig, dass das strukturelle Defizit kontinuier-
lich und gleichmafig abgebaut werden muss; wir
hatten das Thema in den letzten Monaten. Wir
schlagen lhnen daher heute vor, nicht ausge-
schopfte Zinsausgaben einer Riicklage zuzufiihren
und diese zukunftig zur Finanzierung von steigen-
den Kreditmarktzinsen zu verwenden. Unser Vor-
schlag hat drei Vorteile.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5250&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5365&dokart=drucksache
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Erstens: Er macht die Abweichungen von den ge-
planten Ausgaben fur Kreditmarktzinsen transpa-
rent.

Zweitens: Er verhindert, dass die nicht ausgegebe-
nen Mittel an anderer Stelle zum kurzfristigen
Stopfen von Haushaltsléchern oder gar zur Finan-
zierung dauerhafter Ausgaben verwendet werden.

Drittens: Er macht es mdglich, die Ausgabenstruk-
tur zu glatten, sodass steigende Zinsen das struk-
turelle Defizit nicht massiv erhéhen.

In der Vergangenheit wurde dies anders gehand-
habt. Stiegen die Zinsen, so mussten mehr Kredite
aufgenommen werden, da keine Vorsorge getrof-
fen worden war. Fielen allerdings die Ausgaben fur
Kreditmarktzinsen, so wurde nicht etwa die Netto-
kreditaufnahme im gleichen Umfang reduziert, son-
dern es wurden Konsolidierungsbemuhungen eher
zuriickgefahren und zusatzliche Ausgaben finan-
ziert, wie wir das jetzt zum Beispiel bei den kosten-
losen Kita-Mittagessen sehen kénnen. So viel also
zu den Worten des Finanzsenators, dass der
Haushalt in guten Zeiten ruiniert wiirde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir re-
den Uber eine relevante GrofRenordnung. Im Ver-
gleich zum schwarz-grinen Haushaltsplan-Entwurf
fur 2011/2012 hat der jetzige Senat den Ansatz
2012 fur Kreditmarktzinsen von urspringlich
882 Millionen Euro um 67 Millionen Euro auf
815 Millionen Euro abgesenkt. Im Haushaltsverlauf
2012 zeigt sich nun, dass trotz der Uberproportio-
nalen Falligkeiten im ersten Quartal die Zinsausga-
ben und die Ausgaben fir Zinssicherungsgeschaf-
te um weitere 12 Millionen Euro niedriger ausfallen
als derzeit geplant. Selbst wenn man annimmt,
dass im ersten Halbjahr 2012 circa 55 Prozent der
Gesamtausgaben fiir Kreditmarktzinsen geleistet
werden, wirde man auf eine Ersparnis von Uber
110 Millionen Euro gegenuber der aktuellen Pla-
nung kommen. In Summe macht das circa 180 Mil-
lionen Euro aus, die wir im Vergleich zum ersten
Haushaltsplan-Entwurf 2011/2012 weniger fur Zin-
sen ausgeben missen.

An diesem Beispiel erkennen Sie, wie schnell sich
Plane Gberholen und wie unsicher die Entwicklung
der Zinssatze ist. Lassen Sie uns wie ein umsichti-
ger Kaufmann Vorsorge treffen, den Antrag an den
Haushaltsausschuss Uberweisen und anschlie-
Bend dort diskutieren und gegebenenfalls dann
verabschieden. Wir haben im Haushaltsausschuss
nattrlich viele Themen im Themen-Speicher, das
kann der Ausschussvorsitzende bestétigen. Aller-
dings haben wir auch schon die Selbstbefassung
zu Kreditmarktzinsen auf der Tagesordnung, und
dann wére es vielleicht gut, wenn Sie sich einen
kleinen Ruck geben — ein kleines Ruckeln reicht
vielleicht an der Stelle, Herr Quast — und den An-
trag einfach Uberweisen, damit wir dies zumindest
an einem Beispiel diskutieren kénnen und schauen

kénnen, ob das nicht eine gute Losung an der Stel-
le ware. Deswegen bitten wir Sie um Zustimmung.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Quast, Sie
haben das Wort.

Jan Quast SPD:* Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Herr Blasing, ich wiinschte, wir hatten
gestern die halbe Stunde noch angehangt und das
Thema Selbstbefassung Kreditmanagement be-
handelt, dann hatten wir uns mdglicherweise diese
Debatte heute gespart.

(Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

Denn leider ist es doch nicht so, dass Sie lhrem
anfangs formulierten Anspruch auf kluge Oppositi-
onspolitik nachkommen, wenn Sie diesen Antrag
vorlegen. Dieser Antrag ist namlich nicht nur inhalt-
lich nicht hilfreich, sondern Sie widersprechen da-
mit lhrer bislang selbst vorgestellten Politik, die
darauf hinauslaufen sollte, méglichst friih wenig
zuséatzliche Schulden zu machen. Das wird aber
mit diesem Antrag nicht funktionieren.

(Beifall bei der SPD und bei Roland Heintze
CDU)

Sie mussen sich keine Sorgen um den Weg der
Haushaltskonsolidierung machen, um auf diesen
Einwand noch einzugehen. Wir haben einen sehr
klaren Kurs eingeschlagen mit einer strikten Be-
grenzung des Ausgabenanstiegs, und das lasst
sich in dem Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014
auch nachlesen. Nachlesen lédsst sich in dem
Haushaltplan-Entwurf aber auch, dass wir Vorsor-
ge treffen, indem wir einen vorsichtigen Anstieg
des Zinsniveaus am Kreditmarkt fur die kommen-
den Jahre durchaus eingeplant haben, allerdings
auf Basis von realistischen Prognosen. Insofern ist
eine Vorsorge auch getroffen, falls Zinsen tatsach-
lich ansteigen sollten.

Dabei wird es aber nie dieses Volumen, das Sie
heute in lhrer Presseerklarung benannt haben, von
250 Millionen Euro pro Jahr ausmachen, wenn die
Zinsen um 1 Prozent ansteigen sollten, denn tat-
sachlich wird immer nur ein Bruchteil des Porte-
feuilles umgeschichtet und refinanziert.

(Katja Suding FDP: Langfristig! Sie denken
nur kurzfristig, Herr Quast!)

Was Sie an die Wand malen, zeugt davon, dass
Sie sich mit dem Thema nicht ausreichend befasst
haben.

Ich méchte Ihnen einmal darlegen, was es eigent-
lich tatséchlich hiel3e, wenn wir so vorgehen wir-
den, wie Sie das in Ihrem Antrag beschrieben ha-
ben. Sie wollen, dass die Zinsbelastung im Haus-
haltsplan-Entwurf anhand der Abzinsungssétze ge-
maf Paragraf 253 Absatz 2 HGB veranschlagt
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wird. Soweit die tatsachliche Zinsentwicklung — das
wird ein bisschen technisch, tut mir leid, aber ich
habe die Sache nicht eingebracht — unterhalb des
entsprechend geplanten Niveaus liegen sollte, soll
die Differenz in eine Ricklage eingebracht werden.
Was heildt das nun? Der genannte Zinssatz, den
die Bundesbank vorgibt, bewegt sich bei ungefahr
4,5 Prozent. Wirden wir diesen Wert bei der Haus-
haltsplanung anlegen, misste Hamburg 2013 oder
2014 jeweils fast 1,2 Milliarden Euro fur Zinszah-
lungen im Haushaltsplan zum nachsten Mal vorse-
hen, unabhéngig davon, ob das realistisch ist. Das
heil3t, gut 10 Prozent der Gesamtausgaben muss-
ten nur fur Zinsen eingeplant werden.

Der Senat rechnet nun aufgrund der Erfahrungen
und realistischer Prognosen mit Zinsausgaben in
den né&chsten Jahren von ungefahr 920 bis
940 Millionen Euro. Das heif3t also, Ihr Modell fuhrt
dazu, dass wir gegentuber den realistischen, auch
dem Vorsichtsprinzip unterliegenden Planungen
des Senats ungefahr 250 Millionen Euro hdhere
Zinsausgaben einplanen miussten, Mittel, die wir
dort nicht brauchen, die aber in anderen Bereichen
dann fehlen wirden. Wenn wir unser Konzept ver-
folgen, das Sie im Grunde teilen, ndmlich die Aus-
gabenanstiege zu begrenzen, dann mussten wir
die 250 Millionen Euro an anderer Stelle zusam-
menstreichen. Wenn das lhr Ziel ist — wir wollen
das nicht. Wir machen eine verninftige Haushalts-
konsolidierung, die berticksichtigt, welche Belange
diese Stadt hat.

Das ist aber noch nicht alles. Die 250 Millionen
Euro, die wir zu viel an Zinsen einplanen wirden
nach lhrem Modell, missten doch kreditfinanziert
werden. Das heil3t, wir missten héhere Schulden
machen, um eine Ricklage zu bilden, in die Sie
250 Millionen Euro im Jahr einstellen wollen, ohne
dass es daflr einen Bedarf gibt. Ich glaube, damit
Uberholen Sie sich in der Haushaltspolitik selbst
und zeigen, wie absurd lhr Vorschlag ist.

(Beifall bei der SPD)

Um noch einmal deutlich zu machen, wie wenig
sinnvoll das ist, muss man sich vor Augen flhren,
dass man die Zinsentwicklung am Kreditmarkt
auch nicht isoliert betrachten und als Risikofaktor
fur kiinftige Haushalte ausweisen kann. Die wirt-
schaftliche Entwicklung namlich, die den Haushalt
Uber steigende Zinsen belasten kann, fuhrt auch
zu gegenteiligen Effekten an anderer Stelle im
Haushalt, wie die Wirtschaftsexperten aus lhrer
Fraktion sicherlich noch einmal darlegen kdnnen.

So hangen hohe Zinsen oft mit hohen Inflationsra-
ten zusammen, die zu steigenden nominalen
Steuereinnahmen fuhren. Das heifl3t, es gibt an an-
derer Stelle einen Ausgleich. Steigende Zinsen
fihren aufRerdem zu héheren Abzinsungssétzen
fiir Pensionsrickstellungen und damit zu niedrige-
ren Zufhrungen zu diesen Ruckstellungspositio-
nen, was sehr relevant ist, wenn der Haushalt

komplett doppisch gefuhrt wird. Das Thema Pensi-
onsruckstellungen fihren Sie ja auch immer wieder
an. Dann muissen Sie aber auch die Mechanismen
sehen. Das heif3t, eine isolierte Betrachtung des
Kreditmarktzinsniveaus hilft Gberhaupt nicht weiter,
sondern verleitet zu irrefuhrenden Annahmen.

Die Finanzbehorde hat ein gut erarbeitetes Kredit-
management, das konnten wir gestern in ersten
Auszligen schon wahrnehmen. Wir werden das im
Haushaltsausschuss noch einmal besprechen.
Dort kdnnen Sie dann auch lhre Idee noch einmal
bewerten lassen. Eine Uberweisung lhres Antrags
ist jedoch nicht sinnvoll, denn lhr Antrag greift fach-
lich zu kurz und ist in der Sache unnétig; daher
lehnen wir ihn ab.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Heintze, Sie
haben das Wort.

Roland Heintze CDU:* Vielen Dank, Frau Prasi-
dentin.

Dass das Kreditbankmanagement ein wichtiges
Thema ist, ist unbestritten, und dass wir in der
Stadt viele Menschen in der Finanzbehérde haben,
die das sehr gut machen, ist aus Sicht der
CDU-Fraktion auch unbestritten. Wir wiirden uns
gelegentlich etwas mehr Transparenz und das eine
oder andere Instrument weniger winschen; das
hat aber erst einmal mit dem FDP-Antrag an dieser
Stelle nichts zu tun.

Was allerdings mit dem FDP-Antrag schon einiges
zu tun hat, und dazu hat Herr Quast schon viel
Richtiges gesagt, ist ein Aspekt, den ich kritisch
sehe. Ich glaube nicht, dass wir im Haushalt Park-
platze in Form von Riucklagen fur alles Mégliche
schaffen mussen, und das gilt insbesondere nicht
fur Parkplatze fir mogliche hohere Zinsen, die da
kommen mégen, weil genau das im Gegensatz zu
Pensionslasten am allerwenigsten zu kalkulieren
ist, auch wenn Sie in lhrem Antrag etwas anderes
suggerieren. Von daher lehnen wir grundsatzlich
einen Parkplatz fur zu erwartende Zinssteigerun-
gen, in welcher Gré3e auch immer, ab.

Was in diesem Punkt aber auch wichtig ist: Wenn
ich einen solchen Parkplatz schaffe, dann bekom-
me ich den doch nicht umsonst. Das bedeutet al-
so, fur moégliche steigende Zinsen einen Parkplatz
in der Rucklage zu bilden. Hier bekommen wir viel-
leicht 1 Prozent Verzinsung, dafur zahlen wir dann
aber wieder Zinsen, weil wir das Geld zuriicklegen,
anstatt es, wie die CDU es vorschlagt, im Haus-
haltsansatz verfallen zu lassen. Das Geld muss
namlich irgendwo aufgenommen werden. Es ist
doch nicht so, dass wir einen ausgeglichenen
Haushalt hatten und keine Schulden. Deswegen
finde ich dieses Instrument, das Sie vorschlagen,
Herr Blasing, in Zeiten von Haushaltsdefiziten ex-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 41. Sitzung am 26. September 2012 3137

(Roland Heintze)

trem kontraproduktiv, weil es nur dazu fihrt, dass
wir Zinsen fur Dinge zahlen, die wir an anderer
Stelle nicht klar kalkulieren kénnen, auch wenn Sie
versuchen, das in Ihrem Antrag zu suggerieren.
Wer sich die Zinsentwicklung seit 2001 anschaut,
der sieht, dass sie von etwa 7 Prozent auf heute
2 Prozent gesunken ist. Wenn man sich Uberlegt,
was zwischenzeitlich schon alles prognostiziert
wurde, wie sich die Lage am Zinsmarkt entwickele,
dann frage ich mich, welches Volumen heute lhre
Rucklage hatte und wie viele Zinsen wir dafir be-
zahlen wirden. Das halte ich fir ein grundfalsches
Instrument, um dieser Herausforderung zu begeg-
nen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Mathias Pe-
tersen und Karin Timmermann, beide SPD)

Was wir richtig finden — deswegen unser Zusatzan-
trag —, ist die Transparenz; lhrem Punkt 1 kénnen
wir gern zustimmen. Der Senat plant schon ganz
gut an dieser Stelle. Er plant durchaus mit Zinssat-
zen zwischen 4 Prozent fur 2011/2012 und 3,5 be-
ziehungsweise 3,8 Prozent fur 2013/2014. Er hat
aber in den letzten Jahren immer nur zwischen 2
bis 3 Prozent Zinsen bezahlt, da wurde also schon
Geld eingespart. Wir wirden es sehr gut finden,
wenn man konsequent ware und keine Parkplatze
dafir bildete, sondern einfach sagt, das, was wir
einsparen, wird nicht irgendwo deckungsféhig oder
geht in irgendeine Ricklage, sondern verfallt
schlicht. Das bedeutet, man kommt gar nicht erst
auf die Idee, an dieser Stelle hthere Ausgaben zu
schaffen, sondern man ist deutlich konsequenter,
indem man Geld, das man nicht braucht, zuriick-
gibt. Ich bin nach wie vor der Meinung — ebenso
die CDU-Fraktion, durchaus auch mit Blick auf die
eigene Regierungszeit —, dass das, was wir heute
an Ricklagen in dieser Stadt haben, fir Klarheit
und Wabhrheit im Haushalt eine deutlich zu hohe
Rucklage ist. Von daher setzen wir uns auch fur
deren Abschmelzung ein und nicht fir neue Kredi-
terméachtigungen.

Fazit der CDU: Dieser Antrag und das vorgeschla-
gene Instrument sind aus unserer Sicht fur den
stadtischen Haushalt vollig ungeeignet. Es fuhrt zu
Mehrbelastungen, statt einen klaren Schnitt zu ma-
chen, und zu Minderbelastungen. Vorsorge ist im
Haushalt getroffen. Wenn Sie einmal hineinschau-
en, Herr Blasing, so haben die Zinstitel alle
Deckungsfahigkeiten, auch mit der bestehenden
Rucklage, die ungefahr noch bei 1 Milliarde Euro
liegt. Es ist also keine Gefahr in Verzug. Von daher
sagen wir: entweder konsequent keine Parkplatze
schaffen und die Ermdachtigungen streichen, das
haben wir beantragt, oder den Antrag der FDP ab-
lehnen. Das wirden wir dann tun, wenn Sie unse-
rem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Hajduk, Sie
haben das Wort.

Anja Hajduk GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Das Thema Risikovorsorge fur
steigende Kreditmarktzinsen ist schon ein wichti-
ges Thema, wenn man einmal betrachtet, wie hoch
die Zinsen anteilig an unserem Haushalt sind. Das
ist natiirlich mit den 815 Millionen Euro in 2012
oder den 900 Millionen Euro in 2013 eine erhebli-
che Summe. Es ist auch ein ausgesprochen aktu-
elles Thema, wenn wir darlber nachdenken, wie
sich die Zinsen entwickelt haben. Hier in Deutsch-
land ist es positiv, flr europdische Nachbarn je-
doch &aulerst negativ, und das l6st bei uns auch
enorme Handlungsbedarfe aus. Von daher finde
ich die Auseinandersetzung im Haushaltsaus-
schuss mit diesem Thema sehr wichtig.

Es ist deswegen auch wichtig, weil in diesem The-
ma eine neue Dynamik liegt. Ich habe es so ver-
standen, dass auch dieser Senat zum Beispiel mit
unterstiutzt, dass es zukinftig gemeinsame Anlei-
hen geben soll von verschiedenen Bundeslandern
mit dem Bund. Auch das weist darauf hin, dass
dieses ganze Thema, wie wir unsere Kredite und
Anleihen managen und welche Optimierungen dar-
in liegen, ein Thema ist, bei dem wir viel Kooperati-
on brauchen und auch eine kritische Kontrolle
durch uns im Parlament.

Ich spreche das an, weil unsere Fraktion vom
Grundsatz her Themen, wie wir damit besser um-
gehen koénnen, konstruktiv aufnehmen will und
deswegen eine Uberweisung an den Ausschuss
durchaus verninftig und gut gefunden hétte. Herr
Quast hat sich aber sehr eindeutig geaul3ert, so-
dass, wenn wir Gber das Kreditmanagement Ham-
burgs noch weiter in Selbstbefassung sprechen,
dort noch verschiedene Vorschlage und Fragen
diskutiert werden kénnen. Ich kénnte mir vorstel-
len, dass wir das gar nicht unbedingt mit den
Haushaltsberatungen abschlieBen missen, denn
die sind mehr als dicht gepackt. Aber mit Blick auf
das Thema, das ich gerade ansprach, gemeinsa-
me Anleihen von Bund und Landern und die hohe-
re Expertise auch auf Bundesebene hier mit Mana-
gementsystemen zu begleiten, aber auch mit an-
derem Personal und Geld, kdnnte es fur uns auch
interessant sein, sich mit Experten auszutauschen.

Zum Antrag der FDP: Punkt 1 finden wir in jedem
Fall beschlussfahig und gut. Bei den anderen
Punkten habe auch ich meine Skepsis, namlich ob
es sinnvoll ist, eine solche Risikovorsorge als
einen Extratitel einzufihren. Dazu haben meine
beiden Vorredner von SPD und CDU einiges Kiriti-
sche gesagt. Ich will nur ergédnzen, dass auch die
heutigen Moglichkeiten, zum Beispiel Geld anzule-
gen und dabei gute Anlagekonditionen zu finden,
begrenzt sind. Ich hatte bei meinen Fragen gestern
im Ausschuss den Eindruck, dass dies schon eine
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Frage ist, bei der man sich mit dieser Vorsorge be-
grenzen sollte und aufpassen muss, dass man hier
nicht zu weit springt.

Umgekehrt finde ich allerdings auch den vermeint-
lich extrem engen Korridor, Herr Heintze, den ich
aus lhrem Antrag herauslese, aktuell schwierig.
Wir haben im Moment eine Zinsentwicklung und
deswegen auch eine mdglichst nahe Veranschla-
gung, wenn ich mir den Haushalt 2012 ansehe, die
die Zinsen weit niedriger kalkuliert, als wir es friher
kalkulieren mussten. Grundsatzlich muss da immer
eine gewisse Vorsorge mitlaufen. Wenn wir aus
diesen niedrigen Zinssatzen von heute — unter
2 Prozent, wie wir gestern erfahren haben — ablei-
ten, fur die Jahre 2013/2014 bei Neukrediten nicht
etwa mit 3,5 oder 3,8 Prozent, sondern vielleicht
nur mit 2,2 oder 2,3 Prozent zu kalkulieren, dann
hétte ich die Sorge, dass das nicht vorsorgend ge-
nug ist. Deswegen sind wir von dem Antrag nicht
Uberzeugt. Ich gehe davon aus, wenn dieser An-
trag nicht Gberwiesen wird, dass wir diese Fragen
trotzdem im Haushaltsausschuss erértern, und da
gehdrt es auch hin. — Schénen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Heyenn, Sie
haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! DIE LINKE begrif3t die In-
itiative des Senats, bei der Kreditaufnahme ab
2013 Bund-Lé&nder-Anleihen im Huckepackverfah-
ren, sogenannte Deutschland-Anleihen, zuzulas-
sen. Ein einheitlicher Zinssatz kommt nicht nur den
finanzschwécheren, sondern allen Bundeslandern
zugute. Und da sich der Bund um 1 Prozent billiger
als die Lander Geld leihen kann, wird das neue
Verfahren den Hamburger Haushalt um circa 15
bis 20 Millionen Euro jahrlich entlasten.

Im Sinne von Klarheit und Wahrheit und Transpa-
renz stimmen wir dem ersten Punkt des FDP-An-
trags zu; das war es dann aber auch schon.
Punkt 2 bis 4 lehnen wir ab, und auch eine Uber-
weisung an den Haushaltsausschuss lehnen wir
ab. Die Zinsersparnis zur Verschéarfung der Schul-
denbremse einzusetzen, kommt fir uns Uberhaupt
nicht in die Tute. Der Betrag kénnte zum Beispiel
dafur verwendet werden, den Inflationsausgleich
und die Tarifsteigerungen in vollem Umfang zu
leisten oder, anders ausgedriickt: Wenn die Zinser-
sparnis eingesetzt wird, um den Personalabbau im
offentlichen Dienst abzuschwéchen, dann waére
das ein sinnvoller Beitrag, aber einen neuen Po-
sten zu schaffen fur eventuelle Zinssteigerungen
lehnen wir ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Wenn keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur
Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksachen
20/5250 und 20/5365 an den Haushaltsausschuss
zu? —Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit sind
beide Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Wir be-
ginnen mit dem CDU-Antrag aus Drucksache
20/5365.

Wer mochte diesen annehmen? — Gegenprobe.
—Enthaltungen? — Damit ist der Antrag abgelehnt.

Nun zum Antrag der FDP-Fraktion aus Drucksache
20/5250. Die CDU-Fraktion mochte diesen ziffern-
weise abstimmen lassen.

Wer mdchte Ziffer 1 beschlieBen? — Gegenprobe.
—Enthaltungen? — Damit ist die Ziffer 1 abgelehnt.

Wer mdchte sich den Ziffern 2 bis 4 anschliel3en?
—Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit sind auch
diese Ziffern abgelehnt.

Ich rufe Punkt 33 auf, Drucksache 20/5269 in ihrer
Neufassung, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
HSH Nordbank — Wer tragt das neue Geschéfts-
modell?

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

HSH Nordbank — Wer tragt das neue Geschafts-
modell?

— Drs 20/5269 (Neufassung) -]

Diese Drucksache mdchte die Fraktion DIE LINKE
an den Haushaltsausschuss Uberweisen. Wer
winscht das Wort? — Herr Hackbusch, Sie haben
es.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Das mit dem "Tschiiss"
war schon ernst gemeint.

Das Problem, vor dem wir stehen, ist, dass wir zu
dieser spaten Stunde noch ein richtig schwerge-
wichtiges Thema auf den Tisch bekommen. Wir
sind leider die Letzten, die etwas anmelden konn-
ten, und dementsprechend kommt dieses Thema
so spat. Aber ich kann Sie leider nicht damit ver-
schonen.

Wir alle leiden ein wenig darunter, dass es lange
Haushaltsausschusssitzungen gibt. Wir diskutieren
gegenwartig Uber Einnahmen von 10,4 Milliarden
Euro und Uber Ausgaben von insgesamt 11,8 Milli-
arden Euro, und wir streiten uns angesichts dieser
Summe Uber Kleinigkeiten, wo Kirzungen zu ma-
chen sind und wo nicht. Wir hatten eine grofRe De-
batte in der Burgerschaft mit grof3en Gesten zur
Schuldenbremse, erstaunlicherweise gerade von
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den Parteien mit Vehemenz vorgetragen, die die
Schulden verursacht haben, aber sich selbst nicht
mehr politisch so richtig Uber den Weg trauen und
deswegen sagen, die Schuldenbremse sei absolut
notwendig; das ist so ungeféhr die Situation. Ich
finde aber, dass diese Debatten angesichts des-
sen, was sich bei der HSH Nordbank zusam-
mendraut, fast erstaunlich sind.

Im Gegensatz zu dem, was viele Menschen in die-
ser Stadt wahrnehmen und was auch in der Bir-
gerschaft diskutiert wurde, hat uns die HSH Nord-
bank schon Etliches gekostet. Der Rechnungshof
geht von 1,9 Milliarden Euro aus, die wir aufgrund
der HSH Nordbank schon ertragen mussten. Das
wird gegenwartig noch hinter allgemeinen Schul-
denbergen versteckt, aber es ist real zu bezahlen
und angesichts von 10,4 Milliarden Euro schon ei-
ne riesige Summe. Das drohende Szenarium ist
insgesamt, das wissen Sie vielleicht, ich will es
aber sicherheitshalber trotzdem noch einmal sa-
gen, sehr gro. Herr Tschentscher hat im Haus-
haltsausschuss gesagt, dass 90 Milliarden Euro
— das Neunfache unseres Haushalts — an Risiko
vorhanden seien fir die Lander Schleswig-Holstein
und Hamburg.

Sehr konkret liegt immer noch eine Birgschaft in
Héhe von 7 Milliarden Euro an, die sehr schnell ge-
zogen werden kann in dem Augenblick, in dem
sich die Situation verschlechtert. Die personlich
Verantwortlichen fir dieses Desaster sind tber alle
Berge, wir bekommen sie nicht mehr richtig zu fas-
sen. Es ist ein groBes Problem der Politik, dass
das nicht zu machen ist. Ich finde, dass eine ge-
wisse politische Verantwortung bei einigen Partei-
en liegt, die sich hier befinden, und sie sollten es
auch dementsprechend tragen. Aber die person-
lich Verantwortlichen sind gegenwartig nicht mehr
zu fassen. Es ist ein grolRes Problem der Politik,
wie man damit umgehen kann, denn dieses Desa-
ster haben sie uns hinterlassen. Wir missen also
gut Uberlegen, wie wir mit zukinftigen Schwierig-
keiten fertigwerden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich darf hoffentlich im Sinne des ganzen Hauses
sagen, dass eine solche Entwicklung nicht noch
einmal passieren darf, und zwar auch nicht noch
einmal in der Form, in der es damals geschah. Wir
hatten vorher Uberhaupt keine 6ffentliche Debatte
daruber. Es wurden in gro3er Geschwindigkeit und
mit enormem Zeitdruck Sanierungsmal3nahmen
durchgezogen. Wenn man heute die Protokolle
liest, muss man sich nur wundern, fir welche Rie-
sensummen man dort geradegestanden hat.
Dementsprechend halte ich es fur absolut notwen-
dig, dass wir offentlich dariber debattieren, wel-
ches die Probleme sind. Es sollte nicht nur ver-
steckt in Ausschusssitzungen, die nicht offentlich
sind, debattiert werden, sondern man muss eine

offentliche Debatte dartiber fihren, auch, um die
Glaubwaurdigkeit der Politik zu bewahren.

Warum spreche ich das jetzt an? Es gibt eine Ver-
offentlichung des zweiten Quartals der HSH Nord-
bank, und diese Veroffentlichung sieht eine drama-
tische Situation vor. Das Ergebnis zeigt, dass das,
was eigentlich das neue Geschéaftsmodell genannt
wurde, bisher in keiner Weise greift, und zwar nicht
nur bisher, denn die Situation wird eher harter im
Zusammenhang mit der HSH Nordbank. Dieses
Geschaftsmodell funktioniert nicht. Die Schwierig-
keiten dieser Bank wachsen standig.

Ein Kriterium dafur ist, dass dort die risikogewichti-
gen Aktiva ausgeworfen werden, die "Risk-Weigh-
ted Assets".

(Jan Quast SPD: Das hatte auf Deutsch ge-
reicht! — Prasidentin Carola Veit Gibernimmt
den Vorsitz.)

Sie stiegen innerhalb eines halben Jahres um
30 Prozent auf 60 Milliarden Euro. 60 Milliarden
Euro der Kreditsumme sind momentan Kkritisch,
nach offiziellen Kriterien. Wir wissen alle, dass die
HSH Nordbank im Zusammenhang mit dem Schiff-
fahrtsbereich eher noch mehr Probleme zu schul-
tern haben wird in der nachsten Zeit. Erstaunlicher-
weise weist das zweite Quartal sogar auf, dass im
Gegensatz zu dem, was die EU vorgeschrieben
hat, der Schifffahrtsbereich sogar angewachsen
ist. Das ist eine vdllig erstaunliche Entwicklung im
Gegensatz zu dem, was die EU vorgeschrieben
hat, namlich dass in diesem Bereich die Zahlen so-
gar angestiegen sind. Das ist auch eine kritische
Angelegenheit, die wir uns sehr genau anschauen
mussen.

Eine erste Reaktion auf diese schlechten und dra-
matischen Zahlen ist, dass die Ratingagentur Fitch
die Kreditwlrdigkeit der Bank erneut herunterge-
stuft hat. Wir befurchten noch weitere Entwick-
lungen solcher Art. Diese Situation fiihrt dazu,
dass das normale Risikomanagement, das wir als
Birgerschaft dort haben, uns das alle Vierteljahr
im Ausschuss anzuschauen, in dieser Situation,
die sich meiner Meinung nach dramatisch zuge-
spitzt hat, nicht mehr ausreicht. Wir missen einer-
seits eine oOffentliche Debatte dartber initiieren,
und zwar in der Form, wie ich sie vorschlage, nam-
lich dass man eine Risikovorsorge daftr von der
Stadt zuriicklegt, damit man offentlich dartber de-
battiert, welche Probleme dort existieren, und nicht
damit agiert, was irgendwie Uberraschend in ir-
gendeiner Form in den nachsten zwei bis fiinf Wo-
chen auf uns zukommt.

(Jan Quast SPD: Wo wollen Sie es denn
hernehmen, Herr Hackbusch?)

Sie sagen doch immer so schdn, dass der ordentli-
che Kaufmann Vorsorge leisten muss, weil er
sonst nicht in der Lage waére, diese Situation zu
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meistern. AuRerdem ist die offentliche Debatte dar-
Uber wichtig.

Zweitens haben wir grol3e Zweifel, dass der ge-
genwartige Vorstand der Bank in der Lage ist, die-
se kritische Situation zu meistern. Der Bericht von
Q2 zeigt deutlich, dass es grof3e Mangel gibt, und
wir verlangen dementsprechend ein externes Mo-
nitoring.

(Jan Quast SPD: Was sollen sie machen?)

Wir mochten auch kritisch nachfragen, inwieweit
die Begrenzung der Tantiemen, die von der EU ge-
fordert wurde, auch wirklich eingehalten wird. Wir
haben nur mitbekommen, dass die von uns einge-
forderte schriftliche Bestatigung vom Vorstand bis-
her nicht vorgelegt worden ist. Also sind wir dort
kritisch. Ich mochte Sie dazu auffordern, dass wir
diesen Prozess nicht leidend erleben, sondern poli-
tisch aktiv organisierend. Das ist das Entscheiden-
de, was wir von der Politik verlangen. Das ist eine
grofRe Bank, sie gehort im Wesentlichen uns, und
die Belastungen und Bedrohungen sind riesig. Ich
freue mich auf die Debatte.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Frau
Rugbarth.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Die HSH Nord-
bank hat zur Sanierung im Prinzip drei Aufgaben
zu erledigen. Das eine ist die Reduzierung der Bi-
lanzsumme von urspringlich einmal 208 Milliarden
Euro auf 120 Milliarden, da ist sie gut dabei. Das
Zweite, damit einhergehend, ist die Aufgabe von
Geschéftsfeldern, insbesondere solchen, die dol-
larbasiert sind wie zum Beispiel Flugzeugdfinanzie-
rung oder auch ausléndische Immobilienfinanzie-
rung.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Schifffahrt!)

Auch hier ist sie gut dabei. Das Dritte, Sie haben
es angesprochen, Herr Hackbusch, ist der Aufbau
eines zuklnftigen Kernbankmodells. Sie wissen
auch, dass erst seit dem Abschluss des EU-Beihil-
fe-Verfahrens eine Rechtssicherheit dartiber
besteht, dass dieses Geschéaftsmodell genehmigt,
dass es bestétigt und abgeschlossen wurde, und
das war im September letzten Jahres. Wie man
bereits nach einem Jahr ein Geschéftsmodell ver-
werfen kann, weil3 ich nicht, Herr Hackbusch.

(Beifall bei der SPD)

Das Geschéaftsmodell der HSH Nordbank hat nicht
standig gewechselt, wie Sie uns in lhrem Antrag
glauben machen wollen. Von Anfang an war Klar,
dass die HSH Nordbank im Schifffahrtssegment
bleibt, zuséatzlich Energie und Infrastruktur, und im
Unternehmensbereich den Fokus auf gro3e mittel-
standische Unternehmen im norddeutschen Raum

legt. Diese Umstrukturierung in einem laufenden
Geschaftsbetrieb stellt fir sich genommen schon in
Nicht-Krisenzeiten eine enorme Herausforderung
dar und ist umso mehr eine Herkulesaufgabe in ei-
ner momentan erneut besonders heftigen Schiff-
fahrtskrise und bei einem wechselnden Euro-Dol-
lar-Wahrungskurs. Die HSH Nordbank ist einer der
weltgrof3ten Schiffsfinanzierer. Davon auszugehen,
dass das keine Auswirkungen auf die Bank haben
wird, wiirde niemandem in diesem Haus einfallen.
Insofern stimme ich Ihnen zu, dass sich die
HSH Nordbank in einem schwierigen wirtschaftli-
chen Umfeld befindet. Allerdings wird die Situation
nicht dadurch entschérft, dass man eine monatli-
che Berichterstattung einfordert. Wir haben heute
bereits ein transparentes Berichtswesen der
HSH Nordbank. Im Ausschuss fir Offentliche Un-
ternehmen erfolgt quartalsweise eine Berichterstat-
tung des Vorstands und des HSH-Finanzfonds,
Anstalt des o6ffentlichen Rechts. Die letzte Bericht-
erstattung, Herr Hackbusch, erfolgte am 31. Au-
gust in einer Sitzung, als DIE LINKE mit Abwesen-
heit glanzte.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aha!)

Dort ware die richtige Stelle gewesen, um das zu
debattieren, was Sie in Ihrem Antrag einfordern.

(Beifall bei der SPD und bei Karin Prien
CDU)

Zur Erinnerung: Die quartalsbezogene Berichter-
stattung haben wir als Parlament 2009 durchge-
setzt, nachdem wir vom damals schwarz-griinen
Senat und dem Bankvorstand anhand nicht son-
derlich aussagefahiger Folien zu einer damals al-
ternativios genannten Entscheidung gendtigt wur-
den, ohne die entsprechenden Grundlagen zu ken-
nen. Aus diesem Grund haben sich die Fraktionen
der SPD, der CDU und der GAL seinerzeit in ei-
nem gemeinsamen Antrag darauf verstandigt, dass
es eine regelmafige Information sowohl Uber die
HSH Nordbank als auch den Finanzfonds geben
muss, und zwar im Ausschuss Offentliche Unter-
nehmen und nicht im Haushaltsausschuss.

Ich frage mich bei lhrer Forderung nach einer mo-
natlichen Berichterstattung, welchen weiteren Er-
kenntnisgewinn Sie davon eigentlich erwarten. Das
sind Momentaufnahmen, langfristige Trends kann
man aus einer monatlichen Berichterstattung nicht
erkennen, ganz abgesehen davon, dass es Vor-
schriften gibt, die einer von Ihnen vorgebrachten
Forderung entgegenstehen. Wir sind nicht die ein-
zigen Aktiondre der HSH Nordbank, das ist lhnen
bekannt, und eine bevorzugte Berichterstattung
gegeniber einzelnen Aktiondren ist schon allein
nach dem Aktienrecht nicht zuldssig, geschweige
denn bei einem kapitalmarktorientierten Unterneh-
men nach dem Kapitalrecht.

Kommen wir zu den anderen Details aus lhrem An-
trag. Sie bezweifeln das Geschéaftsmodell. Tatsa-
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(Andrea Rugbarth)

che ist, dass das urspriingliche Geschaftsmodell,
Herr Hackbusch, namlich die seinerzeit férmlich
explodierenden Geschafte mit strukturierten Wert-
papieren unter Vernachlassigung realer Kredit- und
Kundenbeziehungen zu norddeutschen Unterneh-
men das falsche Geschéaftsmodell war.

(Beifall bei der SPD)

Das jetzige Geschaftsmodell ist erst seit Ende letz-
ten Jahres Gewissheit, und nach einem Jahr kann
man noch nicht erwarten, wenn man die Ge-
schaftskunden im norddeutschen Raum vorher so
straflich vernachlassigt hat wie die HSH Nordbank
das vor 2009 gemacht hat, dass innerhalb kir-
zester Zeit das Vertrauen der Kunden zur
HSH Nordbank da ist. Da missen wir ihnen schon
noch ein kleines bisschen Zeit lassen. Das ist
nachvollziehbar, und da hilft auch kein Monitoring
durch das Parlament, den Senat oder wen auch
immer.

Jede schlechte Meldung, und das muss man auch
sagen, erschwert die Gewinnung von Neukunden
und wirkt kontraproduktiv zur Stabilisierung der
Bank, so wie Ihr Antrag kontraproduktiv wirkt. Eine
Stabilisierung der Bank sollte in unser aller Interes-
se liegen; Sie haben darauf hingewiesen, dass sie
uns gehort. Stattdessen versuchen Sie den Ein-
druck zu erwecken, dass der Vorstand Uberfordert
sei und die HSH Nordbank mit Buchungstricks
Uber Wasser héalt. Das ist vielleicht eine sinnvolle
Beurteilung der Arbeit des Vorstands, wenn man
die HSH Nordbank mit den Augen der LINKEN be-
trachtet, die ohnehin niemals in Regierungsverant-
wortung wollten, sondern nur das Kritisieren im
Programm haben.

(Dietrich Wersich CDU: Das haben die auch
40 Jahre erfolglos probiert!)

Die HSH Nordbank hat das Halbjahr mit einem po-
sitiven Konzernergebnis von 70 Millionen Euro ab-
geschlossen. Auch, wenn hierbei Einmaleffekte
wie zum Beispiel der Ruckkauf von Nachrangdarle-
hen eine Rolle spielen, ist das in Zeiten einer Wirt-
schafts- und Finanzkrise doch ein beachtliches Er-
gebnis und spricht daftr, dass der Vorstand ver-
antwortungsbewusst handelt. Der Bank Buchungs-
tricks vorzuwerfen, ist glatter Populismus, Herr
Hackbusch. Wéren Sie in der letzten Ausschusssit-
zung gewesen, dann wissten Sie jetzt, dass es
vollig legitim ist, Beteiligungen zu verkaufen und
hybride Finanzinstrumente zur Starkung der Eigen-
kapitalbasis zuriickzukaufen, und dann wissten
Sie auch, dass es nach dem Handelsgesetzbuch
ebenso legitim ist, stille Reserven in offene Reser-
ven umzuwandeln, die dann ebenfalls eigenkapi-
talstarkend verbucht werden. Das sind keine
Tricks. Dariiber hinaus unterliegt die HSH Nord-
bank wie jede andere Bank der Bankenaufsicht.

(Farid Milller GRUNE: Die hat doch schon
lange versagt!)

Mit dem Vorwurf von Buchungstricks wenden Sie
sich auch gegen dieses Kontrollinstrument der
Bankenaufsicht, ebenso wie Sie sich gegen die
treuhénderische Arbeitsaufsicht der EU wenden.

Nun zu den Risiken, Herr Hackbusch. Im Allgemei-
nen weil dieses Haus, welche Risiken bestehen.
Das sind einmal die aus der Gewahrtragerhaftung,
die per Jahresende dann noch mit 32 Milliarden
valutieren werden. Die wirden aber nur in An-
spruch genommen, wenn die Bank pleite wére.
Das ist sie definitiv nicht.

Sie haben des Weiteren angesprochen, dass die
RWAs um 30 Prozent gewachsen seien. Logi-
scherweise muss wahrend einer Schifffahrtskrise
jeder Kredit, der in der Schifffahrtsbank vergeben
ist, steigen. Auf das andere gehe ich nicht ein.

(Dietrich Wersich CDU: Wir hatten es auch
nicht verstanden, Frau Rugbarth!)

Auch bei der Sunrise sind bis jetzt nur 247 Millio-
nen Euro insgesamt von einer Zweitverlustgarantie
realisiert, die auf 7 Milliarden Euro ausgelegt ist.
Die Erstverlust-Tranche muss die HSH Nordbank
selbst tragen.

Wir werden summa summarum — ich bin ein
bisschen knapp in der Zeit — Ihren Antrag ableh-
nen, ebenso eine Uberweisung an den Ausschuss,
weil wir Uber die heutige Debatte hinaus bereits bei
jedem zweiten Termin des Ausschusses fiir Offent-
liche Unternehmen die HSH Nordbank auf der Ta-
gesordnung haben und Ihr Antrag keine weiterfih-
renden Impulse tber die bisher besprochenen Pro-
blemfelder hinaus bietet.

Noch ein Wort an die Fraktionen: Ein schwieriges
weltwirtschaftliches Umfeld berechtigt nicht zu po-
pulistischer Panikmache.

(Beifall bei Arno Miinster SPD)

Das Umfeld und nicht nur die Presse beobachten
sehr genau, ob wir als Senat und Parlament hinter
unserer Bank stehen. Ich fordere Sie auf, jederzeit
mit den Erkenntnissen, die wir im Ausschuss ge-
wonnen haben...

(Glocke)
—ich hore sofort auf —,

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Darum
wurde ich bitten, Frau Abgeordnete.

Andrea Rugbarth SPD (fortfahrend): ...unter Wir-
digung aller genannten Einfllisse verantwortungs-
bewusst umzugehen. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Heintze.
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Roland Heintze CDU:* Ich kann die Intention von
Herrn Hackbusch und von der LINKEN gut nach-
vollziehen, vollig egal, ob man im letzten Aus-
schuss fiir Offentliche Unternehmen dabei war
oder nicht. Auch die, die dabei waren, sind mit dem
Gefuhl hinausgegangen, was dieser Antrag eigent-
lich zu fassen versucht. Wir haben erstmals die Si-
tuation, dass ein Unternehmen sagt, wir sind nicht
ganz sicher, ob das Geschaftsmodell funktioniert,
weil es nicht so schnell funktioniert, wie es soll. Die
Bad Bank macht zwar an dieser Stelle eine gute
Arbeit, aber je langer sie arbeitet, desto mehr né-
hern wir uns den wirklichen Risiken. Und dass es
beim Bodensatz irgendwann dazu kommt, dass
das nicht mehr zu verkaufen ist, was dort noch
liegt, lasst sich leicht erschlieen, wenn man ge-
nau hinschaut. Wir kommen jetzt in eine Situation
— und das ist auch die Intention, die dahinter-
steht —, wo es unkommod und unsicher wird und
wir nicht wissen, was als Nachstes kommt.

Wir sehen den Antrag der LINKEN kritisch, weil wir
bei der HSH Nordbank kein Reportingproblem
mehr haben. Ich kann mich nicht daran erinnern,
dass ein Unternehmen mit den Risiken so intensiv
und inzwischen auch so offen und konstruktiv von
einem Ausschuss begleitet wurde, wie es bei der
HSH Nordbank derzeit getan wird. Daher glaube
ich nicht, dass zusatzliche Reportings irgendetwas
helfen, und ich glaube auch nicht, dass man mit ei-
nem Bankvorstand jeden Monat sein Geschéfts-
modell neu diskutieren sollte, insbesondere, wenn
man selbst Politiker ist und nicht Bankvorstand.
Wichtig ist, dass das Parlament ein wachsames
Auge darauf hat, dass das vereinbarte Reporting
eingehalten wird. Wir sollten aber nicht damit an-
fangen, mit den Bankvorstéanden dariiber zu disku-
tieren, was sie im letzten Monat schlecht gemacht
haben. Das halten wir fur falsch.

(Beifall bei der CDU)

Es kann sein, dass wir im Reporting noch einiges
justieren mussen. Deswegen wirden wir den An-
trag Uberweisen, wirden ihn aber, wenn er hier ab-
gestimmt wird, ablehnen.

Ich halte es fur kritisch zu sagen, dass der Vor-
stand einen schlechten Job macht. Ich glaube das
nicht, sondern ich glaube, dass der jetzige Vor-
stand schwierige Rahmenbedingungen hat. Lang-
sam muss man sich fragen, ob es nicht doch die
richtige Entscheidung gewesen wére, zu restruktu-
rieren und zu verkaufen. Vielleicht ware es besser
gewesen, 2011 mit der EU-Kommission nicht so
nachzuverhandeln, dass wir am Ende des Tages
sagen, dass das Geschaftsvolumen in dem Volu-
men reduziert wird, wie es jetzt passiert, um diese
Bank irgendwie — wie, wissen wir auch gerade
nicht — mit Steuergeldern zu retten. Man muss sich
heute fragen, ob diese Entscheidung richtig war.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man nun aber zu dem Schluss kommt, dass
diese Entscheidung falsch war, dann nitzt es lei-
der gerade nichts mehr. Der Senat sagt selber,
dass es durch die 25 Prozent, die das Geschéfts-
volumen weiter schrumpfte, extrem schwierig ist, in
der Bank noch Ertrag zu generieren. Und wenn ich
dann noch in den Bereichen schrumpfe, in denen
die Kernbereiche und -kompetenzen der Bank lie-
gen, namlich bei der Schifffahrt...

(Arno  Munster SPD: Schiffsfinanzierung,
nicht Schifffahrt! Ich sage es noch mal:
Schiffsfinanzierung!)

— Es niitzt nichts, wenn Sie dazwischenreden bei
einer Materie, von der Sie keine Ahnung haben.
Ich habe Sie noch nie in diesem Ausschuss gese-
hen, und das Thema ist flir Zwischenrufe dieser Art
deutlich zu ernst. Das hat lhre Fraktion erkannt
und die Fraktion DIE LINKE, und wenn Sie es
noch nicht erkannt haben, dann sollten Sie sich mit
Ihren Haushaltspolitikern unterhalten.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Minster, auch wenn lhre Fraktion keine Redezeit
mehr hat, ist das kein Grund, hier permanent da-
zwischenzubrillen. Herr Heintze, bitte fahren Sie
fort.

(Arno Munster SPD: Es wird aber hier was
Falsches erzahit!)

— Dann stellen Sie eine Zwischenfrage oder ma-
chen eine Zwischenbemerkung.

Roland Heintze CDU (fortfahrend): Um eine Zwi-
schenfrage zu stellen, misste man die Materie
durchdrungen haben.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg und Dr. Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Alle, die sich damit beschéaftigen, wissen, dass das
eine schwierige Materie ist. Deswegen glaube ich
auch nicht, dass man den Vorstand in der jetzigen
Form — frilhere Vorstdnde konnte man, wie es DIE
LINKE hier tut, kritisieren — kritisieren kann und
sollte. Wir missen weiterhin beim Thema Repor-
ting wachsam sein und das weiter kritisch beglei-
ten. Wir kénnen noch mal gucken, ob man nachju-
stieren kann. Jetzt das Reporting umzuschmeif3en,
halte ich fir schwierig. Deswegen werden wir das
ablehnen. Wir kdnnen jetzt wachsam sein und dem
Finanzsenator und dem Senat helfen, alles zu tun,
was in dieser Zeit nétig ist, um nicht zu den 7,2 Mil-
liarden Euro zu greifen. Das Erdffnen eines politi-
schen Dialogs in der Stadt hilft dieser Bank mo-
mentan aber nicht, jetzt kdnnen wir nur kontrollie-
ren und im richtigen Moment gegensteuern. Dafir
brauchen wir kein neues Reporting, denn das Re-
porting, was wir haben, ist gut.

(Beifall bei der CDU)



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 41. Sitzung am 26. September 2012 3143

Prasidentin Carola Veit: Nun hat das Wort Frau
Hajduk.

Anja Hajduk GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die letzte Berichterstattung
der HSH Nordbank gibt Anlass zur Sorge. Insofern
kann ich den sorgenvollen Aufschlag des Kollegen
Hackbusch nachvollziehen. Wir befinden uns auch
in einer anderen Situation als vielleicht in der An-
fangszeit, nachdem die Rettungsaktion konstruiert
wurde. Das jetzige Fahrwasser, in dem sich die
Bank bewegt, auch vor dem Hintergrund der pro-
blematischen Entwicklung der Schifffahrtskrise, hat
erhebliche Auswirkungen auf das Altgeschaft und
das Neugeschaft. Aber ich muss auch deutlich
feststellen, Herr Kollege Hackbusch, dass, gemes-
sen an den Schwierigkeiten, die wir alle sehen und
in unseren parlamentarischen Beratungen je nach
Arbeitsteilung nachvollziehen, |hr Vorschlag und
was Sie mit diesem Antrag bezwecken, schlicht
nicht zielfuhrend und ausreichend ist und nicht im
Verhdltnis zu den Problemen steht, die von der
Bank und in Kontrolle unsererseits geldst werden
missen.

Ich kann das ganz konkret sagen. Die Burger-
schaft berat quartalsmafig im eigens eingerichte-
ten Ausschuss Offentliche Unternehmen iiber die
HSH Nordbank, und zwar sehr intensiv, und das
mussen wir natdrlich dort auch in vertraulicher
Runde machen. Wir erhalten zwischenzeitlich,
wenn noétig, Akteneinsicht und bekommen vertrauli-
che Unterlagen. Auch DIE LINKE hat die Einrich-
tung eines Ausschusses Offentliche Unternehmen
unterstitzt, der genau diese Dinge und damit auch
die HSH Nordbank intensiv beraten soll. Deswe-
gen kann ich es nicht nachvollziehen, warum Sie in
Ihrem Antrag auf eine monatliche Berichterstattung
im Haushaltsausschuss drangen. Das ist nicht bes-
ser, sondern schlechter, und deswegen werden wir
das ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Zu Punkt 2 in lhrem Antrag, dass der Biurgerschaft
noch vor Abschluss der Haushaltsberatungen zum
Doppelhaushalt berichtet werden soll, welche Risi-
ken sich ergeben, kann ich Ihnen nur sagen, dass
wir verabredet haben, am 6. Dezember im Aus-
schuss Offentliche Unternehmen (iber das dritte
Quartal zu beraten. Wir beraten auch dank der Ak-
tivititen des Ausschussvorsitzenden immer sehr
aktuell, nachdem die Zahlen vorliegen, um nicht
nachzuklappen. Beteiligen Sie sich daran. Der
6. Dezember liegt vor Abschluss der blrgerschaftli-
chen Haushaltsberatungen. Dieser Punkt 2 ist also
schon in Planung und lhr Antrag an der Stelle
schon erfillt.

Was Sie hier beantragen, stof3t eindeutig auf akti-
enrechtliche Grenzen, das hat die Kollegin Rug-
barth dargelegt. Wir werden aber nicht von der

Verpflichtung enthoben, wie Herr Heintze sagt, un-
ser Reportingsystem, unsere Kontrollfunktion und
Begleitung als Abgeordnete intensiv wahrzuneh-
men. Dazu wirde ich eher die Kollegen der LIN-
KEN auffordern. Ich bin zutiefst davon uberzeugt,
dass Ihr Antrag keine Verbesserung, sondern eher
eine Verschlechterung der von lhnen selbst be-
nannten Zielsetzung bedeuten wiirde. Die Lage ist
ernst und wird auch durch die heutige Diskussion
nicht leichter, aber wir nehmen sie auch ernst. So
erlebe ich die Kollegen interfraktionell im Aus-
schuss. — Schdnen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr
Dr. Kluth.

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP:* Sehr geehrte
Frau Préasidentin, meine Damen und Herren! Mei-
nen ausdriicklichen Respekt fir den Debattenbei-
trag des Kollegen Hackbusch, der angesichts der
gegenwartigen Dramatik bei der Entwicklung der
HSH Nordbank alles andere als populistisch, son-
dern ausgesprochen sachlich und auch angemes-
sen war. Die FDP-Fraktion teilt die Sorgen, was die
aktuelle Entwicklung betrifft. Die Entwicklung ist
dramatisch, und wenn sie anhalt, dann koénnen
sich fir den Hamburger Haushalt daraus ebenso
dramatische Auswirkungen ergeben. Daher ist das
Mindeste, was wir hier beschlieRen kdnnen und
missen, eine Straffung der Berichtspflichten, und
zwar auch im Hinblick auf den gegenwartig in der
Beratung befindlichen Haushalt. Dass dem aktien-
rechtliche Vorschriften entgegenstehen, halte ich
fur eine schlichte Schutzbehauptung. Jeder Aktio-
nar, jeder Anteilseigner hat ein Informationsrecht
nach dem Aktiengesetz, und jeder Vorstand hat
die Verpflichtung, Auskunftsbegehren von Gesell-
schaftern stets und jederzeit nachzukommen. Wir
werden den vorliegenden Antrag daher unterstit-
zen und dem Uberweisungsbegehren zustimmen.
Nicht weniger wichtig ist jedoch, dass die Stadt als
Miteigentimer und als maf3geblicher Garantieneh-
mer endlich eine aktive Beteiligungsstrategie ent-
wickelt. Hiervon ist jedoch seit dem Abschluss des
EU-Beihilfeverfahrens vor gut einem Jahr nichts
mehr zu merken. Die Stadt lasst die Beteiligung
treiben und hofft auf Besserung.

(Farid Miller GRUNE: Gibt es denn jeman-
den, der es kaufen will?)

Das ist angesichts der Risiken fir die Stadt unver-
antwortlich, grob fahrlassig und spéatestens seit der
Veroffentlichung des Halbjahresberichts auch eine
falsche Hoffnung.

Warum ist der Halbjahresbericht Q2 aus Sicht der
FDP-Fraktion alarmierend? Erstens, das ist ange-
sprochen worden, zeigt das Halbjahresergebnis
einen dramatischen Gewinneinbruch. Und wenn
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(Dr. Thomas-Sénke Kluth)

man das Ergebnis, Frau Rugbarth hat es ange-
sprochen, um Einmaleffekte aus dem Verkauf von
Beteiligungen sowie dem Ruckkauf von Verbind-
lichkeiten bereinigt, so kehrt sich der im Halbjah-
resbericht ausgewiesene Gewinn von 70 Millionen
Euro in einen Verlust von 350 Millionen Euro um.

Zweitens, dass der Vorstand der Bank seine bishe-
rige Ergebnisprognose fir das Jahr 2012 zurtick-
genommen hat und keine neue Prognose abgeben
will, ist aus unserer Sicht ebenfalls ein deutlicher
Warnhinweis. Ich halte es im Ubrigen in der Nach-
betrachtung fir einen schwerwiegenden Fehler,
dass die Bank die vom SoFFin garantierte 3-Milli-
arden-Anleihe im Jahr 2012 vollstandig zurtickge-
fuhrt hat. Das kann bei einer weiteren negativen
Entwicklung der HSH Nordbank noch zu einem Bu-
merang fur die Stadt werden. Ich frage mich, wo
bei dieser Entscheidung die Einflussnahme der
Vertreter der Stadt in der Hauptversammlung und
im Aufsichtsrat der Bank war.

Drittens ist trotz der Kapitalerh6hung von 500 Mil-
lionen Euro aufgrund der EU-Beihilfe-Entscheidung
und dem Forderungsverzicht des HSH-Finanz-
fonds auf Garantiepramien die Kernkapitalquote im
ersten Halbjahr 2012, also innerhalb von nur sechs
Monaten, um 0,3 Prozent gesunken. Das bedeutet,
dass sie damit gerade noch 1 Prozent oberhalb
des regulatorischen Mindestwertes und oberhalb
der von der Europdischen Bankenaufsichtsbehor-
de vorgegebenen Kernkapitalquote von 9 Prozent
liegt.

Viertens halte ich die Behauptung, dass die negati-
ve Entwicklung allein durch Wertberichtigung we-
gen der akuten Schifffahrtskrise betrieben wird,
Frau Rugbarth, fur durchaus fraglich, denn die
Schifffahrtskrise findet nicht erst in den letzten
sechs Monaten statt, sondern ist ein bereits lang
andauerndes und lang bekanntes Phanomen. Es
muss also davon ausgegangen werden, dass sich
in den Buchern der Bank weit mehr ausfallbedroh-
te Kredite befinden, als wir bislang angenommen
haben.

Finftens ist auch das regulare Bankgeschaft nicht
erfreulich verlaufen. Die Zins- und Provisionsiber-
schisse sind unter Plan und unter den Vorjahres-
werten geblieben. Mit anderen Worten: Das neue
Geschaftsmodell der HSH Nordbank als Unterneh-
merbank des Mittelstandes hat bislang nicht gegrif-
fen. Der Markt hat auf die HSH Nordbank nicht ge-
wartet und dies war auch nicht anzunehmen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Der Senat ist daher aufgefordert, eine aktive Betei-
ligungspolitik bei der HSH Nordbank zu betreiben.
Schlicht auf bessere Zeiten zu hoffen und abzu-
warten, reicht nicht aus. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Hackbusch, Sie ha-
ben das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich habe noch knapp
zwei Minuten, das wird noch einigermal3en klap-
pen kdnnen.

Es ist eine sehr ernste Angelegenheit und Ausein-
andersetzung, Frau Rugbarth, und deswegen ha-
ben wir diesen Schritt bewusst gemacht, um die 6f-
fentliche Debatte darliber zu fihren. Wir sind der
Meinung, dass es sehr problematisch ist, wie es
damals gelaufen ist, dass man sagte, man bekom-
me im Geheimen bestimmte Informationen und
durfe damit eigentlich gar nicht an die Offentlichkeit
gehen. Das ist bei einem o6ffentlichen Unterneh-
men ein riesiges Problem. Wir sind damals tber-
rascht worden, und dementsprechend halte ich es
absolut fir notwendig, eine 6ffentliche Debatte

(Jan Quast SPD: Das ist unmdglich!)

neben der sehr konkreten Auseinandersetzung in
den geheimen Sitzungen des Ausschusses Offent-
liche Unternehmen zu filhren und das zu bespre-
chen.

(Andrea Rugbarth SPD: Das hat er doch ge-
rade getan!)

Wir kénnen nicht mit irgendwelchen bésen Uberra-
schungen kommen.

Das Zweite ist das Geschaftsmodell. Ich habe ex-
tra noch mal die Protokolle aus den Jahren 2008
und 2009 gelesen, um zu erfahren, wie das da-
mals diskutiert wurde. Das Geschéaftsmodell, das
heute praktiziert wird, lief schon im Jahre 2009. Da
wurde es in den wesentlichen Konturen im Aus-
schuss Offentliche Unternehmen genauso darge-
stellt. Die EU hat es vor einem Jahr rechtssicher
gemacht, aber das heildt, dass sie seit drei Jahren
genau mit diesem Geschaftsmodell arbeiten. Nach
drei Jahren ist eine kritische Wirdigung eines sol-
chen Geschéaftsmodells absolut notwendig und
wichtig. Ich méchte Sie davor warnen zu sagen,
dass man diese Fragen nicht in der Offentlichkeit
debattieren musse und dass jeder, der diese Fra-
gen in der Offentlichkeit debattiert, der Bank scha-
de.

(Anja Hajduk GRUNE: Das hat doch keiner
gesagt!)

— Das hat Frau Rugbarth ausdrucklich gesagt.

Damit will ich lhnen deutlich sagen, dass das un-
parlamentarisch ist und dass Ihnen das auf die Fu-
Re fallen wird. Es ist fur uns absolut notwendig,
Uber die Probleme und Schwierigkeiten dieser
Bank zu sprechen, ohne Einzelheiten auszuplau-
dern, die Konkurrenten bevorteilen kdnnten. Das
Parlament hat in den letzten vier, funf Jahren ge-
zeigt, dass es diese Differenzierung durchaus vor-
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nehmen kann. Wenn wir das nicht kénnen, werden
wir nicht in der Lage sein, ein solches Unterneh-
men demokratisch zu leiten. Demokratisch zu han-
deln ist das Wichtigste, auch fir unsere eigene
Glaubwaurdigkeit. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? — Wenn das nicht der Fall ist, kommen
wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung dieser Drucksache
an den Haushaltsausschuss zu? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen tber den Antrag in der Sache ab. Wer
mochte ihn annehmen? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt wor-
den.

Wir kommen zu Punkt 4, den Drucksachen
20/5093, 20/5175 und 20/5176, Berichte des Ein-
gabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/5093 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/5175 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/5176 -]

Ich beginne mit Bericht 20/5093.

Wer méchte sich der Empfehlung anschlie3en, die
der Eingabenausschuss zur Eingabe 390/12 abge-
geben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist dann mehrheitlich so beschlossen.

Wer schlief3t sich der Empfehlung zur Eingabe
295/12 an? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war dann einstimmig.

Wer moéchte schlieRlich den Empfehlungen zu den
Ubrigen Eingaben folgen? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann war auch das einstimmig.

Von den Ziffern 2 bis 4 hat die Blrgerschaft Kennt-
nis genommen.

Bericht 20/5175. Wer schlief3t sich der Empfehlung
an, die der Eingabenausschuss zur Eingabe
406/12 abgegeben hat? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist dann mit grof3er Mehrheit so
beschlossen.

Wer schlie3t sich den Empfehlungen zu den ubri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war wieder einstimmig.

SchlieB3lich zum Bericht 20/5176. Wer folgt der
Empfehlung, die der Eingabenausschuss zur Ein-
gabe 171/12 abgegeben hat? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Das ist dann mehrheitlich so
beschlossen.

Wer mdchte den Empfehlungen zu den Ubrigen
Eingaben folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war einstimmig.

Die in der Geschaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Burgerschaft von den unter
A aufgefiihrten Drucksachen Kenntnis genommen
hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann einstimmig so erfolgt.

Wer stimmt den Verlangen auf Besprechung nach
Paragraf 20 Absatz 2 Satz 5 unserer Geschéfts-
ordnung unter C zu? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann war auch das einstimmig.

Wir kommen zu Punkt 6, Drucksache 20/4949,
GroRRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Situation
Zentraler Notaufnahmen und Intensivmedizinischer
Stationen in Hamburger Krankenhdusern und Kon-
trollen des Amtes fiur Arbeitsschutz.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Situation Zentraler Notaufnahmen und Intensiv-
medizinischer Stationen in Hamburger Kran-
kenhausern und Kontrollen des Amtes fiir Ar-
beitsschutz

— Drs 20/4949 -]

Die Drucksache mdéchte die Fraktion DIE LINKE an
den Gesundheitsausschuss lUberweisen.

Wer stimmt diesem Uberweisungsbegehren zu?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mit
groRer Mehrheit so an den Gesundheitsausschuss
Uberwiesen.

Wir kommen zu Punkt 17, Drucksache 20/5231,
Unterrichtung durch die Prasidentin; Biirgerschaftli-
ches Ersuchen vom 29. Februar 2012, Bericht des
Verkehrsausschusses zu den Drucksachen 20/
1804: AKN wird S-Bahn, 20/1937: Elektrifizierung
der AKN-Strecke sowie 20/1938: AKN wird
S-Bahn.

*** Sammellbersicht, siehe Seite 3148


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5093&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5175&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5176&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4949&dokart=drucksache
Grossmbi
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht, siehe Seite 3148
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[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 29. Febru-
ar 2012

"Bericht des Verkehrsausschusses zu den
Drucksachen 20/1804: AKN wird S-Bahn, 20/
1937: Elektrifizierung der AKN-Strecke sowie
20/1938: AKN wird S-Bahn — Drucksache 20/
3246 -"

— Drs 20/5231 -]

Die Fraktion der GRUNEN mdchte die Drucksache
an den Verkehrsausschuss tberweisen.

Wer folgt diesem Begehren? — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Biirgerschaft im Ubrigen
Kenntnis genommen hat.

Punkt 20, Drucksache 20/5218, Bericht des Haus-
haltsausschusses.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 20/3181:

Gesetz zu den Abkommen zur Anderung des
Abkommens liber die Zentralstelle der Lander
fur Sicherheitstechnik und liber die Akkreditie-
rungsstelle der Lander fiir Mess- und Priifstel-
len zum Vollzug des Gefahrstoffrechts sowie
zur Anderung des Abkommens iiber die Zen-
tralstelle der Lander fiir Gesundheitsschutz bei
Arzneimitteln und Medizinprodukten (Senatsan-
trag)

— Drs 20/5218 —]

Wer mdchte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieRen und das Gesetz zu den Abkommen zur
Anderung des Abkommens iiber die Zentralstelle
der Lander fiir Sicherheitstechnik und tber die Ak-
kreditierungsstelle der Lander fur Mess- und Priif-
stellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts und zur
Anderung des Abkommens (iber die Zentralstelle
der Lander fur Gesundheitsschutz bei Arzneimit-
teln und Medizinprodukten aus Drucksache 20/
3181 beschlielen? — Wer moéchte das nicht?
— Enthaltungen? — Dann ist das einstimmig so be-
schlossen werden.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. — Widerspruch aus dem Hause sehe ich
nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung und damit end-
gultig beschlieBen? — Die Gegenprobe. — Enthal-

tungen? — Dann ist es auch in zweiter Lesung ein-
stimmig und somit endgultig beschlossen worden.

Punkt 2la, Drucksache 20/5359, Bericht des
Haushaltsausschusses: Errichtung eines Innova-
tionCampus for Green Technologies in Hamburg-
Harburg; Zustimmung zur Bestellung eines unent-
geltlichen Erbbaurechts an Flachen im Eigentum
der FHH.

[Bericht des Haushaltsausschusses uber die
Drucksache 20/4848:

Errichtung eines InnovationCampus for Green
Technologies in Hamburg-Harburg; Zustim-
mung zur Bestellung eines unentgeltlichen Erb-
baurechts an Flachen im Eigentum der Freien
und Hansestadt Hamburg - Haushaltsplan
2011/2012 - (Senatsantrag)

— Drs 20/5359 -]

Zunéachst stelle ich fest, dass die in Ziffer 1 der
Ausschussempfehlung erbetene Kenntnisnahme
erfolgt ist.

Wer mochte Ziffer 2 annehmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wer schlie3t sich ziffer 3 an? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Dann ist das ebenfalls einstim-
mig so beschlossen worden und der Senatsantrag
in erster Lesung angenommen worden.

Zu den Ziffern 2 und 3 bedarf es einer zweiten Le-
sung. Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten
Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. — Widerspruch aus dem Hause se-
he ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung zu Ziffer 2
des Senatsantrags gefassten Beschluss auch in
zweiter Lesung fassen? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist das auch zum zweiten Mal ein-
stimmig so erfolgt.

Wer will den soeben in erster Lesung zu Ziffer 3
gefassten Beschluss auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann war
auch das einstimmig und die Ziffern 2 und 3 sind
auch in zweiter Lesung und somit endgiltig be-
schlossen worden.

Punkt 23, Drucksache 20/5230, Bericht des Innen-
ausschusses: Anderung des Gesetzes Uber die
Hochschule der Polizei Hamburg.

[Bericht des Innenausschusses iiber die Druck-
sache 20/4847:


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5231&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5218&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5359&dokart=drucksache
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Anderung des Gesetzes iiber die Hochschule
der Polizei Hamburg (Senatsantrag)
— Drs 20/5230 -]

Wer mdochte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieBen und das Gesetz zur Anderung des Ge-
setzes Uber die Hochschule der Polizei Hamburg
aus Drucksache 20/4847 beschlieRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Es bedarf auch hier einer zweiten Lesung. Stimmt
der Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Da haben wir Gliick, das ist der Fall. Es gibt keinen
Widerspruch aus dem Hause.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlieRen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
das Gesetz auch in zweiter Lesung und somit end-
gultig beschlossen worden.

Punkt 26, Drucksache 20/5251, Antrag der FDP-
Fraktion: Ausweitung Positivhetz Lang-Lkw.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Ausweitung Positivnetz Lang-Lkw
— Drs 20/5251 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer mochte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mochte den FDP-Antrag annehmen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser An-
trag mehrheitlich abgelehnt.

Ich wiinsche Ihnen einen schénen Feierabend.
Ende: 21.36 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Klaus-Peter Hesse, Carl-Edgar Jarchow, Wolf-
hard Ploog, Finn-Ole Ritter, Christiane Schneider, Urs Tabbert und André Trepoll


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5230&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=5251&dokart=drucksache
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Anlage

Sammelibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 26. September 2012

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

18 5232 | Birgerschaftliches Ersuchen vom 24. November 2011
.Informationsrechte der Birgerschaft bei Haushaltsberatungen sicherstellen
— Drucksache 20/2142 —*

19 5270 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 13./14. Juni 2012
,Uberwachung des flieRenden Verkehrs — echte Pravention statt bloRer Abzocke!* — Druck-
sache 20/4313 -

21 5228 | Bericht des Haushaltsausschusses

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs- Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
Nr. der

7 4966 |Offentliche Beschaffung in Hamburg — wirtschaftlich und SPD und |Haushaltsaus-
fair, nachhaltig und innovationsférdernd? GRUNEN |schuss

16 5177 |Unterrichtung der Burgerschaft tiber die im Jahr 2011 Interfrak- | Kontrollgremium
durchgefiihrten MaRnahmen akustischer Wohnraumuiber- tionell nach Art. 13 (6)
wachung GG

29 5254 |Wer soll das Udo Lindenberg-Museum in der Speicher- SPD Kulturausschuss
stadt bezahlen?

C. Einvernehmliche Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
10 4969 | Situation der Zeitarbeit in Hamburg
11 4970 | Perspektiven und finanzielle Planungen im Arbeitsmarkt- und Sozialbereich






